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Beginn: 15.02 Uhr

Erster Vizeprasident Frank Schira: Meine Da-
men und Herren! Ich bitte Sie, Platz zu nehmen.
Ich erdffne die heutige Sitzung. Zu Beginn dieser
Sitzung méchte die Prasidentin ein paar Worte an
Sie richten. — Frau Présidentin, Sie haben das
Wort.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Prasi-
dent. Der Altestenrat dieses Hauses hat sich in sei-
ner gestrigen Sitzung mit den Anschlagen auf
Hamburger Abgeordnetenbiiros befasst.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Im vergangenen Jahr
haben wir uns hier im Saal gemeinsam an die Zu-
stande vor 80 Jahren erinnert, als uniformierte
Schlager rund ums Parlament standen, pébelnde
Besucher auf den Rangen und eine Kampfpresse,
die gegen Staat und Demokratie hetzte. Davon
sind wir zum Glick weit entfernt, das gehort einer
schlimmen Vergangenheit, aber eben der Vergan-
genheit an.

Aber wir stellen in immer starkerem Male fest,
dass die Grundlagen unseres demokratischen Mit-
einanders infrage gestellt, gering geschatzt und
manchmal sogar mit Fillen getreten werden. Die
reprasentative Demokratie, bei der gewahlte Ver-
treterinnen und Vertreter verbindlich fir alle Birge-
rinnen und Burger entscheiden, hat sich in Ham-
burg, in der Bundesrepublik Deutschland und ber-
all in der demokratisch verfassten Welt jahrzehnte-
lang bewahrt. Es war und ist eine hohe Ehre und
nattrlich mit erheblichem Vertrauensvorschuss be-
haftet, wenn man von den Wahlerinnen und Wah-
lern in ein Parlament entsandt wird.

Nun garantiert das naturlich noch lange nicht, dass
die Menschen mit allem einverstanden sind, was
ihre Reprasentanten entscheiden. Manchmal sind
die tieferen Zusammenhange, die uns nach reif-
licher Uberlegung zu Entscheidungen bringen,
schwer zu Uberblicken. Manchmal lassen sich
Menschen durch dimmliche, aber wirkungsvolle
Schlagworte aufhetzen, und manchmal entschei-
den wir als Parlament womdglich auch falsch.
Wenn man allerdings sieht, wie gut es diesem
Land und dieser Stadt im Grundsatz geht, kann die
Masse der Entscheidungen so falsch auch wieder
nicht gewesen sein.

Selbstverstandlich dirfen wir dennoch nicht bes-
serwisserisch daherkommen und Uberheblich mit
Entscheidungen in das Leben von Menschen ein-
greifen, die wir womaoglich vorher nicht richtig an-
gehdrt haben. Loben und Kritik Gben, gelobt und
kritisiert werden, pluralistisch Meinungen zulassen,
anhoéren und sich damit auseinandersetzen, das
macht Demokratie aus, und das ist die hdchst er-
folgreiche Grundlage fir das Gedeihen unseres
Landes und unserer Stadt. Kritisieren: ja, fir ande-

re Losungen werben: ja, Verblndete suchen, um
Mehrheiten zu finden: ja, wo es nétig ist, den Fin-
ger in die Wunde legen: auch ja, und es ist auch
vollig legitim, wenn man der Mehrheit dabei Iastig
fallt. Mehrheiten andern sich, und die Lastigen von
heute sind womdglich die Entscheider von morgen.
Das ist alles gut und richtig so, aber muss man,
missen auch wir deshalb Personen, die anderer
Meinung sind, personlich verunglimpfen? Muss
man aus Fehlverhalten Einzelner herleiten, dass
eine ganze Gruppe diskriminiert wird? Sind wir Po-
litiker alle faul, korrupt, wichtigtuerisch, unfahig, nur
weil es vielleicht tatséchlich ab und zu auch solche
unter uns geben mag?

Meine Damen und Herren! Ich bin Giberzeugt, dass
es diese grundsatzliche Geringschatzung der
Demokratie und ihrer Reprasentanten ist, die den
Boden bereitet fur das, was ich heute anspreche.
Wir Abgeordnete erleben in dieser Wahlperiode in
bisher nicht gekanntem Ausmalf3, wie unsere Biiro-
fenster zu Bruch gehen, Wande mit Farbe be-
schmiert werden oder Autoreifen zerschnitten wer-
den. Es werden Farbbeutel auf Privathduser ge-
worfen, Fensterscheiben zerschlagen, Blros sogar
von innen verwistet und Mitarbeiter in Angst und
Schrecken versetzt. Das macht witend, aber wir
werden uns dadurch nicht einschlchtern lassen.

(Anhaltender Beifall bei allen Fraktionen)

Den Betroffenen mdchte ich das ehrliche Mitgefiihl
aller Abgeordneten ausdricken. Wir sind entsetzt
und bestlrzt, und wir sichern lhnen unsere Hilfe
und Solidaritat zu. Ich versichere stellvertretend fur
uns alle, denen, die unsere Demokratie, in welcher
Form auch immer, verunglimpfen oder mit Fif3en
treten: Wir lassen uns nicht davon abbringen, L6-
sungen im Dialog zu suchen, alle Gesichtspunkte
abzuwagen und erst dann zu entscheiden, immer
mit dem gleichen Ziel vor Augen, unsere Freie und
Hansestadt Hamburg fiir alle Blrgerinnen und Bir-
ger jeden Tag ein Stlick lebenswerter zu gestalten.
— Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei allen Fraktio-
nen — Prasidentin Carola Veit Ubernimmt
den Vorsitz.)

Prasidentin Carola Veit:

Meine Damen und Herren! Wir kommen dann
gleich zur

Aktuellen Stunde

Dazu sind finf Themen angemeldet worden, und
zwar von der CDU-Fraktion

Wildes Campen in der Innenstadt, unange-
meldete Demos, Anschlage auf Abgeordne-
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tenblros — alles erlaubt? Regeln missen flr
alle gelten und durchgesetzt werden

von der GRUNEN Fraktion

Rekord-Sternfahrt zeigt: Fahrradstadt Ham-
burg braucht bessere Radrouten und mehr
StadtRader!

von der FDP-Fraktion

Hamburg steht auf gegen das Desaster Bus-
beschleunigung — SPD muss Baustellencha-
os, Geldverschwendung und Stadtver6dung
beenden

von der Fraktion DIE LINKE

23 000 machen mit bei Fahrradsternfahrt —
wann macht der Senat mehr fiir den Radver-
kehr?

und von der SPD-Fraktion

A7-Deckel-Ausbau und Strallensanierung —
Wir investieren in die Infrastruktur und Zu-
kunftsfahigkeit unserer Stadt!

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, das zweite
und das vierte Thema zum Bereich Fahrrad ge-
meinsam debattieren zu wollen. Ich rufe nun zu-
nachst das erste Thema auf. — Das Wort wird ge-
wlinscht von Herrn Wersich.

Dietrich Wersich CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Der Angriff vom 6. Juni auf
das Biro der SPD-Kollegin Frau Professor de Li-
bero nach einer unangemeldeten Demonstration
im Schanzenviertel und viele Angriffe gegen ande-
re Abgeordnete — mit Blick auf die Ereignisse kann
ich nur sagen, dass ein Angriff gegen eine oder
einen von uns ein Angriff gegen alle ist. Deshalb
haben Sie auch die uneingeschrankte Solidaritat
der CDU-Burgerschaftsfraktion, Frau Kollegin.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Ich sehe die Kollegin Fegebank, die vor ein paar
Jahren ein traumatisches Erlebnis hatte, als sie
einmal aus der Astra-Kneipe hinausgeworfen wur-
de. Es darf nicht sein, dass Strallenziige, Stadttei-
le oder Kneipen zu No-go-Areas flir gewahlte Ab-
geordnete werden. Das dirfen wir nicht zulassen
in Hamburg.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und der FDP)

Diesen Ereignissen am 6. Juni waren die Vorfélle
vor der Rathaustir am 5. Juni vorausgegangen.
Ich durfte auch Uber Stunden Zeuge sein von mei-
nem Biiro aus. GRUNE und LINKE hatten Fliicht-
lingsaktivisten zum Gesprach ins Rathaus eingela-
den, doch die wollten gar nicht reden. Sie blieben
vor der Tur stehen und entwickelten dort ihren Pro-
test — unangemeldete Versammlungen unter frei-
em Himmel im besonders geschiltzten Bannkreis

des Rathauses. Dieser Bannkreis des Rathauses
ist keine parlamentarische Folklore. Er ist explizit
der Schutzraum fir die Blrgerschaft als Gesetzge-
bungsorgan. Er soll garantieren, dass das demo-
kratische Ringen um die richtigen Entscheidungen
fur die Menschen in unserer Stadt, um das wir uns
hier gemeinsam nach klaren Regeln und Verfahren
Tag fur Tag bemihen, geschitzt ist vor dem Druck
von der StralBe. Gerade aus unserer Vergangen-
heit — die Prasidentin hat es angesprochen — ha-
ben wir die Lehre ziehen mussen, dass es den Ge-
walttatigen, denen, die willens sind, die rechts-
staatlichen Prozesse auszuhebeln, sonst gelingt,
die Funktionsfahigkeit der Demokratie zu gefahr-
den.

Genau um diese Bannmeile zu schitzen, hat die
Polizei Uber Stunden mit Engelsgeduld, aber er-
folglos auf die Demonstranten eingewirkt und dann
schliellich gerdumt. Fakt ist auch, dass es nicht
die Unkenntnis der Protestierenden war, sondern
eine gezielte Provokation von Extremisten. Sie
wollten die Regeln verletzen, um politische Auf-
merksamkeit zu erzeugen.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der SPD)

Fakt ist auch, dass die GRUNEN und die LINKEN
von den Linksextremisten flr diese Zwecke
missbraucht wurden. Deswegen, besonders an die
LINKE gerichtet, kann ich es nicht verstehen, dass
Sie, statt Lob und Ruckenstarkung fiir die Poli-
zisten zu leisten, die im Auftrag der Gemeinschaft
die Gesetze schiitzen, statt die Polizisten zu loben
und zu ermuntern, ihnen mit offentlichen State-
ments in den Ricken fallen. Es ist mir unerklarlich,
wie Sie die Polizei angreifen kdnnen, die unsere
demokratischen Grundregeln schutzt.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Deshalb mdchte ich an dieser Stelle auch im Na-
men der gesamten CDU-Fraktion der Polizei dan-
ken fir die Besonnenheit und Deeskalation. Aber
ich sage auch, Sie haben unsere uneingeschrank-
te Rickendeckung bei der Durchsetzung von
Recht und Regeln in unserer Stadt. Das muss so
sein und das ist auch gut so.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Demokratie braucht Regeln. Regeln schitzen nicht
nur Minderheiten, sie schiitzen auch Mehrheiten.
Wir brauchen eine wehrhafte Demokratie. Aber wir
brauchen auch einen Senat, der diese Regeln
durchsetzt. Deshalb ist dem Senat auch vorzuwer-
fen, dass seine nachlassige Haltung eben oft nicht
zur Deeskalation fiihrt, sondern Nachahmer gera-
dezu einladt, so, wie wir es tber Wochen und Mo-
nate im Vorfeld der schweren Krawalle vor Weih-
nachten im letzten Jahr erlebt haben.

(Jens Kerstan GRUNE: Schwachsinn!)
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Wer Regelverletzungen hinnimmt, der macht die
Dinge schlimmer. Deswegen ist der Senat drin-
gend gefordert zu handeln, denn unsere Regeln
des Zusammenlebens und unsere Regeln der De-
mokratie missen geschitzt und durchgesetzt wer-
den. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt fir
die SPD-Fraktion Herr Dr. Dressel.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich moéchte zunachst Ih-
nen, liebe Frau Prasidentin, unseren Dank aus-
sprechen fir lhre einleitenden Worte, die sehr
deutlich gemacht haben, um was es geht, namlich
darum, dass wir jederzeit in der Lage sind, eine
wehrhafte Demokratie zu sein, und dass wir uns
gegen Angriffe auf unsere Demokratie schiitzen
mussen. Vielen Dank, Frau Prasidentin, fur lhre
Worte dazu.

(Beifall bei der SPD, der CDU, der FDP, ver-
einzelt bei den GRUNEN und bei Dora Hey-
enn DIE LINKE)

Ich bin insbesondere dankbar fiir die Solidaritat,
die vor allem auch Kolleginnen und Kollegen mei-
ner Fraktion in den letzten Tagen, Wochen und
Monaten zuteil geworden ist, was das Thema An-
griffe auf Abgeordnetenbiros und auch auf Privat-
hauser angeht. Ich weil3, dass es auch Abgeordne-
te aus anderen Fraktionen getroffen hat, aber wer
ein bisschen in die Zeitung geschaut hat und die
Zahlen gelesen hat, der sieht, dass es vor allem
unsere Kolleginnen und Kollegen betrifft.

Deshalb mdéchte ich noch einmal sehr deutlich sa-
gen: Wir kénnen in dieser Stadt Gber alles streiten,
Uber alles diskutieren, aber es muss immer klar
sein, dass es friedlich und gewaltfrei ist, das muss
die Maxime sein.

(Beifall bei der SPD, der CDU, der FDP, ver-
einzelt bei den GRUNEN und bei Dora Hey-
enn DIE LINKE)

Zu diesem demokratischen Grundkonsens gehort
unser Rechtsstaat, eine gro3e Errungenschaft.
Recht und Gesetz sind keine Dispositionsmasse,
der Rechtsstaat ist nicht teilbar. Das gilt fur illegale
Zeltlager genauso wie fur rechtswidrige Demons-
trationen innerhalb der Bannmeile. Es gilt aber
auch fur den Umgang mit Flichtlingen. Recht und
Gesetz gelten, und sie werden und muissen in ei-
ner Stadt verantwortungsbewusst, angemessen
und immer unter dem Prinzip der VerhaltnismaRig-
keit — auch das ist ein Verfassungsprinzip — umge-
setzt werden. Und ich bin ganz sicher, dass dieser
Senat sich genau diesem Prinzip Recht und Ge-
setz, aber immer angemessene Anwendung, ver-
pflichtet hat.

(Beifall bei der SPD)

Ich méchte ausdricklich auch den Dank des Kolle-
gen Wersich an die Polizei aufgreifen. Die Polizei
hat gerade angesichts der Demonstrationen auf
dem Rathausmarkt sehr umsichtig agiert, sie hat
lange versucht, auch andere Auswege zu suchen,
und deshalb gebihrt der Polizei auch der Dank un-
serer Fraktion fir den Einsatz auf dem Rathaus-
markt.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Es geht natirlich auch um das Thema Fluchtlinge,
und ich moéchte dazu noch einige Worte sagen.
Der Senat muss sich an das Asylrecht, an das
Européaische Flichtlingsrecht halten, und das tut
er. Und er fahrt einen rechtsstaatlichen und huma-
nitdren Kurs. Wir alle zusammen, die ganze Zivil-
gesellschaft in der Stadt, haben weit Uber
10 000 Flichtlinge aufgenommen, die sich alle in
rechtsstaatlichen Verfahren befinden. Wir wenden
dreistellige Millionenbetrége in der Stadt fur Unter-
kunft, Integration und Betreuung auf. Und wer an-
gesichts dessen diesem Senat und der SPD vor-
wirft, sie betrieben eine kaltherzige Flichtlingspoli-
tik, der nimmt erkennbar die Fakten nicht zur
Kenntnis.

(Beifall bei der SPD)

Gerade wenn man sich die sogenannte Lampedu-
sa-Gruppe anschaut, so hat es hier ein sehr entge-
genkommendes Verfahrensangebot vonseiten des
Senats und der Nordkirche gegeben, das alle
Spielrdume, die gesetzlich bestehen, um Verfahren
entgegenzukommen, ausschopft, sogar unter Ein-
schluss der Duldung bis einschlieRlich des Rechts-
wegs. Voraussetzung ist, lediglich den Namen zu
nennen, einen Antrag zu stellen und die Fluchtge-
schichte zu schildern, wie es bei den weit Uber
10 000 Flichtlingen selbstverstandlich ist.

Deswegen wiederhole ich es an dieser Stelle, well
diese Verfahrensfrist jetzt nicht endlos weitergeht,
sondern der Senat transparent gemacht hat, dass
es bis zum 30. Juni die Moglichkeit gibt, das Ver-
fahrensangebot anzunehmen. Es geht auch dar-
um, wieder einen legalen Status zu erreichen wah-
rend dieses Verfahrens, auch eine Chance zu ha-
ben, eine Arbeit aufzunenmen. Auch das wird in
diesem Verfahren moglich sein. Die meisten aus
dem Kirchenumfeld haben dieses Angebot ange-
nommen, die aus dem anderen Umfeld eben nicht.

Deshalb sage ich an dieser Stelle an die Adresse
der Flichtlinge: Horen Sie nicht langer auf lhre Be-
rater, die Sie erkennbar fir andere Zwecke
missbrauchen, nehmen Sie das Angebot an und
stellen Sie bis zum 30. Juni in Hamburg einen An-
trag.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)
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Ich sage ganz konkret: Gehen Sie U(ber diese
rechtsstaatliche wie humanitare Briicke, die lhnen
Senat, Nordkirche und auch erganzend unsere
Fraktion gebaut haben. Den Unterstitzern sage
ich: Machen Sie ihnen keine falschen Hoffnungen
und missbrauchen Sie sie nicht fir lhre Zwecke.
Es ware wirklich dienlicher, wenn die Unterstltzer
nicht Unterschriften unter Manifeste setzen, son-
dern dabei helfen, dass Unterschriften unter Antra-
ge bei der Auslanderbehdrde gesetzt werden.

(Jens Kerstan GRUNE: Das ist zynisch!)

Damit wiirden Sie ihnen helfen, und das sollten Sie
jetzt tun. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)

Prisidentin Carola Veit: Von der GRUNEN Frak-
tion bekommt das Wort Frau Mdller.

Antje Méller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Herr Wersich, was fir ein zu-
sammengewdlrfeltes Thema und was fir eine zu-
sammengewlrfelte Rede.

(Dietrich Wersich CDU: Das sehe ich nicht
so!)

— Das sehen Sie nicht so, das denke ich mir.

Ich habe mir, nachdem ich die Anmeldung gelesen
habe, Uberlegt, was die CDU wohl sagen wird. Drei
Punkte sind mir eingefallen: Kritik an der Polizei,
Kritik an der Sozialpolitik der SPD und naturlich
das Thema, das die Prasidentin dankenswerter-
weise fur uns alle sehr richtig aufgenommen hat,
die Einschlchterungsversuche, die hinter den ge-
walttatigen Attacken gegeniliber Abgeordneten ste-
hen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Das ware alles mdglich gewesen bei dieser Rede.
Stattdessen haben Sie alles noch einmal bunt
durcheinandergemischt.

(André Trepoll CDU: Was wollen Sie uns
denn sagen?)

— Was ich lhnen sagen will, ist, dass man...
(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Nun las-
sen Sie Frau Moller doch ausfiihren.

Antje Méller GRUNE (fortfahrend): Ich will Ihnen
schlicht und einfach sagen, dass es nicht so geht,
wie Sie sich das vorstellen. Die Themen durchein-
ander zu mischen, das fiihrt uns nicht weiter, wir
brauchen Ldésungen.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Wir brauchen Lésungen in der Sozialpolitik. Selbst-
verstandlich gelten Regeln fir alle, aber wenn Sie
die Menschen, die wild campen, wie Sie es nen-
nen, fragen, dann werden die sagen, sie hatten
sich das nicht ausgesucht, sondern fir sie gabe es
keine Regel, denn sie fallen in ihrer Situation durch
die Regeln. Obdachlosigkeit ist nicht geregelt, son-
dern obdachlos werden Menschen, die auf Arbeits-
suche sind, die keine Arbeit finden, die zu wenig
Geld verdienen, um sich eine Unterkunft zu su-
chen. Diese Menschen campen dann wild, wie Sie
es nennen. Daflr braucht es andere Regeln, als
wir im Moment haben.

Ich komme zur Frage des Umgangs mit unange-
meldeten Demonstrationen innerhalb der Bannmei-
le. Die Bannmeile gehért genau zu dem, was auch
die Prasidentin vorhin beschrieben hat, namlich zu
unserer Madglichkeit, unbeeinflusst in diesem
Hause unsere Arbeit zu tun. Deswegen ist sie uns
allen, glaube ich, ein wichtiges Arbeitsinstrument
und eine wichtige Regel. Wenn jemand sie be-
wusst durchbricht und sich unangemeldet dort hin-
setzt, dann tut er, sie oder eine Gruppe das auch
aus bestimmten Grinden, namlich um auf sich auf-
merksam zu machen.

(Zurufe von der SPD: Oh, oh!)

Es schreckt sie dabei noch nicht einmal ab, dass
sie eine Ordnungswidrigkeit begehen. Dieser
Gruppe wurde das mehrfach gesagt, nicht nur von
der Polizei, sondern von vielen anderen Beteilig-
ten. Sie blieben bei ihrem Weg. Das ist aus unse-
rer Sicht ein falscher Weg, weil die Verletzung der
Bannmeile eine eindeutige Ordnungswidrigkeit ist.

(Beifall bei den GRUNEN)

Allerdings war das aus der Sicht der Flichtlinge
— ich kann nur fir die reden, weil ich mit ihnen ge-
sprochen habe — die einzige Ldsung, um auf sich
aufmerksam zu machen.

(Zurufe von der SPD und der CDU - Klaus-
Peter Hesse CDU: So ein Quatsch!)

Herr Dressel hat noch einmal deutlich gesagt, was
das Angebot des Senats ist. Mir scheint, dass es
aus der Sicht der Fliichtlinge — so schwer das auch
fir mich anzunehmen ist — keine Losung ist. Ich
verstehe lhren Unmut an der Stelle tatsachlich
nicht. Sie vermischen namlich meine Beschreibung
der Situation der Menschen mit meinem von lhnen
unterstellten Einverstandnis des Verstol3es gegen
die Bannmeile; das ist schlicht absurd.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Wir missen zurtickkommen zu der Motivation der
Menschen, die wild campen oder die sich auf die
Bannmeile setzen und sagen, sie verletzten dort
bewusst etwas, das wir uns geschaffen haben. Wir
brauchen Lésungen, um den Menschen weiterzu-
helfen. Dass die Ldésung nicht darin liegt, dass sie
unsere Regeln verletzen,



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 89. Sitzung am 18. Juni 2014 6663

(Antje Moller)

(Dr. Andreas Dressel SPD: Dann haben Sie
Ihr Ziel ja erreicht!)

ist, glaube ich, allen klar.
(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Jetzt bekommt von der FDP-Fraktion das Wort
Herr Ritter.

Finn-Ole Ritter FDP: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Liebe Kollegen von der CDU,
wenn man lhre Anmeldung genau durchliest, dann
sind es rein sachlich gesehen drei verschiedene
Themen und Komplexe, Uber die Sie reden woll-
ten.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Vier!)

Grundsatzlich kann niemand dem Satz "Regeln
mussen fur alle gelten" widersprechen. Es kommt
doch erstens darauf an, in welchem Kontext man
ihn gebraucht, und zweitens, wie man die Einhal-
tung der Regeln durchsetzt. Der Kontext wird von
Ihnen, meine Damen und Herren von der CDU, arg
vermischt. Das Ganze soll offenbar zum Law-and-
Order-Thema hochgespielt werden — mit der CDU
als Sheriff-Truppe. Das braucht Hamburg nicht.

(Beifall bei Katja Suding FDP, den GRUNEN
und der LINKEN)

Ubrigens handelt |hr Parteifreund und Innensena-
tor in Berlin nicht so, obwohl er die gleichen Pro-
bleme hat, teilweise sogar noch viel intensiver.
Deshalb schlagen wir Liberale vor: Lassen Sie uns
zu einer sachlichen Diskussion zurtuckkehren.

Zunachst einmal zum ersten Themenkomplex, das
Campen auf offentlichen Grinflachen. Die Erstzu-
sténdigkeit haben hier aus unserer Sicht die Bezir-
ke selbst. Sie sind fir ihre Griinanlagen verant-
wortlich. Wenn wir die Bezirke starken mdchten

(Thilo Kleibauer CDU: Starken der Bezirke!)

— das ist genau das Thema, und das wollen wir Li-
berale —, dann mussen wir ihnen die Wahrneh-
mung der Zustandigkeiten auch zugestehen. Erst
wenn eine Gefahrenabwehr notwendig wird, muss
die Innenbehdrde einschreiten, und in diesem Fall
haben die Camper die Grinflachen freiwillig verlas-
sen.

(Dietrich Wersich CDU: Und wann dirfen wir
dariber reden?)

Anstatt sich hier zu echauffieren, liebe CDU, soll-
ten wir uns lieber konstruktiv fragen, wie wir in Zu-
kunft mit der Unterbringung von Arbeitsmigranten
umgehen méchten. Oder wollen Sie die Akzeptanz
der Freizugigkeit in der EU gefahrden und den Po-
pulisten dadurch in die Hande spielen? Wir wollen
es nicht.

(Beifall bei Katja Suding FDP, den GRUNEN
und der LINKEN)

Der zweite Punkt betrifft ein ganz anderes Thema,
namlich der unangemeldete Protest im Bannkreis
des Rathauses. Eine solche Demonstration — und
es ist wichtig, unabhangig von welchem Inhalt — ist
nicht genehmigungsfahig und musste daher aufge-
lést werden; das geht an die Adresse von GRU-
NEN und LINKEN.

(Jens Kerstan GRUNE: Da haben Sie
gestern nicht zugehort! Das ist doch total
unstrittig!)

— Sie haben gestern so emotional geredet und sich
fast Uberschlagen, da konnte ich Sie ganz schlecht
verstehen, Herr Kerstan.

Auch hier hilft ein Blick ins Gesetz. Nach allem,
was mir bekannt ist, auch aus den Berichten von
Augenzeugen, hat die Polizei mit Augenmald ge-
handelt und ihre Aufgabe gut erfillt. An dieser
Stelle auch von uns Liberalen einen herzlichen
Dank an die Einsatzkrafte, die vor Ort waren.

(Beifall bei Martina Kaesbach, Katja Suding,
beide FDP, und der SPD)

Umso unverstandlicher, meine Damen und Herren
von der LINKEN, ist deshalb die Pressemitteilung
von Frau Schneider. Sie sprechen von einem bluti-
gen Einsatz. Das heizt die Stimmung nicht nur
noch mehr an, es ist vor allem unbegrindet. Sie
sollten sich lhrer Verantwortung als Abgeordnete
mehr bewusst werden.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Meine Damen und Herren! Wir brauchen einen
konstruktiven Dialog, anstatt die Flichtlinge zu in-
strumentalisieren. Der Innensenator hat zwar vor
Monaten den angemessenen Umgang mit dieser
Gruppe verschlafen, aber das darf keine Entschul-
digung dafur sein, die Polizei und die engagierten
Einsatzkrafte als Sindenbock darzustellen.

Und nun zum dritten Punkt, die Anschlage auf die
Abgeordnetenbiiros. Ich méchte mich im Namen
der FDP-Fraktion, der Prasidentin und den ande-
ren Fraktionen auch dafur bedanken, dass Sie im
Altestenrat unserem konstruktiven Vorschlag ge-
folgt sind und eine gemeinsame Erklarung durch
die Prasidentin zu Beginn der Sitzung verlesen
wurde. Alle demokratischen Parteien und besonde-
ren Krafte verurteilen natirlich die politisch moti-
vierten Straftaten und fordern alle Birger dieser
Stadt auf, es uns gleichzutun, denn diese Angriffe
sind nicht nur blofRe Sachbeschadigung. Vielmehr
symbolisieren sie Angriffe auf die gewahlten Volks-
vertreterinnen und Volksvertreter in unserer Stadt
Hamburg. Sie sind auch als Angriff auf Mandate
und Demokratie zu verstehen, und das dirfen wir
alle in Hamburg nicht dulden. — Vielen Dank.
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(Beifall bei der FDP, den GRUNEN und der
LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt von
der Fraktion DIE LINKE Herr Hackbusch.

Norbert Hackbusch DIE LINKE:* Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Die Links-Fraktion
will deutlich und kraftig sagen, dass wir alle An-
schlage auf Blros von Abgeordneten heftig ableh-
nen.

(Zurufe von der SPD und der CDU — Karl-
Heinz Warnholz CDU: Auch auf die Polizei!
Die gehort dazu!)

Abgeordnetenbliros in den Stadtteilen sind eine
demokratische Errungenschaft, und wir finden es
ausdrucklich richtig, dass wir als Abgeordnete vor
Ort sind.

(Gerhard Lein SPD: Auch die Mitarbeiter?)

Diese Anschlage empfinden wir als Angriff auf die
Demokratie und weisen sie dementsprechend hef-
tig zurtck.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
vereinzelt bei der SPD)

Wir sagen das auch vor dem Hintergrund, dass wir
selber Erfahrung damit haben. Es macht immer ei-
ne Menge aus, wenn man Erfahrung mit etwas hat,
denn dann ist es einem umso wichtiger, darauf hin-
zuweisen und das zu verteidigen. Es ist meiner
Meinung nach unbestritten, dass wir alle gemein-
sam einen Weg finden sollten, so etwas nie wieder
geschehen zu lassen.

Das hat aber nichts damit zu tun, was hier alles
durcheinandergewirbelt worden ist. Ich finde, wir
sollten das sorgfaltig auseinanderhalten. Herr Wer-
sich, wie kann man diese Anschlage auf die Abge-
ordnetenblros mit einem zwar nicht legalen, aber
gewaltfreien Protest auf dem Rathausmarkt zu-
sammenschmeifen?

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN —
André Trepoll CDU: Das hat er doch erklart!)

Wie kann man das Verhalten von Flichtlingen und
ihren Unterstitzern, die im Wesentlichen ruhig
schweigend da sal3en,

(André Trepoll CDU: Das ist ja gar nicht
wahr!)

— diejenigen, die dort gesessen haben, haben ge-
schwiegen —, gleichsetzen damit, dass Abgeordne-
tenbiros angegriffen werden?

(Dietrich Wersich CDU: Wenn das am nachs-
ten Tag bei der Demo passiert!)

Mit dieser Gleichsetzung sind Sie nicht in der La-
ge, verninftig zu debattieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie versuchen, mit einem riesigen Waschlappen
Uber alles Mogliche zu wischen. Was hat wildes
Campen damit zu tun, dass Abgeordnetenbiros
Uberfallen werden? Das hat nichts miteinander zu
tun, und es ist wichtig, das demokratisch auseinan-
derzuhalten und nicht alles in einen Topf zu wer-
fen.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Ich will Thnen noch etwas sagen. Wir haben, fir
uns durchaus erstaunlich, die Polizei firr Teile ihres
Einsatzes auf dem Rathausmarkt gelobt.

(Olaf Ohlsen CDU: Frau Schneider!)
— Frau Schneider hat das gemacht.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Aber nicht in der
Presseerklarung!)

— Nicht in der Pressemitteilung.

Worlber diskutieren wir denn jetzt? Es hat, das
werden Sie feststellen, wenn Sie sich informieren
und sich die Bilder ansehen, Blut auf dem Rat-
hausmarkt gegeben, und zwar aufgrund der Angrif-
fe einzelner Polizisten. Das war der Vorwurf, den
wir gemacht haben.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von Chris-
toph de Vries CDU - Dietrich Wersich
CDU: Was soll denn das fir ein Angriff der
Polizei gewesen sein? — Dr. Andreas Dres-
sel SPD: Dann stellen Sie doch Strafanzei-
ge! — Unruhe im Hause — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr de
Vries, bitte lassen Sie Herrn Hackbusch ausreden.

Norbert Hackbusch DIE LINKE (fortfahrend): In
dem Augenblick, wo wir nicht mehr in der Lage
sind, als demokratische Krafte auch und gerade
die Polizei kritisieren zu kdnnen, wird ein wesentli-
cher Bestandteil von Demokratie infrage gestellt.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir kdnnen der Polizei nur dann die Gewalthoheit
in diesem Land geben, wenn wir sie auch kritisie-
ren kdnnen. Wie die Lemminge jedes Mal hierher-
zukommen,

(Séren Schumacher SPD: Ein Lemming bin
ich schon mal gar nicht! — Gabi Dobusch
SPD: Keine Beleidigungen!)

wenn die Polizei etwas gemacht hat, und zu sa-
gen, das ist toll, das geht nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Noch ein Wort zur SPD. Ich verstehe lhre Ge-
schichte. Sie haben ein Trauma im Zusammen-
hang mit Schill und Ahnlichem. Ich will das noch
einmal ganz kurz in Erinnerung rufen; ich war da-
mals schon in der Birgerschaft.
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(Zurufe von der SPD)

Wie war das damals mit Schill? Schill wurde von
einer Zeitung, die auch gegenwartig wieder kraftig
hetzt, auf 7, 8, 9 Prozent hochgeschrieben. Das ist
ein richtiges Problem gewesen und man musste
sich damit auseinandersetzen. Die SPD reagierte
damit, dass Herr Scholz als Innensenator genau
das einfiihrte, was Herr Schill gefordert hatte, und
sagte, das ware das Richtige. Damit hat er Schill
erst grofl gemacht. Das war |lhr Trauma; ich hoffe,
Sie werden es verarbeiten.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt In-
nensenator Neumann.

Senator Michael Neumann: Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich habe diese Debatte sehr aufmerksam ver-
folgt, auch die zum Teil sehr unterschiedlichen
Sichtweisen der Fraktionen und der der Spreche-
rinnen und Sprecher, wie sie vielleicht gerade im
letzten Beitrag zum Ausdruck gekommen ist. Mir
scheint an dieser Stelle wichtig zu sein, daran zu
erinnern, was Hamburg eigentlich zu der besonde-
ren, liberalen und offenen Stadt gemacht hat, die
sie heute ist: Es ist die Bereitschaft, uns in unserer
Unterschiedlichkeit hinzunehmen, manchmal auch
zu ertragen, auch wenn es schwerfallt. Diese stol-
ze, liberale Haltung fullt auf einem gesellschaftli-
chen Konsens, namlich darauf, dass es ein Min-
destmall an Grundiberzeugungen in unserer Stadt
gibt, die die Grundlage daflr sind, die liberale Of-
fenheit zu ermdglichen. Unsere Demokratie lebt
von Konsensbereitschaft, davon, seine Meinung
eben nicht absolut zu stellen und aus dieser Per-
spektive den politischen Mitbewerber zur totalen
Aufgabe seiner Position zwingen zu wollen. Es
geht also darum, sich mdglichst nicht extrem in
den Diskurs einzubringen, sondern die Verantwor-
tung fir die gemeinsame Grundlage wahrzuneh-
men. Dazu gehdrt konkret, dass naturlich in Parks
und Grinanlagen nicht iber Wochen kampiert und
offentlicher Raum quasi privatisiert und in Besitz
genommen wird, sodass die anderen Blrgerinnen
und Burger diese Anlagen nicht mehr nutzen kon-
nen. Dazu gehdrt auch, dass sowohl das geltende
Demonstrationsrecht als auch das Bannmeilenge-
setz akzeptiert wird. Dazu gehdrt, dass eine
rechtsstaatlich denkende und handelnde Polizei,
wenn sie unsere Regeln angemessen durchsetzt,
nicht verleumdet oder gar als Nazis beschimpft
wird.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Dazu gehort, dass Menschen, die Hilfe und Unter-
stltzung einfordern, das geltende Aufenthaltsrecht
akzeptieren und sich daran halten, dass sie ihren
Namen nennen und ihre Fluchtgeschichte schil-
dern. Denn erst die Akzeptanz, das Einhalten von

und das Eintreten fir die Regeln unserer Gesell-
schaft machen es mdglich, ja schaffen die Voraus-
setzung daflir, unterschiedliche Lebensentwirfe
auszuhalten. Dabei ist es nicht die Aufgabe des
Staats oder gar eines Senators, sich in die Le-
bensentwlirfe der Menschen einzumischen. Es ist
aber die Aufgabe des Senats, der Verwaltung,
auch aller Abgeordneter, das Einhalten der Regeln
wirksam und angemessen durchzusetzen — ganz
im Geiste Rosa Luxemburgs, die sinngemal sag-
te, die Freiheit des Einzelnen ende dort, wo die
Freiheit des anderen beginne. In dieser Tradition,
in dieser Haltung steht dieser Senat.

(Heiterkeit bei allen Fraktionen)

Naturlich gefallt nicht jedem alles in unserer Stadt.
Manche empfinden alternative Lebensentwirfe als
genauso schwer ertraglich wie andere einen bur-
gerlichen Lebensentwurf ablehnen. Dass es bei |h-
nen zu lIrritationen fuhrt, wenn ein Innensenator in
diesem Parlament den Satz sagt, es sei eine
Selbstverstandlichkeit, dass die Freiheit des einen
dort ende, wo die Freiheit des anderen beginne,
liegt eher an lhnen, weniger an mir.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)

Wir haben in unserer Stadt alternative Lebensent-
wirfe, die manche als schwer ertraglich empfin-
den, genauso wie andere wiederum bdlrgerliche
Lebensentwirfe fur sich ablehnen. In einer Stadt
wie Hamburg, in einer kraftstrotzenden, vitalen,
weltoffenen Metropole, missen wir Wellingsbdttel
genauso ertragen wie die Schanze, und das wollen
wir auch.

(Beifall bei der SPD)

Das geht aber nur, wenn wir fir unseren gesell-
schaftlichen Konsens eintreten, wenn wir uns zu
ihm bekennen und ihn unabhangig von kurzfristi-
ger parteipolitischer Opportunitat auch offensiv ver-
treten. Wir miissen eine Stadtgesellschaft sein, die
zusammensteht in den Zeiten der Herausforderun-
gen, die nicht ihr Heil in der Pointierung und in Po-
pulismus sucht, sondern das Gemeinsame betont,
auch wenn in Einzelfragen unterschiedliche Grund-
auffassungen bestehen. Friedlicher, gewaltfreier
Diskurs gehort zu unserer Demokratie, keine Fra-
ge, aber wir mussen den verschiedenen populisti-
schen Versuchungen widerstehen.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Zum Bei-
spiel?)

Seien wir also das bunte Hamburg, ebenso wie wir
das entschlossene Hamburg sind, das fiir Recht
und Gesetz, das fir unsere Regeln einsteht. Mei-
ner tiefen Uberzeugung nach bedingt beides ein-
ander, und beides macht Hamburg zu der Stadt, in
der wir alle gemeinsam gern leben. Dafir steht die-
ser Senat, und ich hoffe, dafir steht auch die Biir-
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gerschaft als Institution in unserer Stadt. — Herzli-
chen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Olaf Ohlsen
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Von der CDU-Fraktion
bekommt das Wort Herr Voet van Vormizeele.

Kai Voet van Vormizeele CDU: Frau Prasidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich will
einige AuRerungen, die im Laufe der Debatte ge-
fallen sind, zum Anlass nehmen, noch einmal eini-
ges richtigzustellen. Damit meine ich nicht den
Ausspruch des Innensenators, dass dieser Senat
sich in der Tradition von Rosa Luxemburg versteht
— das mag so hingenommen werden —; es geht um
andere Sachen.

Ich fange bei Herrn Hackbusch an. Herr Hack-
busch, Sie haben vehement eingefordert, es mus-
se Kritik an der Polizei gedufiert werden dirfen.
Aber naturlich, das ist in einem Rechtsstaat selbst-
verstandlich. Wir reden aber nicht Gber Kritik, wir
reden zum Teil Uber Verleumdung, und Verleum-
dung ist eben nicht akzeptabel, sehr verehrte Kol-
legen der LINKEN.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Frau Médller, wenn Sie sagen, die Bannmeile sei
richtig, gleichzeitig aber davon reden, dass dort bil-
ligend in Kauf genommen worden sei, eine Ord-
nungswidrigkeit zu begehen — das sei ja eine klei-
ne, unwesentliche Regelverletzung —, dann ist das
eben nicht in Ordnung.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Gerade weil wir als Parlament aufgerufen sind,
einen Grolteil der Regeln, die in dieser Gesell-
schaftsordnung gelten, festzulegen, sind wir auch
die Allerersten, die damit umgehen mussen. Wir
mussen darauf achten, dass wir selbst uns an die-
se Regeln halten, und das gilt nicht nur fir unser
Tun, es gilt auch fiir das, was wir sagen. Ich kann
deswegen diese Verniedlichung Uberhaupt nicht
akzeptieren. Ich halte das fur einen schragen Aus-
druck, das ist nicht akzeptabel.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Zu dem Vorwurf, unser Thema sei zusammenge-
wurfelt, muss ich schon sagen, dass einige Kolle-
gen die bewundernswerte Gabe der selektiven
Wahrnehmung haben. Wir stehen hier doch vor ei-
ner sehr langen Reihe von Vorkommnissen, einer
Reihe, die vor fast drei Jahren mit dem Occupy-
Camp begann, das Uber ein Jahr lang vollkommen
ohne jede Reaktion der Offentlichkeit Regeln ver-
letzen durfte.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Fast zwei Jahre lang durften die Zeltbewohner auf
einem Offentlichen Platz campieren, wie es ihnen
gefiel. Kein anderer Hamburger Birger darf das,
wir haben also selbst unsere Regeln auller Kraft
gesetzt. Sie sagen, das sei irgendwie hinnehmbar,
genauso hinnehmbar wie die Ordnungswidrigkeit
auf dem Rathausplatz — das finde ich schon eigen-
artig. Es setzt sich fort im Umgang mit den soge-
nannten Lampedusa-Flichtlingen, die auch lange
Zeit akzeptiert wurden a la lassen wir sie mal lau-
fen. Nein, auch hier hatte man — und das ist ein
Vorwurf an den Senat — deutlicher und friher sa-
gen mussen, dass das Rechtsstaatsprinzip gilt.
Wenn Senator und SPD-Fraktion jetzt deutlich ma-
chen, dass das Angebot letztmalig am 30. Juni gilt,
dann haben Sie auch hier die Regeln erneut weit
gedehnt. Es hat natirlich auch etwas damit zu tun,
wie mit den Abgeordnetenbliros als Ausdruck un-
serer parlamentarischen Demokratie umgegangen
wird. Wenn Abgeordnetenbilros von Kolleginnen
und Kollegen, die bewusst in Stadtteile gehen, die
nicht Wellingsbittel heilen, also wo es schwierig
ist — nichts gegen Wellingsbuttel —, nicht nur ein-
mal, sondern inzwischen dreizehnmal systema-
tisch zerstort werden, dann wollen doch Menschen
in dieser Stadt ausdriicken: Das sind fir euch Poli-
tiker, fur euch gewahlte Abgeordnete No-go-Areas.
Das kénnen und wollen wir nicht akzeptieren. Das
kann nicht der Weg sein, den wir gemeinsam be-
schreiten wollen.

(Beifall bei der CDU, der SPD, der FDP und
bei Katharina Fegebank GRUNE)

Wir haben in der Birgerschaft schon haufig tGber
Regeln und ihre Anwendung debattiert. Regeln
sind kein Ausdruck einer irgendwie fehlgeleiteten,
altertimlich-birgerlichen Gesellschaftsform.  Wir
brauchen Regeln, um unser gemeinsames staatli-
ches Zusammenleben organisieren zu kdnnen, um
Minderheiten und — zu Recht — auch Mehrheiten
zu schitzen. All das kann nur funktionieren, wenn
wir Regeln aufstellen und diese dann auch selbst
glaubwirdig vertreten. Wir haben aber die Regeln
an vielen Stellen nicht glaubwiirdig vertreten, das
muss ich dem Senat deutlich sagen. Das ist ein ro-
ter Faden, der sich durchzieht und sich bei be-
stimmten Themen immer wieder zeigt.

Wir missen alle gemeinsam darauf achten, dass
die Regeln, die wir selbst aufstellen, zu allererst
von uns selbst eingehalten werden. Nur dann wer-
den wir in der Lage sein, den Menschen glaubwiir-
dig und im Sinne dessen, was die Prasidentin
eben dargestellt hat, entgegenzutreten. Nur so
wird es funktionieren.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Von der SPD-Fraktion
bekommt das Wort Herr Dr. Schafer.
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Dr. Martin Schafer SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Herr van Vormizeele, Regeln
sind einzuhalten, aber bitte mit Augenmalfd und un-
ter Wahrung der VerhaltnismaRigkeit der Mittel,

(Dietrich Wersich CDU: Was heift das kon-
kret?)

mit Augenmalfd im Hinblick darauf, dass das Ziel,
das erreicht werden soll, so erreicht wird, dass es
innerhalb unserer Zivilgesellschaft akzeptiert und
von einer grolen Mehrheit mitgetragen wird. Es
kann nicht darum gehen, Regeln um das Einhalten
der Regeln willen mit groBer Gewalt durchzuset-
zen, sondern es kann nur darum gehen, das mit
Augenmald umzusetzen.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Das ist doch Wi-
schiwaschil)

Und das geschieht seit Uber einem Jahr in Ham-
burg im Zusammenhang mit den Flichtlingen, die
Uber Lampedusa hierher gekommen sind.

(Beifall bei der SPD)

Daran werden wir auch weiterhin festhalten. Aber
ich wollte noch etwas zu den Reden von Frau Mdl-
ler und Herrn Hackbusch sagen. Frau Moller, Sie
haben das Kunststiick fertig gebracht, in den ers-
ten drei Minuten nichts zu sagen und in den letzten
zwei Minuten die Sache mit der Bannmeile auf den
Kopf zu stellen. Nach lhren Worten besteht die L6-
sung darin, fur diese Protestierenden eine Lésung
zu schaffen, die genau deren Wunsch entspricht.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Genau!)
Und das geht nicht.

(Beifall bei der SPD und der CDU — Dr. An-
dreas Dressel SPD: So ist es!)

Wir setzen uns in der Sache damit auseinander,
aber es kann nicht sein, dass dieses Bannmeilen-
gesetz dahingehend relativiert wird, dass Sie sa-
gen, die mussten gar nicht protestieren, wenn es
eine Lésung in ihrem Sinne gabe. So geht es aber
nicht.

(Beifall bei der SPD und der CDU)

Sonst wirde das bedeuten, dass dieser Regelver-
sto}, wie Sie es nennen, das Ziel, das diese Men-
schen haben, erzwingt. Wir sprechen dartber, wir
streiten daruber und wir entscheiden, aber wir las-
sen dieses Ziel nicht durch einen Regelverstol er-
zwingen. So herum geht es nicht.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Herr Hackbusch, Sie haben die Demonstration auf
dem Rathausmarkt so geschildert, dass die De-
monstranten schweigend ihren Protest kundgetan
hatten. Das ist definitiv falsch. Es gab lautstarke
Aggressivitat gegenlber der Polizei,

(Beifall bei der SPD, der CDU und bei
Dr. Walter Scheuerl fraktionslos)

die auf eine unertragliche Art und Weise unflatig
beschimpft wurde. Das war kein schweigender
Protest.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das wa-
ren drei Stunden Schweigen!)

Sie weisen auflerdem jeglichen Zusammenhang
zwischen der Fllchtlingspolitik des Senats, die von
uns getragen wird, und den Anschlagen auf Privat-
hauser, Blros und dergleichen mehr zurtick. Es
gibt Bekennerschreiben nach den Anschlagen auf
die Privathauser von Herrn Dressel, Herrn Sachs
und Herrn Pdrksen. Da wird dieser Zusammen-
hang explizit hergestellt — nicht von uns, sondern
von denen, die sich selbst zu diesen Anschlagen
bekannt haben.

(Dietrich Wersich CDU: Von den Tatern!)
Es gibt einen Zusammenhang.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Die sind
doch nicht das MaR aller Dinge!)

Deswegen kann man das nicht trennen, sondern
man muss es so im Zusammenhang sehen, wie es
nach Lage der Dinge tatsachlich ist.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)

Sie haben weiterhin gesagt, Herr Hackbusch, es
habe Angriffe von Polizisten auf Demonstranten
gegeben. Im Altestenrat schilderte Frau Schneider
gestern, wie gut und eng ihre Zusammenarbeit mit
den Einsatzleitern der Polizei gewesen sei. Warum
gibt es keine Anzeige gegen die Polizisten, wenn
diese Angriffe auf Demonstranten gefahren ha-
ben? Es gab keine solchen Angriffe, sondern es
gab einen Einsatz der Polizei nach vielen Stunden
und nachdem mehrfach angekiindigt wurde, dass
der Rathausmarkt geraumt werde. Das war nach
MafRgabe der Dinge das einzig Mogliche. Das war
richtig so, und da gibt es auch nichts zu relativie-
ren.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU und der FDP)

Ich frage Sie, Frau Schneider, warum Sie, nach-
dem es diese Angriffe angeblich gegeben hat,
nicht selbst daflir gesorgt haben, dass es zu Straf-
anzeigen gegen diese Polizisten kam. Warum ha-
ben Sie nicht selbst dafiir gesorgt, dass Sie und
weitere Zeugen, die ja wohl da gewesen sein
mussten, diese Strafanzeigen unterstiitzen? Die
gibt es nicht, also gab es auch keine Angriffe von
Polizisten, sondern es gab den regularen und vol-
lig legitimen Einsatz der Polizei gegen diese De-
monstration auf dem Rathausmarkt.
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(Beifall bei der SPD und der CDU - Christia-
ne Schneider DIE LINKE: Und eine De-
monstration!)

Prasidentin Carola Veit: Von der Fraktion der
GRUNEN bekommt das Wort Herr Kerstan.

Jens Kerstan GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Am Anfang unserer Sitzung
hat die Prasidentin fur uns alle hier in der Biirger-
schaft eine Erklarung abgegeben, fir die ich ihr
ausdricklich danken mdéchte. Es ist zwischen uns
allen und auch in meiner Fraktion vollig unstrittig,
dass Gewalt, Einschichterung und Angriffe auf
Abgeordnetenbiros oder Wohnhauser eine Gren-
ze haben, die in der politischen Auseinanderset-
zung nicht Uberschritten werden darf. Darum kann
ich fir mich und jedes Mitglied meiner Fraktion sa-
gen, dass alle von dieser politischen Gewalt Be-
troffenen unsere uneingeschrankte Solidaritat ha-
ben und wir Mitgefuhl fur ihre persdnliche Situation
haben.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
LINKEN)

Die Prasidentin hat in ihrer Erklarung nichts tGber
die Bannmeile gesagt. Aus unserer Sicht hatte da-
zu vieles gesagt werden koénnen, auch mit unse-
rem totalen Einverstdndnis. Die Bannmeile ist not-
wendig, um die Freiheit des Parlaments zu ge-
wahrleisten und sicherzustellen, dass das Parla-
ment ungestort seiner Arbeit nachgehen kann.
Wenn jemand gegen diese Regeln versto’t, dann
ist das nicht akzeptabel, und wenn es nicht gelingt,
auch die Lampedusa-Flichtlinge davon zu uber-
zeugen, die Bannmeile zu verlassen, wahrend in
diesem Haus Sitzungen stattfinden, dann ist ein
Polizeieinsatz unausweichlich. Wir haben das zu
keinem Zeitpunkt kritisiert, weil uns die Bannmeile
als Instrument der parlamentarischen Arbeit sehr
wichtig ist.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ich méchte aber davor warnen, diese beiden Sach-
verhalte zu vermischen. Das sind ganz unter-
schiedliche Personengruppen — auf der einen Sei-
te Menschen, die Abgeordnetenbiros und Wohn-
hauser angreifen und verwisten, auf der anderen
Seite verzweifelte Flichtlinge, die eine Sitzblocka-
de vor dem Rathaus veranstalten —, und die muss
man auch unterschiedlich behandeln. Ich habe es
nicht richtig gefunden, dass die Flichtlinge diesen
Protest vor dem Rathaus veranstaltet haben, und
es gibt keinen Grund, mir oder Mitgliedern meiner
Fraktion zu unterstellen, wir wirden das Anliegen
der Fluchtlinge teilen, wie es hier zum Teil gesagt
wird. Das waren keine linksextremen Gewalttater,
die vor dem Rathaus gesessen haben, sondern
verzweifelte Menschen, und ich wirde Sie wirklich
bitten, diese Dinge nicht zusammenzubringen,
wenn wir hier einen guten Diskurs fihren wollen.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN —
Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Kerstan, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Wersich?

Jens Kerstan GRUNE: Gern.

Zwischenfrage von Dietrich Wersich CDU: Herr
Kerstan, ich habe es aus dem Bulro sehen kdnnen:
Es gab eine Gruppe Schwarzafrikaner — leicht zu
erkennen —, die dort sal}, und es gab eine Gruppe
linksextremistischer Aktivisten,

(Christiane Schneider DIE LINKE: Und wie
haben Sie das erkannt?)

die die Polizei beschimpft und laut gerufen hat:
"Haut ab! Haut ab!". Das sind auch diejenigen, die
nach der unangemeldeten = Demonstration
— 1000 Personen im Schanzenviertel — mit
400 Personen nach St. Pauli gezogen sind und
von denen ein harter Kern das Buro der Kollegin
de Libero verwistet hat. Wenn Sie andere Er-
kenntnisse haben, wenn Sie ausschlief3en kénnen,
dass das dieselbe Gruppe ist mit denselben Moti-
ven, dann legen Sie bitte lhre Quellen offen, denn
sonst machen Sie sich der Verschleierung der Tat-
sachen schuldig.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Jens Kerstan GRUNE (fortfahrend): Man kann es
sich nicht so einfach machen, wie Sie es eben ge-
tan haben, Herr Dressel.

(Heiterkeit bei der SPD, der CDU und der
FDP)

Ich méchte es einmal ganz deutlich sagen: Es gibt
Fluchtlinge, die ihr Anliegen vor dem Rathaus vor-
getragen haben, und es gibt, wie Sie selber ausge-
fuhrt haben, andere Gruppen, die dann dort auch
agiert haben. Sie kénnen die Fllchtlinge nicht da-
fur haftbar machen, was andere Personen in die-
sem Umfeld tun, ebenso wenig wie Sie uns dafir
haftbar machen kénnen, was andere Unterstitzer
der Fluchtlinge tun. Wenn Sie das vermengen und
uns, weil wir die Anliegen der Flichtlinge unterstit-
zen, praktisch unterstellen, dass wir dann automa-
tisch Gewalttaten und Regelverstolie anderer Per-
sonen gutheilden, dann ist das unanstandig und
vergiftet das politische Klima in dieser Stadt. Ich
wilrde davor warnen, diesen Weg weiter zu be-
schreiten.

(Beifall bei den GRUNEN — Zuruf von Diet-
rich Wersich CDU)

Und wenn wir schon bei gro3en Worten sind wie
denen Uber die Freiheit, die immer die Freiheit des
Andersdenkenden sei — ein Zitat von Rosa Luxem-
burg —, dann wirde ich gern daran erinnern, dass
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Jurgen Habermas, der heute 85 wird, einmal in ei-
nem kritischen Diskurs tber politische Kommunika-
tion in einem Rechtsstaat davon gesprochen hat,
dass Regeln notwendig seien, sich eine freie und
humanistische Gesellschaft aber gerade dadurch
auszeichne, wie sie mit Regelverstélen umgehe.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Ich wirde sehr dafir pladieren, nicht alle mogli-
chen Menschen und Gruppen in Sippenhaft zu
nehmen und ein Klima zu erzeugen, dass man sich
jedes Mal neu erklaren muss,

(Olaf Ohlsen CDU: Ja, ist ja richtig!)

wenn Menschen Straftaten begehen, obwohl doch
vollkommen unstrittig ist, wie wir dazu stehen.

Es geht doch um Folgendes: Es geht darum, wie
wir mit den Fliichtlingen in dieser Stadt umgehen.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Nein,
darum geht es nicht nur!)

Der SPD-Senat hat eine Auslegung der Rechtsla-
ge, die er fur richtig halt, und wir haben eine ande-
re Auslegung der Rechtslage, die auch auf Para-
grafen begriindet ist.

(Séren Schumacher SPD: Und dafir gibt es
Gerichte!)

Da ist es einfach unansténdig, wenn Sie, nur weil
wir eine andere Rechtsauslegung als Sie haben,
so tun, als ob fir uns Recht und Gesetz beim Um-
gang mit den Flichtlingen keine Rolle spielen. So
kénnen wir nicht miteinander umgehen.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN —
Glocke)

Mein letzter Satz — ich komme zum Schluss —:
Auch wenn ich die Anschlage auf Abgeordneten-
biros verurteile und auch die Sitzblockade und die
Verletzung der Bannmeile fur falsch halte, lasse
ich mir dadurch nicht das Recht nehmen, dass ich
den Umgang des Hamburger Senats mit dieser
Gruppe kaltherzig und technokratisch finde und
mich fur meine Stadt schame, dass das hier statt-
findet.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt fir
die FDP-Fraktion Herr Ritter.

Finn-Ole Ritter FDP: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Kerstan, ich habe aufmerk-
sam gelauscht, was Sie gesagt haben, weil ich
nach unserer gestrigen Sitzung gar nicht mehr mit
so viel Emotionalitat gerechnet habe. Fur mich ist
die entscheidende Frage: Was tragen Sie dazu
bei, dass genau das passiert, was Sie gerade ge-
sagt haben?

(Erster Vizeprasident Frank Schira Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Sie vermischen hier die ganze Zeit die Debatte
Uber die Fluchtlinge — wir alle wissen, dass diese
Situation eine sehr schwierige ist — mit einem Ge-
setz, von dem wir sagen, dass man sich daran hal-
ten muss, Punkt.

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf
von Jens Kerstan GRUNE)

— Nein, das haben Sie eben nicht gesagt, bei Ih-
nen ist immer ein Unterton, Sie setzen das immer
ins Verhaltnis.

Wir diskutieren seit gestern darliber. Es gibt ein
Bannkreisgesetz, und daruber reden wir. Es geht
bei dieser Diskussion nicht darum, ob der eine
mehr oder weniger Verstandnis flr die Situation
der Menschen hat. Es geht darum, dass wir ein
Bannkreisgesetz haben, und es geht darum, dass
durch die Polizei nach einigen Stunden Verhand-
lung einfach geraumt werden musste. Das ist Fakt.

(Jens Kerstan GRUNE: Haben wir ja auch
bestétigt, dass das so ist!)

— Warten Sie, es geht weiter.

Nun geht es darum, dass man natirlich Einsatze
der Polizei kritisieren darf. Naturlich darf man hin-
terfragen, wie es gelaufen ist. Ich habe aber bisher
noch keinen Punkt gehort, auer die von mir schon
vorher kritisierte blutriinstige Pressemitteilung von
Frau Schneider, wo inhaltliche Kritik am Polizeiein-
satz gelibt wurde, und dariber will ich mit lhnen
diskutieren. Wenn Sie Kritik haben, dann bringen
Sie sie hier auf den Punkt und bringen Sie vor,
was die Polizei falsch gemacht hat. Dariber habe
ich bis jetzt von Ihnen gar nichts gehdrt.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Hackbusch von der Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE:* Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Dreht sich die gesamte
Debatte nun um eine Pressemitteilung der Links-
Fraktion?

(Zurufe von der SPD, der CDU und der
FDP)

Das ware doch sehr erstaunlich. Dann kénnen wir
das an den Ausschuss Uberweisen und uns dort
die einzelnen Punkte ansehen. Das ist ein einfa-
cher Hinweis zu der differenzierten Betrachtung
dieser Fragestellung. Schauen Sie sich die Videos
an, die es Uber diesen Einsatz gibt. Wir haben
deutlich und differenziert gesagt, dass wir vieles
am Verhalten der Polizei gut fanden, und wir ha-
ben einiges sehr kraftig kritisiert. Es bleibt dabei,
schauen Sie sich die Videos an. Ich kann mir nicht
vorstellen, dass jemand, der mit offenen Augen
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hinsieht, nicht unterstiitzt, was wir dazu gesagt ha-
ben.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Zweite: Herr Wersich, wenn wir differenziert
diskutieren wollen, dann funktioniert es nicht, den
Protest auf dem Rathausmarkt mit den Angriffen
auf das Abgeordnetenbiro in St. Pauli gleichzuset-
zen. Das gehdrt sich einfach nicht.

(Beifall bei der LINKEN — Kai Voet van Vor-
mizeele CDU: Doch!)

— Nein.

Sie werden nur dann in der Lage sein, das zu diffe-
renzieren, wenn Sie auch verstehen, dass es un-
terschiedlich ist, denn sonst kommen Sie auf die
Idee — Herr Dressel hat eine Andeutung gemacht,
die mir gar nicht gefallen hat —, bei allen Protesten
im Zusammenhang mit Lampedusa zu sagen, das
sind die gleichen, die Abgeordnetenbiros angrei-
fen, und das geht nicht.

(Beifall bei der LINKEN — Zurufe von der
CDU: Doch, das geht!)

Das ist eine Verunglimpfung der demokratischen
Debatte, und das geht nicht. Ich kritisiere ganz ein-
fach und deutlich das Verhalten im Zusammen-
hang mit Lampedusa und habe nichts mit diesen
Ubergriffen zu tun. Wenn Sie nicht in der Lage
sind, das zu differenzieren, dann sind Sie auch
nicht in der Lage, vernunftig dariiber zu diskutie-
ren.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN —
Wolfhard Ploog CDU: Das ist frech von dir!)

Ich will Folgendes dazu sagen, warum die Lampe-
dusa-Debatte so wichtig ist und was das Problem
an |hrer Argumentation ist, Herr Dressel. Noch ein-
mal ganz einfach: Sie haben am Anfang darge-
stellt, dass es keine Moglichkeit einer kollektiven
Regelung fir die Lampedusa-Fllchtlinge gibt, weil
es sie einfach juristisch nicht gibt. Wir haben das
mit lhnen diskutiert und dargestellt, dass es eine
juristische Mdglichkeit gibt, eine Lésung zu finden.
Man kann sie richtig oder falsch finden.

(Zurufe von der CDU: Nein, nein!)

Und jetzt versuche ich, das inhaltlich zu diskutie-
ren.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Frank Schira (unterbre-
chend): Herr Hackbusch, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Wersich?

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Ja, wenn das
nicht alles von meiner Zeit weggenommen wird.

Erster Vizeprasident Frank Schira: Nein, das
stoppe ich.

Zwischenfrage von Dietrich Wersich CDU:
Wenn Sie auf die Anmeldung schauen, dann se-
hen Sie, dass wir heute weder Uber die Flichtlings-
problematik noch Uber Lampedusa und andere
Dinge reden. Wir haben angemeldet, Uber die Re-
geln in der Stadt zu reden. Insofern mdchte ich
wissen, was die inhaltliche Frage mit der Verlet-
zung der Bannmeile und der Zerstérung von Buros
zu tun hat. Wo ist |hr Beitrag zu dem heute ange-
meldeten Thema?

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das haben Sie
doch selbst vermischt!)

Norbert Hackbusch DIE LINKE (fortfahrend): Sie
haben das selbst durcheinandergebracht. Herr
Dressel hat hier die Situation der Flichtlinge und
auch das Manifest als wichtige Sache debattiert.
Dementsprechend ist es richtig, darauf einzuge-
hen.

(Beifall bei der LINKEN)

Noch einmal: Zum Argument "kollektive Regelung"
haben wir lhnen nachgewiesen, dass es diese
Mdoglichkeit gibt. Ihr zweites wichtiges Argument
ist, dass es nicht sein kdnne, dass einige Leute
besser behandelt wirden als andere. Das war das
wesentliche Argument, alle missten gleich behan-
delt werden. Und warum sollten diejenigen, die hier
gemeinsam protestieren, besser behandelt wer-
den? Das war Ilhr Argument.

(Dirk Kienscherf SPD: Gleiches Recht fur al-
le!)

Ich will Sie an die Geschichte der Sozialdemokratie
erinnern.

(Zurufe von der SPD)
— Ganz ruhig, héren Sie einmal zu.

Das war genau das Argument, das alle Fabrikbe-
sitzer gegenuber den Gewerkschaften vorgebracht
haben. Wir haben damals gesagt, und das war da-
mals meine Tradition mit, wir schlieRen uns zu-
sammen und organisieren uns. Damit geht es uns
besser und, ich finde, auch der Menschheit besser.
Gemeinsame Zusammenschlisse sollen auch Vor-
teile fur diejenigen bringen, die sich zusam-
menschlieRen. Deswegen kann es auch an diesem
Punkt ein zweites Argument geben und nicht nur
gesagt werden, alle seien gleich.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Dressel, es gehort sich bei einer solchen De-
batte am allerwenigsten, die wichtigsten Kultur-
menschen in dieser Stadt zu verunglimpfen, die
das Manifest zugunsten der Lampedusa-Leute un-
terstlitzen, weil sie sagen, wir missten anders mit
den Menschen in dieser Stadt umgehen. Und Sie
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sagen, das gehort alles in die gleiche Sole, die
Herr Wersich hier aufgetischt hat. Was ist denn
das fiir eine Art von Sozialdemokratie? Und dann
wundern Sie sich, dass die Menschen witend auf
Sie sind. Sie mitverursachen es.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN — Zurufe von der SPD: Oh!)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Warnholz von der CDU-Fraktion.

Karl-Heinz Warnholz CDU: Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Das Thema ist
ein heilles Thema, aber es muss behandelt wer-
den, und es nutzt nichts, wenn man nicht sachlich
argumentiert. Ich denke, dass das Hauptthema zur
Halfte wildes Campen in unserer schénen Innen-
stadt ist. Deswegen werde ich mich speziell auf
dieses Thema beschranken. Die Argumente der
GRUNEN, verehrte Frau Méller und insbesondere
auch Herr Kerstan,

(Jens Kerstan GRUNE: Dazu habe ich gar
nichts gesagt!)

erinnern mich doch sehr an die Debatte um die il-
legal genutzten Bauwagenplatze vor zehn Jahren.
Die GRUNEN zeigen wieder einmal, dass es gute
und schlechte Verschmutzungen der Hamburger
Grunflachen und Parks gibt. Als der Bauwagen-
platz am Paciusweg im Bezirk Eimsbuttel geraumt
worden ist, wurden dort, wie Sie durch breite Me-
dienberichterstattung wissen, Autobatterien, sonsti-
ge Fahrzeugteile und andere den Boden belasten-
de Hinterlassenschaften auf Kosten der Allgemein-
heit aus der Erde geholt. Nach Uberzeugung der
GRUNEN sind solche Belastungen fiir die Hambur-
ger Grinflachen und Parkanlagen aber aus uber-
geordneten Erwéagungen hinzunehmen. Die GRU-
NEN dulden das also — da geht mir das Herz auf.
Wenn zum Beispiel in einem mittelstdndischen Be-
trieb eine Autobatterie mehr als 24 Stunden im Hof
steht, dann kommt Herr Kerstan — vielleicht ist
Frau Mdller auch dabei —, kettet sich ans Werkstor
und verlangt die Stillegung des Betriebs und le-
benslanges Berufsverbot flir den vermeintlichen
Unternehmerumweltterroristen. Das ist griine Poli-
tik fur unsere schénen Parkanlagen und Grinfla-
chen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Grolies Thea-
ter, Herr Warnholz! — Glocke)

Erster Vizeprasident Frank Schira (unterbre-
chend): Herr Warnholz hat das Wort.

Karl-Heinz Warnholz CDU (fortfahrend): Genauso
wenig, wie im Umweltrecht gute und bdse Ver-
schmutzer unterschieden werden kénnen, ist die il-
legale Nutzung von Parkanlagen in gute und
schlechte aufteilbar.

(Beifall bei der CDU — Glocke)

Erster Vizeprasident Frank Schira (unterbre-
chend): Herr Warnholz, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage von Herrn Dr. Schinnenburg?

Karl-Heinz Warnholz CDU (fortfahrend): Nein.

Die Hamburger wollen saubere Parkanlagen. Bei
allem Respekt vor Flichtlingen: Gesetze sind ein-
zuhalten. Mehr wollen wir nicht, und darauf sollten
Sie ganz besonders auch achten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Ozdemir
von der Fraktion DIE LINKE hat das Wort.

Cansu Ozdemir DIE LINKE:* Herr Warnholz, das
war einmal eine super Rede.

(Beifall bei Tim Golke DIE LINKE)

Ich habe mir in letzter Zeit einmal |hre Anfragen
und Pressemitteilungen angeschaut und mich ge-
fragt, welch absurde Wunschvorstellung Sie ei-
gentlich von einer Stadt haben. Sie wlnschen sich
eine heile Welt. Die Stralen sollen sauber ge-
macht werden.

(Beifall bei Dr. Wieland Schinnenburg FDP)

Was nicht in Ihr Blickfeld passt, soll einfach weg,
weil Sie auch die Armut nicht sehen wollen. Sie
wiinschen sich viel Ehrenamt.

(Zurufe von der CDU - Dietrich Wersich
CDU: Kdnnen Sie mir mal diese Pressemit-
teilung zeigen?)

— Die kann ich Ihnen gern zeigen.
(Glocke)

Erster Vizeprasident Frank Schira (unterbre-
chend): Frau Ozdemir hat das Wort.

(Dietrich Wersich CDU: Wo wollen Sie das
gelesen haben?)

Cansu Ozdemir DIE LINKE (fortfahrend): — Es gibt
viel Berichterstattung tber lhre Anfragen.

(Zurufe von der CDU: Wo, wo?)

— Zum Beispiel in der "Hinz&Kunzt", die Sie nie le-
sen, die ich lhnen aber empfehlen wiirde.

(Beifall bei der LINKEN — Zurufe von der
CDU)

Sie sprechen hier die ganze Zeit tiber Regeln, und
ich glaube, wir sollten auch einmal Uber Regeln
sprechen. Ich verstehe nicht, welche Auffassung
Sie von Regeln haben. Sie offenbaren hier namlich
eine dicke Doppelmoral. Ich spreche von dem Ver-
standnis der CDU-Fraktion in Bezug auf die EU-Mi-
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grantinnen und -Migranten, die seit Langerem in
der Stadt sind, konkret vom Fall Nobistor.

(Frank Schmitt SPD: Erzahlen Sie mal was
Uber Ihr Verstandnis!)

Das schien mir die Uberschrift Inres Antrags doch
anzudeuten. Sie mochten, dass das, was Sie fir
falsch halten, nicht erlaubt wird. Ich kann lhnen
aber auch sagen, was meiner Meinung nach nicht
erlaubt werden sollte. Das ist zum Beispiel, dass
obdachlose Kinder in Zelten auf der Straf’e oder in
Uberflllten Hotelunterkiinften Ubernachten mis-
sen.

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Fur Kinder gibt
es Unterkiinfte! — Zurufe von der CDU: Das
brauchen die nicht!)

Diese Menschen haben aber nach Auffassung des
Senats keinen Anspruch auf eine Unterkunft. Das
ist doch hier das Problem.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie versuchen, das besagt auch lhre Uberschrift,
sozialpolitische Probleme zu innen- oder ord-
nungspolitischen Problemen zu machen, und das
finde ich fatal.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich finde lhre Uberschriften auch ziemlich gefahr-
lich. Sie zeigen einfach nur eine falsche Doppel-
moral, und lhr Kurs erinnert mich an den Schill-
Kurs. Ich glaube, Sie versuchen hier nur, mit der
AfD zu konkurrieren.

(Beifall bei der LINKEN — Karl-Heinz Warn-
holz CDU: Das ist ungeheuerlich!)

Wenn Sie schon von Regeln sprechen, dann soll-
ten Sie sich doch auch vielleicht um die Situation
der EU-Migrantinnen und -Migranten kimmern, die
standig ausgebeutet werden zu einem Stunden-
lohn von 2 oder 3 Euro. Warum thematisieren Sie
das denn nicht? Dann konnen wir doch einmal
Uber Regeln sprechen. Auch das gehdrt namlich
verboten.

(Beifall bei der LINKEN — Dietrich Wersich
CDU: Das ist verboten!)

Solche Uberschriften und Parolen finde ich sehr
gefahrlich. Sie schiren Angste und Ressentiments
in der Stadt. Hier handelt es sich um ein sozialpoli-
tisches Problem.

(André Trepoll CDU: Die Anschlage auf Ab-
geordnetenblros, oder was meinen Sie!)

Hier mlssen sozialpolitische Mal3nahmen ergriffen
werden und nicht ordnungspolitische.

(Beifall bei der LINKEN)

Das heil3t, dass diese Rdumung am Nobistor das
Problem noch lange nicht I6st. Sie verlagert das
Problem doch nur.

(André Trepoll CDU: Was haben denn die
Anschlage auf Abgeordnetenburos damit zu
tun?)

— Schauen Sie sich lhre Uberschrift doch an. Ich
glaube, Sie haben lhre Uberschrift nicht richtig ge-
lesen.

(Unruhe im Hause — Glocke)

Erster Vizeprasident Frank Schira (unterbre-
chend): Frau Ozdemir hat das Wort.

Cansu Ozdemir DIE LINKE (fortfahrend): Danke.

In Ihrer Uberschrift steht "Wildes Campen in der In-
nenstadt".

(André Trepoll CDU: Weiterlesen!)

— Die weiteren Themen haben wir schon debattiert.
Herr Warnholz sprach das Thema an, und deshalb
spreche ich noch einmal dazu.

Wenn Sie aber als Thema "Wildes Campen in der
Innenstadt" anmelden, dann ist lhnen nicht be-
wusst, dass das kein Campen ist und die Men-
schen das nicht zum Spal}, sondern notgedrungen
machen, weil sie laut Senat keinen Anspruch auf
eine Unterkunft haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Sie mit dem Argument kommen — hier meine
Kritik am Senat —, das Kindeswohl sei nicht gefahr-
det, dann ist das falsch. Sie wissen doch ganz ge-
nau, dass ein Zelt auf offener Stral3e oder in einer
Grinanlage kein ordentlicher Platz fur Kinder ist.

(Dietrich Wersich CDU: Genau, deswegen
wollen wir das ja auch nicht!)

Es andert auch nichts an der Situation, wenn ein
Vertreter des Bezirksamts kommt und Brétchen an
die Menschen verteilt, denen die Sachen geraumt
wurden. Sie mussen hier lhre sozialpolitische Ver-
antwortung Ubernehmen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Die Ubernehmen
wir!)

— Die tragen Sie nicht. Sie ignorieren das Problem,
raumen die Menschen einfach, haben die Obdach-
losen dort vertrieben und tun so, als wiirden Sie ei-
ne geordnete Sozialpolitik machen.

(Beifall bei der LINKEN — Glocke)

Erster Vizeprasident Frank Schira (unterbre-
chend): Die Redezeit ist abgelaufen.

Cansu Ozdemir DIE LINKE (fortfahrend): Mein
letzter Satz: Versuchen Sie endlich, Verantwortung
zu tragen. Und an die CDU: Héren Sie auf, sozial-
politische Themen in innenpolitische oder ord-
nungspolitische Themen umzuwandeln; das ist fa-
tal.
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(Beifall bei der LINKEN — Kai Voet van Vor-
mizeele CDU: Das machen Sie doch!)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Dr. Dressel.

Dr. Andreas Dressel SPD: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich glaube, der Grundwider-
spruch ist eben sehr schoén deutlich geworden. In
Wahrheit muss man beides tun, ordnungspolitisch
und sozialpolitisch agieren. Und in allen Fallen,
Uber die wir gerade geredet haben, setzt der Senat
nicht einseitig auf Ordnungspolitik, sondern sehr
wohl auch auf sozialpolitische Ansatze.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb war natirlich die Rdumung am Nobistor
unvermeidlich, aber wenn man einmal genau hin-
sieht, dann bemerkt man auch, dass es sehr wohl
Beratungsangebote zur Uberfiihrung in andere
Méglichkeiten der Unterbringung gegeben hat. Wir
wollen jetzt keine allgemeine Fllchtlingsdebatte
fuhren, aber Hamburg war das erste Bundesland,
das eine Beratungsstelle flir osteuropaische Ar-
beitsmigranten eingefihrt hat. Das passiert nun
woanders auch. Das zeigt doch, dass wir das Pro-
blem ernst nehmen und uns darum kimmern.

(Beifall bei der SPD und bei Karl-Heinz
Warnholz CDU)

Ich komme noch einmal zum Thema Lampedusa
und der Gesamtflichtlingsproblematik, weil das
von lhnen namlich immer wunderbar wegdiskutiert
wird. Sie beschaftigen sich nur mit diesen plus/mi-
nus 150 Fluchtlingen, aber was Uberall in dieser
Stadt, in allen Stadtteilen mit mehr als 10 000 Un-
terkunftsplatzen fur Flichtlinge passiert, das wird
von lhnen immer ausgeblendet. Das ist einfach ei-
ne Unverschamtheit.

(Beifall bei der SPD — Norbert Hackbusch
DIE LINKE: Das ist eine Unverschamtheit,
uns das vorzuwerfen! — Cansu Ozdemir DIE
LINKE: Gar nicht wahr!)

Das gehort notwendig zusammen, weil wir die Ak-
zeptanz in der gesamten Stadt fur diese Flucht-
lingspolitik herstellen mussen. Das gelingt nur
dann — und nun sind wir beim Thema Rechts-
staat —, wenn wir uns an die Regeln fir die Flucht-
linge halten und keine Sonderregeln machen. Nur
dann werden wir die Akzeptanz in der Stadt erhal-
ten, und die brauchen wir, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der SPD)

Bei den Haushaltberatungen in den nachsten Mo-
naten werden wir merken, welche intensiven Auf-
wendungen notig sind — es geht um einen dreistel-
ligen Millionenbetrag —, um die Unterkinfte herzu-
richten, und auch fir die Integration. Das wirkt sich

doch alles auf den Bereich Kita, Schule und, und,
und aus.

(Zuruf von Norbert Hackbusch DIE LINKE)

— Aber das gehort doch, Herr Hackbusch, mit zu
dem anderen Thema.

Deshalb ist es eine Frechheit, wenn Sie uns kalt-
herzige Flichtlingspolitik vorwerfen und das ande-
re einfach weglassen. Das gehort zusammen.

(Beifall bei der SPD)

Es geht darum, in den verbleibenden Tagen bis
zum 30. Juni, dann lauft namlich die Verfahrenszu-
sage der Innenbehérde in Absprache mit der Nord-
kirche aus, das ist Montag in einer Woche, wirklich
noch einmal in sich zu gehen — ich sage das ein-
driicklich, weil wir auch einmal mit der Lampedusa-
Gruppe gesprochen haben, was zu keinem weite-
ren Ergebnis gefiihrt hat, aber Sie haben vielleicht
nahere Kontakte in diese Richtung — und zu
schauen, ob es wirklich besser ist, diese Sache
weiterhin politisch zu instrumentalisieren. Wir wer-
den in Hamburg nicht die europaische Flichtlings-
politik &ndern kénnen. Das ist ein zu grof3es Rad
fur diese Stadt.

(Jens Kerstan GRUNE: Wir kdnnen aber Pa-
ragraf 23 anwenden, natirlich kdnnen wir
das!)

— Das kénnen wir gern noch einmal diskutieren.

Der Senat hat in x Sitzungen im Innenausschuss
sehr klar gesagt, dass er diese Moglichkeit recht-
lich nicht sieht und sie deshalb auch politisch nicht
ergreifen wird. lhr Gutachten aus dem Bundestag
natzt hier auch nichts. Diese Tur existiert nicht.
Was existiert, ist die Einzelfallprifung. Das ist der
einzig richtige Weg.

(Jens Kerstan GRUNE: Das ist Ihr Weg,
aber nicht der einzige!)

Wenn Sie die Flichtlinge gut beraten wollen, dann
raten Sie ihnen dazu, nun diese letzte Chance zu
ergreifen. Das sollten Sie als Ergebnis dieser Bera-
tungen mitnehmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Ich sehe zu
diesem Thema keine weiteren Wortmeldungen
mehr. Dann kommen wir zum zweiten Thema, an-
gemeldet von der GRUNEN Fraktion

Rekord-Sternfahrt zeigt: Fahrradstadt
Hamburg braucht bessere Radrouten und
mehr StadtRéader!

zusammen debattiert mit dem vierten Thema, an-
gemeldet von der Fraktion DIE LINKE

23 000 machen mit bei Fahrradsternfahrt
— wann macht der Senat mehr fiir den
Radverkehr?
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Das Wort hat Herr Steffen von der GRUNEN Frak-
tion.

Dr. Till Steffen GRUNE: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Hamburg will Rad fahren. Das hat die Fahrrad-
sternfahrt am vergangenen Sonntag gezeigt. Die
Fahrradsternfahrt ist eine Demonstration fiir besse-
re Bedingungen fiir den Radverkehr und fir mehr
Klimaschutz in dieser Stadt. Rund 22 000 Radfah-
rerinnen und Radfahrer sind letzten Sonntag mit-
gefahren, das waren so viele Menschen wie noch
nie, und das war auch ein sehr grof3er Erfolg.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Christiane
Schneider DIE LINKE)

Das zeigt erstens, dass die Menschen in dieser
Stadt Rad fahren wollen. Das Rad ist ein attrakti-
ves Verkehrsmittel, und es ist bei Weitem keine
Randerscheinung mehr im Hamburger Verkehr.
Zweitens ist den Menschen die Situation, die man
beim Radfahren vorfindet, nicht gleichgultig. Und
drittens hat die Sternfahrt gezeigt, dass Radfahre-
rinnen und Radfahrer Platz brauchen. Wenn so
viele Menschen auf dem Fahrrad unterwegs sind,
dann braucht es wirklich ganze Straflen und sogar
Autobahnen, um diese Massen zu bewaltigen. Das
spiegelt die immer haufiger vorgefundene Situation
wider, dass fir den zunehmenden Radverkehr ein-
fach zu wenig Platz vorhanden ist.

(Beifall bei den GRUNEN)

Zu wenig Platz fir den Radverkehr ist allerdings
auch in den Koépfen der SPD, denn sie koénnte,
auch ohne sich grof3artig mit Autofahrerinnen und
Autofahrern anzulegen — dass Sie das scheuen,
scheint Ihnen sowieso in lhre Gene geschrieben
zu sein —, gute Beitrage fiir den Radverkehr leis-
ten. Es gibt einfache Mdglichkeiten, und ich will
vier Punkte nennen.

Das Erste ware der konsequente Ausbau des
StadtRAD-Systems. Das ist doch wirklich ein Er-
folgsmodell in dieser Stadt. Wir haben aus allen
Bezirken Vorschlage fir insgesamt mehr als hun-
dert neue Stationen. Wir haben gesagt: Schaffen
wir doch erst einmal flinfzig und nehmen dazu
1 Million Euro in die Hand. Das wurde leider abge-
lehnt. Diese gunstige Mdglichkeit, den Radverkehr
zu fordern, wird hier verschlafen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Die zweite absolut machbare Mdglichkeit fur eine
Radverkehrsférderung ware, den Ausbau der Velo-
Routen mit der Konsequenz zu verfolgen, wie es
bei der Busbeschleunigung geschieht. Statt also
die wenig sinnvolle Busbeschleunigung zu betrei-
ben, gehdren genau diese personellen Ressour-
cen in die Schaffung von guten verkehrlichen L&-
sungen fur den Radverkehr. Dann wirden wir end-

lich das Velo-Routen-Netz vervollstandigen; das
wirde helfen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Der dritte Punkt ist die konsequente Beriicksichti-
gung des Radverkehrs bei den Straflensanie-
rungen. Wenn Sie die StraRen schon anfassen,
dann sollte nach jeder Sanierung eine vernunftige
Lésung fur den Radverkehr dabei herauskommen.
Das wird an sehr vielen Stellen nicht gemacht,
sondern die Strallen werden fir die nachsten
40 Jahre wieder so gebaut, wie sie in den Siebzi-
gerjahren in Zeiten der autogerechten Stadt gestal-
tet wurden. Hier wird eine gro3e Chance verschla-
fen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Klaus-Pe-
ter Hesse CDU)

Das Einfachste und Glnstigste von allem wird
auch nicht gemacht, namlich eine Offentlichkeitsar-
beit, die konsequent fiir das Radfahren wirbt, wie
es uns andere Stadte vormachen, die damit grof3e
Erfolge erzielen, weil Beispiele gegeben werden,
weil politisch Verantwortliche und Prominente in
der Stadt Rad fahren und weil man konsequent auf
die Vorteile des Radfahrens hinweist. Auch das
wird verschlafen. Es gibt in Hamburg leider nur die
Kampagne "Schon gecheckt". Ich sage das nur,
weil sie eben viel kleiner ausfallt als das, was an-
dere vergleichbare Stadte leisten. Immerhin gibt es
diesen kleinen Versuch mit vielen Nichtregierungs-
organisationen zusammen. Wenn man auf die be-
hérdeneigene Seite hamburg.de/schon-gecheckt
schaut, dann trifft man auf Folgendes — ich zitie-
re —:

"Wahrend des jahrlichen Aktionszeitraums,
der diesmal vom 8. bis 19.4.2013 lauft, sol-
len Radfahrer Uber alle Aspekte des siche-
ren Radfahrens informiert werden."

Konsequenterweise wird auch der Flyer vom vori-
gen Jahr verlinkt. Das heilt, dass die Offentlich-
keitsarbeit des Senats ein ganzes Jahr Uberhaupt
nicht stattgefunden hat.

(Beifall bei Heike Sudmann DIE LINKE -
Dirk Kienscherf SPD: Das ist doch lacher-
lich!)

Das macht deutlich, dass die Férderung des Rad-
verkehrs in Hamburg konsequent verschlafen wird.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Klaus-Pe-
ter Hesse CDU)

Das Ironische an der Geschichte ist: Letztes Jahr
ging es in der Tat um sicheres Radfahren, dieses
Jahr geht es bei "Schon gecheckt" um etwas ande-
res. Der ADFC hat dankenswerterweise den aktu-
ellen Flyer verlinkt. Dieses Jahr geht es um Rad-
fahren und Schutzstreifen. Es scheint dem Senat
etwas unangenehm zu sein, dass das Thema, das
er auch in der Sache verschlaft, tatsachlich Gegen-
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stand dieser Kampagne ist. Da muss der Senat
deutlich mehr tun, dieses Thema darf nicht langer
verschlafen werden. Hamburg sollte sich ein Bei-
spiel an anderen Stadten nehmen und konsequent
daran arbeiten, eine Fahrradstadt zu werden. —
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Pochnicht von der SPD-Fraktion.

Lars Pochnicht SPD: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! 23 000 Menschen bei der Fahr-
radsternfahrt haben eindrlicklich gezeigt, dass
Radfahren im Trend liegt. Die Zunahme des Rad-
verkehrs ist nicht mehr nur erklartes Ziel aller hier
vertretenen Fraktionen, sondern es ist Fakt in die-
ser Stadt, und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD)

Ich ._méchte mich an dieser Stelle aul’er bei den
GRUNEN auch bei der LINKEN fir die Anmeldung
dieser Debatte bedanken.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Danke, aber
ich darf nicht reden! So eine Sauerei!)

— Das kann ich leider nicht andern, dann haben
Sie vorhin zu lange geredet.

Ich mochte mich bei der LINKEN fir die Frage be-
danken, was der Senat flir den Radverkehr macht.
Dazu kann ich lhnen mitteilen, dass er in den ver-
gangenen drei Jahren etwas flir den Radverkehr
getan hat und auch in Zukunft etwas fir den Rad-
verkehr tun wird, und das mochte ich an dieser
Stelle noch einmal klarstellen.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben in den vergangenen Jahren deutlich
mehr gemacht, als es die Vorgangersenate getan
haben.

(Beifall bei der SPD — Zuruf aus dem Ple-
num: Das gibt's doch nicht!)

— Das wollen Sie vielleicht nicht horen.

Wir haben namlich zum einen saniert und zum an-
deren auch ausgebaut. Durch die investierten Mit-
tel wurde die Streckenldnge ausgebauter und in-
standgesetzter Radwege von 12 Kilometern in
2010 auf 22 Kilometer in 2012 gesteigert.

(Beifall bei der SPD — Dr. Andreas Dressel
SPD: So ist es!)

Mit unserem Antrag "Vorfahrt fir den Radverkehr"
haben wir dafur gesorgt, dass Verkehrszahlungen
durchgefiihrt werden, um zu prifen, welche Velo-
Routen zu Fahrradstrafien umgebaut werden kon-
nen. 2012 wurden in Hamburg 200 Einbahnstra-
Ren flir den Radverkehr gedffnet. Das sind nur
zwei Punkte, und ich kann noch fortfahren. Den

LOOP in Wilhelmsburg méchte ich noch erwahnen.
Hier hat der Senat gezeigt, dass die Hamburger
Radverkehrspolitik sogar preiswiirdig ist.

(Beifall bei der SPD)

Der 6,5 Kilometer lange Rundkurs, der aus einer
Blrgerbefragung entstanden ist, macht deutlich,
dass dieser Senat verstanden hat, worum es hier
geht. Er verbindet Alltagsmobilitdt mit Spall und
schafft einen gleichberechtigten Ausgleich zwi-
schen allen Verkehrsteilnehmern. Der LOOP hat
den Deutschen Fahrradpreis flr die fahrradfreund-
lichste Entscheidung in der Kategorie Alltagsmobi-
litat gewonnen.

(Beifall bei der SPD)

Ich méchte auch noch ein paar Worte zum Thema
StadtRAD verlieren. Wir haben es hier schon hau-
fig diskutiert. Herr Steffen fordert mehr StadtRader.
Ihre Anzahl wurde seit 2009 mehr als verdoppelt.

(Beifall bei der SPD)

Allein in unserer Regierungszeit wurde die Zahl der
StadtRader von 1000 Radern in 2010 auf 1650 Ra-
der in 2012 gesteigert. Seit 2011 haben wir
58 neue StadtRAD-Stationen gebaut. 2010 gab es
noch 730 000 Fahrten pro Jahr mit den StadtRa-
dern, und in diesem beziehungsweise im letzten
Jahr konnten wir mittlerweile 2,5 Millionen Fahrten
zahlen. Das ist mehr als eine Verdreifachung der
StadtRAD-Nutzung.

(Beifall bei der SPD)

Schon jetzt schneidet Hamburg im Fahrradklima-
Test des ADFC in Sachen Fahrradmitnahme im
OPNV

(Heike Sudmann DIE LINKE: Schlecht!)

nicht schlecht, sondern Uberdurchschnittlich ab,
nicht zuletzt, weil in Hamburg die Fahrradmitnah-
me kostenlos ist. Das ist in vielen anderen Stadten
nicht der Fall.

(Beifall bei der SPD)

Nicht unerwahnt lassen mdchte ich die Sperrzei-
ten, die auch darauf zurickzufthren sind, dass der
offentliche Nahverkehr in Hamburg sehr gut ange-
nommen wird. Als Ersatz daflr hat es im letzten
Jahr auch die Kampagne "Faltrad" gegeben, zu-
sammen durchgefihrt mit dem HVV und dem
ADFC. Jeder, der darauf angewiesen ist, wahrend
der Sperrzeiten sein Fahrrad mitzunehmen, kann
sich ein Faltrad zulegen und dieses dann auch
wahrend der Sperrzeiten im HVV transportieren.

(Beifall bei der SPD)

Ebenfalls wichtig fir den Radverkehr ist das Fahr-
radparken, weshalb das 1000-Bigel-Programm
auch kontinuierlich fortgesetzt wurde. Zudem wur-
den zahlreiche Fahrradbigel auch im Rahmen von
Baumafinahmen und stadtebaulichen Aufwertun-
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gen errichtet. Nicht nur die Fahrradsternfahrt, son-
dern auch die monatlichen Critical-Mass-Fahrten
machen deutlich, dass sich die Stimmung flr den
Radverkehr in Hamburg gewandelt hat. Wahrend
man als Fahrradfahrer vor einigen Jahren noch
wohlwollend, aber doch als Randgruppe wahrge-
nommen worden ist, wird das Fahrrad zunehmend
von einer breiten Bevolkerungsschicht als alternati-
ves Verkehrsmittel akzeptiert und genutzt. Die jahr-
lich 38 Pegelmessungen belegen dies eindriicklich.
Der Senat tragt dieser Entwicklung in vollem Um-
fang Rechnung.

(Beifall bei der SPD und bei Martin Bill GRU-
NE)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Jetzt hat Herr
Hesse von der CDU-Fraktion flr eine Minute das
Wort.

Klaus-Peter Hesse CDU:* Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Pochnicht,
ich kenne Sie auch von der Fahrradsternfahrt. Mit
dem, was Sie flr den Radverkehr machen wollen,
haben Sie es nicht nétig, sich hinter und schon gar
nicht vor diesen Senat zu stellen, denn der Senat
hat bisher seine Aufgaben im Radverkehr nicht er-
fullt, und das sollten Sie als jemand, dem ich ab-
nehme, dass er sich flir den Radverkehr einsetzt,
hier auch nicht versuchen, uns glaubhaft zu ma-
chen.

(Beifall bei der CDU und den GRUNEN)

Es reicht nicht, wenn nur etwas getan wird, lieber
Kollege Pochnicht, wie Sie eben gesagt haben. Es
reicht nicht, hier irgendwelche Leuchtturmprojekte
des Radverkehrs aufzurufen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Es wird bei uns
viel mehr getan, als ihr je getan habt!)

Der Radverkehr ist ein Zukunftsprojekt fir diese
Stadt, und dieser Blirgermeister und der Verkehrs-
senator, die ich im Ubrigen noch nie auf einem
Fahrrad in Hamburg gesehen habe,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das stimmt
nicht!)

sind nicht glaubwirdig hinsichtlich einer verninfti-
gen Radverkehrspolitik. Sie haben drei Jahre lang
Zeit gehabt und sie nicht genutzt, weder durch
MaRnahmen noch durch anderes. Kimmern Sie
sich bitte einmal um den Ausbau der Velo-Routen.
Da wirden Sie viel tun fir unsere Stadt, was Sie
bisher versaumt haben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Meine Da-
men und Herren! Damit ist die Aktuelle Stunde be-
endet.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 21, Drucksa-
che 20/12015, Bericht des Wissenschaftsaus-
schusses: Entwurf eines Gesetzes zur Weiterent-
wicklung des Hochschulrechts und Autonomie und
Deregulierung im Hamburgischen Hochschulwe-
sen sowie Zivilklausel einfihren — Forschung an
Hamburger Hochschulen ausschlieRlich zu zivilen
Zwecken! und Transparenz als Grundprinzip in der
Wissenschaft verankern — Diskursplattformen fir
ethische Folgenabschatzung etablieren.

Hierzu liegen lhnen als Drucksachen 20/12121 bis
20/12127 Antrage der Fraktion DIE LINKE vor so-
wie als Drucksachen 20/12149, 20/12151,
20/12159 und 20/12170 Antrdge der Fraktionen
der FDP, der GRUNEN, der CDU und der SPD.

[Bericht des Wissenschaftsausschusses iiber
die Drucksachen 20/10491:

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung
des Hochschulrechts (Senatsantrag),

20/3551: Autonomie und Deregulierung im
Hamburgischen Hochschulwesen (Antrag der
FDP-Fraktion),

20/10111: Zivilklausel einfiihren — Forschung
an Hamburger Hochschulen ausschlieBBlich zu
zivilen Zwecken! (Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE) und

20/10266: Transparenz als Grundprinzip in der
Wissenschaft verankern — Diskursplattformen
fiir ethische Folgenabschatzung etablieren (An-
trag der GRUNEN Fraktion)

— Drs 20/12015 —]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Wahl der Dekaninnen oder Dekane
— Drs 20/12121 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Verankerung der dritten Ebene im Hochschul-
recht

— Drs 20/12122 —]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Regelungen zur Forschung mit Mitteln
— Drs 20/12123 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Abschaffung des Verwaltungskostenbeitrages
— Drs 20/12124 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Abschaffung des Hochschulrats
— Drs 20/12125 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Abschaffung der Ziel- und Leistungsvereinba-
rungen

— Drs 20/12126 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Regelungen zur Zwangsexmatrikulation
— Drs 20/12127 -]
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[Antrag der FDP-Fraktion:

Mehr Autonomie fiir die Hochschulen Ham-
burgs

— Drs 20/12149 -]

[Antrag der GRUNEN Fraktion:
Wissenschaftsfreiheit und Autonomie der
Hochschulen sichern — Novellierung des Ham-
burger Hochschulgesetzes verfassungskon-
form gestalten!

— Drs 20/12151 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Fur selbststindige und leistungsstarke Hoch-
schulen — Expertenkritik am neuen Hochschul-
gesetz nicht ignorieren und Eingriffe des Se-
nats in die Hochschulautonomie verhindern

— Drs 20/12159 -]

[Antrag der SPD-Fraktion:

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung
des Hochschulrechts - Ein ausgewogener
Kompromiss nach breiter Beteiligung — Dienst-
vorgesetztenfunktion bei den Hochschulprasi-
denten belassen — Problematik im Lehramts-
studium angehen

— Drs 20/12170 -]

Das Wort hat Herr Kiihn von der SPD-Fraktion.

Philipp-Sebastian Kiihn SPD:* Herr Prasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit dem
vorliegenden Gesetz wollen wir im Wesentlichen
drei Pramissen erfiillen. Die erste Pramisse ist das
Versprechen einer nachhaltigen Demokratisierung
und einer Starkung der demokratischen Mitwirkung
an den Hamburger Hochschulen. An dieser Stelle
muss noch einmal deutlich darauf hingewiesen
werden, dass einer der Grinde, warum wir dieses
Gesetz vorlegen mussen, ist, dass das alte Ge-
setz, von der damaligen CDU-Regierung verab-
schiedet, gerichtlich als nicht verfassungskonform
bestatigt wurde. Das Versprechen der nachhalti-
gen Demokratisierung wird meiner Meinung nach
besonders deutlich bei der neuen Rollenzuwei-
sung, die wir beispielsweise den Akademischen
Senaten geben. Die Akademischen Senate wer-
den in ihren Rechten gestarkt, sie werden die zen-
trale Kontrollinstanz an den Hamburger Hoch-
schulen, und das ist aus meiner Sicht einer der
entscheidenden Punkte, die die Starkung in die-
sem neuen Hochschulgesetz zum Ausdruck brin-
gen.

(Beifall bei der SPD)

Eine ganz wesentliche Veranderung gibt es aber
auch in der Frage der Hochschulrate. Gerade die-
ser Punkt war in den vergangenen Jahren nicht
unumestritten. So gab es durchaus immer wieder
Forderungen — auch heute werden wir in einzelnen
Anderungsantragen mit dieser Position konfron-
tiert — nach der Abschaffung der Hochschulrate.

Ich mdchte flir meine Fraktion erklaren, dass wir
uns bewusst fir die Beibehaltung der Hochschulra-
te entschieden haben, ihnen aber eine ganzlich
neue und andere Rolle zuweisen wollen. Wichtig
ist bei der Frage der Hochschulrate, dass wir ein
Anliegen aufgegriffen haben, das nicht nur in den
Hochschulen, sondern auch bei der o6ffentlichen
Anhdérung und den Expertenanhdrungen sehr deut-
lich geworden ist, namlich die Erwartung an den
Hochschulen, eine starkere Transparenz Uber die
Arbeit der Hochschulrate an den Hochschulen zu
erfahren, und das haben wir klar und deutlich in
diesem Gesetz verankert.

(Beifall bei der SPD)

Zu dem Versprechen einer nachhaltigen Demokra-
tisierung gehoért auch die Einflhrung der dritten
Ebene, die wir mit diesem Gesetz vollenden wol-
len.

Ein zweiter Punkt, der mir aber genauso wichtig ist,
ist, dass dieses Gesetz die Basis dafir legt, dass
unsere Hochschulen auch kinftig wettbewerbsfa-
hig bleiben — wettbewerbsfahig im nationalen Kon-
text, wenn es darum geht, im Wettbewerb um Drritt-
mittel zu bestehen, aber auch im internationalen
Wettbewerb zu bestehen und sich als ein attrakti-
ver Standort zu etablieren fir Hochschulen aus der
ganzen Welt, was Kooperationen angeht. Wer sich
die Bilanz unserer Hochschulen anschaut, gerade
auch der Technischen Universitat in Harburg, der
sieht, dass wir auf einem sehr guten Weg sind und
diesen Weg mit diesem Gesetz weiter unterstit-
zen.

(Beifall bei der SPD)

Die dritte Pramisse, die aus meiner Sicht erfullt
werden musste, ist, dass unsere Hochschulen star-
ke Prasidien haben, starke Leitungen, die nach ei-
nem manchmal auch heftigen inneruniversitaren
Diskurs sehr wohl in der Lage sind, Entscheidun-
gen zu fallen, auch gegen Widerstdnde in den
Hochschulen. Auch dafir schafft dieses Gesetz ei-
ne verlassliche Basis.

(Beifall bei der SPD)

Dieses Gesetz ist aber auch Ausdruck eines sehr
langwierigen Diskussionsprozesses, nicht nur zwi-
schen Senat und SPD-Fraktion, sondern vor allem
auch mit den Hochschulen. Das ist ein besonders
wichtiger Punkt, den ich hier noch einmal hervor-
heben mdéchte. So hat es eben nicht nur die Még-
lichkeit einer Onlinebeteiligung gegeben — man
konnte online seine Meinung gegenuber der BWF
aulern —, sondern es hat an den Hochschulen und
mit den Hochschulen und den Betroffenen Work-
shops gegeben, und der Senat hat wahrend dieses
Prozesses bereits eine Vielzahl von Anregungen
und Anderungen aufgenommen.

Der heute vorliegende SPD-Zusatzantrag greift un-
ter anderem Diskussionen und Kritikpunkte auf, die
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im Rahmen des parlamentarischen Verfahrens
wahrend der Expertenanhérung und der offentli-
chen Anhdrung geauliert wurden. Ich will einzelne
Punkte hier noch einmal kurz darstellen. Wir haben
mit unserem Zusatzantrag beispielsweise eine
deutliche Klarstellung in Bezug auf den ganzen
Aspekt der Exmatrikulationen vorgenommen. Wir
haben — das finde ich sehr wichtig — eine grofRe
Anderung, was die Dienstherreneigenschaft des
technischen und Verwaltungspersonals anbelangt.
Hier bleibt es dabei, dass alle Mitglieder der Hoch-
schule einen Dienstvorgesetzten haben, und diese
Lésung begrife ich ausdricklich.

(Beifall bei der SPD)

Ein wichtiger Punkt, den ich an dieser Stelle auch
aufgreifen mdéchte, ist die Frage der Experimentier-
klausel. Auch hierzu liegen verschiedene Antrage
aus der Opposition vor. Ich will ehrlich sein: Wir
haben innerhalb der SPD, auch in der Diskussion
mit dem Senat, diese Frage sehr lange erértert und
uns nicht leichtgetan, wie wir mit diesem Punkt um-
gehen sollen. Ich will aber an dieser Stelle noch
einmal darauf hinweisen, dass ich es nicht fir rich-
tig halte, dass sich Lehramtsstudenten im ersten
Semester entscheiden miissen, an welcher Univer-
sitat sie ihren Master-Abschluss machen. Wir ha-
ben mit der Bologna-Reform ein anderes Verspre-
chen gegeben, und dieses Versprechen muss
auch fir die Lehramtsstudenten gelten.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb haben wir uns zunachst darauf verstan-
digt, auf die Einflhrung einer Experimentierklausel
zu diesem Zeitpunkt zu verzichten, und wir wollen
den Senat in seinem Bestreben, mit den anderen
Bundeslandern hier zu einer besseren Ldsung zu
kommen, unterstitzen. Nur falls dies nicht gelingt,
werden wir in Hamburg auch diesen Weg gehen,
aber das, was gerade auch Frau Senatorin Dr. Sta-
pelfeldt in der Kultusministerkonferenz leistet und
in den vergangenen Monaten geleistet hat, ist her-
vorragend. Sie braucht dafir unser aller Unterstit-
zung, und dazu mdchte ich auch die Opposition
herzlich einladen.

(Beifall bei der SPD)

Aber wir verzichten nicht nur zu diesem Zeitpunkt
auf die Experimentierklausel, sondern — und das ist
mir auch ganz wichtig — wir haben fiir die Betroffe-
nen in diesem Jahr auf jeden Fall eine Losung ge-
funden. Alle Bachelor-Absolventen dieses Jahres
werden in Hamburg auch einen Master-Platz be-
kommen; das muss hier noch einmal sehr deutlich
dargestellt werden.

(Beifall bei der SPD)

Ein anderer sehr wichtiger Punkt ist die Situation
des wissenschaftlichen Nachwuchses. Wer in die-
ses Gesetz schaut, der wird feststellen, dass Ham-
burg mit diesem Gesetz MalRstabe im Vergleich zu

allen anderen Bundeslandern in der Bundesrepu-
blik Deutschland setzt. Kein anderes Bundesland
hat sich so intensiv und umfangreich mit der Neu-
regelung der Situation des wissenschaftlichen
Nachwuchses beschéaftigt wie Hamburg, und das
schlagt sich auch in diesem Gesetz nieder. Mein
besonderer Dank gilt Frau Senatorin Stapelfeldt
auch daflr, dass sie nicht nur gesehen hat, was
wir in diesem Gesetz neu regeln missen und neu
regeln kénnen, sondern dass sie weit dartiber hin-
ausgegangen ist, denn parallel zur Entwicklung
dieses neuen Hochschulgesetzes ist mit den Hoch-
schulen auch ein neuer Verhaltenskodex verhan-
delt worden, der weit Uber das hinausgeht, was in
diesem Gesetz geregelt werden kann und soll.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich fin-
de, dass es uns gelungen ist, ein ausgewogenes
Gesetz vorzulegen, ein Gesetz — das habe ich ver-
sucht darzustellen, als ich die Pramissen beschrie-
ben habe —, das die Wettbewerbsfahigkeit unserer
Hochschulen starkt, das Demokratisierung und
Starkung demokratischer Mitsprache garantiert,
das aber auch weiterhin ermdéglicht, dass unsere
Hochschulleitungen strategisch planen und ent-
scheiden kénnen. Es ist ein ausgewogenes Ge-
setz, und ich bitte Sie um Zustimmung. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Kleibauer von der CDU-Fraktion.

Thilo Kleibauer CDU:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Wenn man sich den Gesetzent-
wurf, den wir heute debattieren, anschaut, dann
kommt darin auf den ersten Blick gleich ein tiefes
Misstrauen des Senats gegenlber den Hoch-
schulen zum Ausdruck. Anders kann man die vie-
len Detailregelungen und zusatzlichen Kompeten-
zen der Behorde nicht erklaren, die damit geschaf-
fen werden sollen. Das ist nicht ausgewogen, Herr
Kahn, hier sind Sie auf dem falschen Weg, Sie ha-
ben sich verrannt.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Wieland
Schinnenburg FDP)

Ein Hochschulgesetz sollte Rahmenbedingungen
festlegen, innerhalb derer die Hochschulen eigen-
stéandig agieren und Spielrdume nutzen kdénnen.
Sie wollen jedoch mit zahlreichen Regelungen di-
rekt in die Unis hineinregieren und die Hochschul-
autonomie schwachen. Das ist ein klarer Rick-
schritt.

Zahlreiche Punkte wurden in den letzten Monaten
von den Experten im Rahmen der Beratungen kriti-
siert. Lassen Sie mich hier nur die geplante Beteili-
gung der Behoérde an der Auswahl der Vizeprasi-
denten an den Hochschulen anflhren oder auch
das von lhnen gewollte Beanstandungsrecht bei
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der Ausschreibung von Professuren, das erstmals
dann so ins Gesetz kommt. Es ist mir vollig unver-
standlich, dass die SPD-Fraktion die konkreten Be-
denken, die auch die von lhnen benannten Sach-
verstandigen vorgetragen haben, komplett igno-
riert.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Eva Gimbel
GRUNE)

Selbst wenn man davon ausgeht, dass diese Re-
gelungen vielleicht nicht standig zum Einsatz kom-
men sollen, so darf man doch nicht vergessen,
dass sie in der Auflenwirkung eine massiv negati-
ve Signalwirkung fir die Selbststandigkeit unserer
Hochschulen haben. Hier kann man nur feststellen,
dass Sie nicht nur die Expertenkritik ignorieren,
sondern mit voller Absicht eine Schwéachung unse-
rer Hamburger Hochschulen in Kauf nehmen.

(Beifall bei der CDU)

Neben diesen Punkten, mit denen Sie die Hoch-
schulautonomie deutlich zurtickfahren wollen, gibt
es einen weiteren zentralen Kritikpunkt, den wir zu
diesem Gesetzentwurf haben. Mit dieser Drucksa-
che sollen zahlreiche neue Aufgaben der Hoch-
schulen festgelegt werden. Fast kénnte man den
Eindruck haben, das war ein bisschen "Winsch dir
was" innerhalb der SPD-Fraktion: Jeder, der ein
gesellschaftspolitisches Anliegen hatte, durfte das
noch ins Gesetz schreiben und dort verankern,
aber es fihrt natirlich dazu, dass die Kernaufga-
ben der Hochschulen eher verwassert und infrage
gestellt werden. Das grof3e Problem ist doch, dass
die Kosten dieser zusatzlichen Aufgaben, die die
Hochschulen Gbernehmen sollen, erst gar nicht er-
mittelt oder gar den Hochschulen zur Verfigung
gestellt wurden. Hier besteht dringender Ande-
rungsbedarf.

(Beifall bei der CDU)

So sollen die Hochschulen zukinftig — ich glaube,
Herr Kihn hat es angesprochen — zusatzliche An-
gebote fur Studierende mit beruflicher Ausbildung
und ohne Abitur anbieten. Das ist in der Tat ein
wichtiges gesamtgesellschaftliches Thema, aber
wir nehmen es |hnen nicht ab, Frau Stapelfeldt,
dass das zum Nulltarif funktioniert. Wenn Sie uns
sagen, das Ganze funktioniere budgetneutral,
dann mussen Sie uns an anderer Stelle auch sa-
gen, welche Aufgaben im Hochschulbereich einge-
stellt werden sollten. Sie haben den Hochschulen
mit den Hochschulvereinbarungen Planungssicher-
heit versprochen, aber das kiindigen Sie jetzt wie-
der auf, wenn Sie zusatzliche Aufgaben in das
bestehende Budget hineinpacken.

Sie wollen mit diesem Gesetz mdglichst viel re-
geln, aber genau das ist das falsche Grundver-
stéandnis. Statt sich um Entwicklungsperspektiven
und langfristige Rahmenbedingungen zu kimmern,
um Exzellenz zu férdern und Leistung voranzubrin-
gen, beschéaftigen Sie sich lieber bis ins Kleinste

mit der Gremienstruktur der Universitat. Herr Kiihn
hat auch gleich die dritte Ebene angesprochen;
das ist lhnen immer am wichtigsten. Da stellt man
fest, dass manche Dinge bislang auch gar nicht im
Gesetz geregelt wurden, ob nun gewollt oder un-
gewollt, aber es hat teilweise trotzdem funktioniert.
Wir waren dafir, den Hochschulen doch etwas
Freiheit zu lassen und nicht bis ins Kleinste alles
zu regeln, denn das ist die falsche Prioritat. Das
bringt uns in Hamburg nicht voran.

Zum Thema Lehramt und Planungssicherheit, Herr
Kdhn: Zum einen ist der Vorschlag zur Experimen-
tierklausel, der uns hier vorliegt, eine Kann-Formu-
lierung mit Einverstéandnis der Behodrde. Was Sie
machen wollen, klingt so, als wollten Sie nur etwas
in der Schublade liegen haben. Dann ware es
glaubhafter und transparenter, es jetzt schon ins
Gesetz aufzunehmen. Ansonsten — ich habe das
vor Kurzem in einer Schriftlichen Kleinen Anfrage
abgefragt — ist es zwar schon, dass Sie die Anzahl
der Master-Platze fir das Lehramt erhdht haben,
aber gleichzeitig werden die Eingangskapazitaten
bei den Bachelor-Studiengangen abgesenkt. Damit
vertagen Sie nur ein Problem, aber Sie I0sen es
nicht, Herr Kihn.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Eva Gtimbel
und Dr. Anjes Tjarks, beide GRUNE)

Meine Damen und Herren! Dieses Gesetz zeigt,
dass Wissenschaftspolitik in Hamburg zdgerlich
und sehr birokratisch geworden ist und die SPD-
Fraktion — Herr Kilhn hat auch das ausgefiihrt —
sich hauptsachlich mit einem Punkt beschaftigt hat:
mit der Regelung der Exmatrikulation. Ihr Hauptan-
liegen war, dass das Gesetz mdglichst schnell im
Juli in Kraft tritt, dass aber die Regelung zur Exma-
trikulation von Personen, die Gberhaupt nicht mehr
studieren, mdglichst erst in einem Jahr nach der
nachsten Birgerschaftswahl greifen soll. Das woll-
ten Sie verschieben — deutlicher kann eine Regie-
rungsfraktion hier nicht zum Ausdruck bringen, wie
nervos sie bezlglich der Konsequenzen ihres eige-
nen Gesetzes ist.

(Beifall bei der CDU)

Fir uns hat die Selbststandigkeit der Hochschulen
eine hohe Bedeutung. Unsere Hochschulen brau-
chen mehr Vertrauen aus der Politik statt Misstrau-
en und Detailsteuerung durch die Wissenschafts-
behdrde. Deshalb sagen wir ganz klar: Diesen Ge-
setzentwurf lehnen wir ab. Er braucht mehr als ein
paar kosmetische Korrekturen durch die Regie-
rungsfraktion.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Frau Dr. Gimbel von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Eva Giimbel GRUNE:* Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Die vorge-
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legte Novelle des Hamburger Hochschulgesetzes
als notwendige Reaktion auf das Urteil des Verfas-
sungsgerichts vom Sommer 2010 ist die wichtigste
gesetzgeberische Aufgabe der Wissenschaftsse-
natorin in dieser Legislaturperiode. Wir GRUNEN
sind uns mit weiten Teilen der Hochschuléffentlich-
keit einig, dass die Senatorin hier gescheitert ist.

(Beifall bei den GRUNEN)

Was war die Aufgabe? Im Kern ging es darum, die
VerfassungsmaRigkeit des Gesetzes wiederherzu-
stellen; Herr Kiihn hat es eben ausgefiihrt. Das
Bundesverfassungsgericht kam 2010 zu dem Ur-
teil, dass das Hamburger Hochschulgesetz den
Professoren kollegial-reprasentative  Mitbestim-
mungsbefugnisse — das ist leider so sperrig — vor-
enthalte und das in Artikel 5 der Verfassung garan-
tierte Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit verlet-
ze. Das, so lautete der Auftrag im Sommer 2010,
sollte korrigiert werden. Hatte sich die Senatorin
hieran gehalten, hatte sie die vielen, auch von
Herrn Kiihn schon angesprochenen konsensualen
Punkte umgesetzt, hatte niemand Anstol3 genom-
men. Sie hatte zum Wohle der Hochschulen han-
deln kénnen.

Aber was macht die Senatorin? Durch das zeitglei-
che Aufgleisen zweier sich widersprechender Vor-
gange, namlich der Durchsetzung der Hochschul-
vertradge mit der hier festgeschriebenen finanziellen
Knebelung und dem Gesetzesvorhaben unter dem
Motto Demokratie, offenbarte Frau Stapelfeldt, wie
grundlegend ihr Unverstandnis in diesen Fragen
war. Offensichtlich war ihr der Zusammenhang
zwischen der Finanzierung und der Organisations-
form der Hochschulen nicht klar. Mit einer
schrumpfenden Grundfinanzierung von 0,88 Pro-
zent zwang sie die Hochschulen in einen konflikt-
reichen Spar- und Streichkurs, der natirlich von
der Leitungsebene durchgesetzt wurde und sich
— siehe Lateinamerika-Studien — im Augenblick
zeigt. Mit der Wirklichkeit an den Hochschulen ist
sie derart in Konflikt geraten, dass das Gesetz zur
Hochschulorganisation erst heute, also fast vier
Jahre spater, vorliegt und bemerkenswerte Wen-
dungen genommen hat.

Ich méchte an dieser Stelle nur eine Spitze in der
Auseinandersetzung herausheben, die der Antrag
der SPD-Fraktion sehr euphemistisch als Beteili-
gung skizziert. Sie sorgte in der durch Meinungs-
vielfalt und Diskussionsfreude sich auszeichnen-
den Hochschuléffentlichkeit fir auffallende Einheit.
Es geht um die Stellung der Prasidenten. Gestartet
mit dem Demokratieversprechen wollte Frau Sena-
torin Stapelfeldt nun autokratisch herrschende Pra-
sidien. Offensichtlich war es in der Behorde aufge-
fallen, dass es irgendwen braucht, der die Sparauf-
lagen anpasst. Es gab eigentlich niemanden — viel-
leicht die Betroffenen, aber auch da wissen wir von
dem Prasidium der HAW, dass es sich ganz ent-
schieden dagegen ausgesprochen hat —, der diese

Allmacht der Prasidenten gutgeheiflen hatte. Ohne
den Sturm der Entristung an den Hochschulen
hatte die SPD Uberall kleine Kdnige inthronisiert.

Im Gesetz, und das hat die Expertenanhdrung in
aller Deutlichkeit gezeigt, herrscht auch weiterhin
eine grole Unausgewogenheit zwischen den
Rechten der Professorenschaft und den Eingriffs-
rechten der Leitungsebene. Der Gesetzentwurf ist
gepragt davon, Zielvorstellungen in einem Top-
down-Prinzip von oben nach unten durchzusetzen,
wahrend von unten keine Initiativen nach oben ent-
wickelt und dann mit dem Préasidium ausgehandelt
werden konnen. Professor Zechlin, Jurist und von
der SPD benannter Experte, hat im Wissenschafts-
ausschuss das fehlende Gegenstromverfahren in
der Organisation der Hochschulen hart kritisiert. So
wird bei dem nun anvisierten Verfahren zur Wahl
der Dekaninnen und Dekane das Selbstorganisati-
onsrecht der Fakultaten neutralisiert und die Wahl
vom Prasidium beherrscht. Auch bei den Ziel- und
Leistungsvereinbarungen dirfen die Fakultaten nur
dariiber reden. Sie haben aber keinen direkten
Einfluss auf die Entscheidung.

Gleiches qilt fur den Struktur- und Entwicklungs-
plan. Der Juraprofessor Dr. Hatje hat dazu in der
Anhoérung ausgefiihrt — Zitat —:

"Die Struktur- und Entwicklungsplanung [...]
arbeitet nach dem Top-down-Prinzip. Das ist
nicht nur unzweckmafRig, sondern verfas-
sungswidrig. Es bedeutet ndmlich, dass die
Fakultaten [...] erst gefragt werden zur
Struktur- und Entwicklungsplanung, wenn
sie vorliegt. [...] Es heil3t: Friss oder stirb.
Das ist [...] mit Artikel 5 Absatz 3 des Grund-
gesetzes unvereinbar, weil in dieser Struk-
tur- und Entwicklungsplanung die Eckdaten
dessen gesetzt werden, was den Kern der
Wissenschaftsfreiheit ausmacht.”

Ich moéchte an der Stelle nur noch einmal kurz dar-
an erinnern, dass es die juristische Fakultat war,
die 2010 das Drager'sche Gesetz gekippt hat. Jetzt
ist es dieselbe Fakultat, die einhellig davor warnt,
hier verfassungswidrig zu handeln.

Ich méchte nicht wieder Herrn Professor Zechlin zi-
tieren — wie gesagt, SPD-Experte —, der im Prinzip
genau dasselbe sagt. Mit unserem vorgelegten An-
trag tragen wir den im Rahmen der Expertenanhd-
rung im Wissenschaftsausschuss vorgetragenen
verfassungsrechtlichen Bedenken Rechnung. Wir
wollen die Trager der Wissenschaftsfreiheit, die
Professorinnen und Professoren, an den grundle-
genden Fragen der Organisation des Wissen-
schaftsbetriebs aktiv beteiligen, und das bedeutet
wesentlich mehr, als ihnen nur die Anhérungsrech-
te zu gewahren. Wir wollen mit unserem Antrag
auch die Versuche unterbinden — das hat auch
Herr Kleibauer schon angesprochen —, den Ein-
fluss der Behorde zu starken und damit die Auto-
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nomie der Hochschulen zu untergraben. Wir halten
das fur den vollig falschen Weg.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ich wirde mir von lhnen, liebe SPD, sehr win-
schen, dass Sie sich abkehren von dem einge-
schlagenen Weg und mit uns eine verfassungskon-
forme Novellierung des Hamburger Hochschul-
rechts vornehmen. Ich fande es wirklich sehr pein-
lich, wenn dieses Hochschulgesetz ein zweites Mal
vor dem Verfassungsgericht landen wirde; das
muss doch nicht sein.

Deshalb werden wir auch die Initiative der LINKEN
mittragen, die zweite Lesung des Gesetzentwurfs
zu verweigern. Wir hatten eine wirklich sehr gute
und kenntnisreiche Expertenanhdrung im Wissen-
schaftsausschuss, und Sie wissen, wie im Augen-
blick Expertenanhérungen besetzt sind: Natirlich
waren das in der weit Uberwiegenden Zahl SPD-
Experten. Wenn Sie sich das durchlesen, dann
werden Sie sehen, dass lhre eigenen Experten
diese Kritikpunkte vorgebracht haben. Herr Dres-
sel, ich empfehle lhnen die Lektire.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, ich habe ihn
dabei!)

Leider zeigen sich der Senat und die Mehrheits-
fraktion unbeeindruckt von den zentralen Kritik-
punkten,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wir haben so
einen tollen Zusatzantrag vorgelegt!)

die im Rahmen der Expertenanhérung massiv vor-
getragen wurden hinsichtlich der nicht ausreichen-
den kollegial-reprasentativen Mitbestimmungsbe-
fugnisse sowie der verstarkten Einflussnahme der
Behorde auf die Hochschulen. Sie haben jetzt
14 Tage Zeit. Mit der Verschiebung der abschlie-
Renden Beratung wollen wir lhnen die Méglichkeit
er6ffnen, noch einmal grindlich nachzudenken, ob
der vorliegende Gesetzentwurf nicht doch deutlich
verbessert werden kann. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Das Wort hat
Herr Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Wenn Sie die Drucksa-
che lesen, die uns hier zur Abstimmung vorgelegt
wird, konnte ein falscher Eindruck entstehen. Da
steht:

"[...] am 12. Februar 2014 [...] dem Wissen-
schaftsausschuss Uberwiesen."

Das stimmt, aber das klingt ein bisschen danach,
als ware das ganze Thema in wenigen Monaten
erledigt gewesen und es gebe einen Gesetzent-
wurf. Die Realitat ist eine vollig andere. Der Wis-
senschaftsausschuss hat sich in fast jeder Sitzung

zumindest unter Verschiedenes mit diesem Gesetz
beschaftigt. Wir haben namlich in fast jeder Sit-
zung die Senatorin gefragt, wann denn ihr tolles
Gesetz fertig sei. Die erste Ansage war: Ende
2011, und dann war es immer am Ende des jeweils
nachsten Quartals. Sie kdnnen einmal die Quartale
nachzahlen, es waren sehr viele Quartale, kurz ge-
sagt dauerte es fast drei Jahre, bis dieses Gesetz
vorgelegt wurde, und das Ergebnis ist dirftig. Um
es einmal zusammenzufassen: Senatorin Stapel-
feldt kreiste drei Jahre und gebar ein krankes
Mé&uschen.

(Beifall bei der FDP)

Einige Punkte wurden hier schon von meinen Vor-
rednern erwahnt. Ich will die wichtigsten noch ein-
mal ansprechen und vertiefen. Zunachst einmal ist
es flr mich ein ganz wichtiger Punkt, dass es zu-
satzliche Pflichten fiir die Hochschulen gibt, von
denen einige wirklich sinnvoll sind, aber es gibt
nicht mehr Geld. Was wird das Ergebnis sein? Ent-
weder werden andere Angebote gekiirzt oder die-
ses wird einfach nicht passieren und die finanzielle
Auszehrung der Hochschulen wird verschlimmert;
ein sehr trauriges Ergebnis, den schon vorhande-
nen Sparkurs weiter zu verscharfen.

(Beifall bei der FDP)

Der zweite Punkt trifft uns als Liberale ganz beson-
ders: Sie haben, es wurde teilweise schon er-
wahnt, die Einwirkungsmdglichkeiten der Behoérde
massiv ausgedehnt. Der Trend der Zeit, und zwar
anerkannt von allen Fachleuten, auch in der Anho-
rung, geht aber in die Richtung, den Hochschulen
mehr Autonomie zu geben. Man kann den Hoch-
schulen vertrauen, sie konnen selbst entscheiden.
Sie tun das Gegenteil und wollen sogar die Zahl
der Vizeprasidenten bestimmen. Das ist ein grund-
satzlich falscher Ansatz.

(Beifall bei der FDP)

Zum dritten Punkt: Da haben mich die Ausfuhrun-
gen von Herrn Kihn nun wirklich Gberrascht. Sie
sprachen gerade von Wettbewerbsfahigkeit. Sie
haben in Paragraf 77 Absatz 8 eine Klausel einge-
baut, die die Wettbewerbsfahigkeit der Hamburger
Hochschulen drastisch verschlechtert.

(Vizeprasidentin Barbara Duden Ubernimmt
den Vorsitz.)

In dieser Vorschrift ist namlich vorgesehen, dass
die Drittmittelgeber von Anfang an darlegen mis-
sen beziehungsweise muss das Prasidium es fur
sie tun, was genau Gegenstand des Drittmittelpro-
jekts ist. Das Ergebnis wird sein, dass viele Dritt-
mittelgeber die Hamburger Hochschulen meiden
werden wie der Teufel das Weihwasser, weil sie
natdrlich nicht wollen, dass bereits zu Beginn des
Forschungsvorhabens solche Daten veréffentlicht
und insbesondere ihren Konkurrenten bekannt
werden. Herr Kiihn, das Gegenteil von dem, was
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Sie gesagt haben, passiert: Die Wettbewerbsfahig-
keit der Hamburger Hochschulen wird durch Ihren
Gesetzentwurf drastisch eingeschrankt. Das finden
wir schlecht.

(Beifall bei der FDP)

Der vierte Punkt ist die vollig kontraproduktive Ge-
schlechterquote. Man kann dartber diskutieren, ob
Quoten generell gut oder schlecht sind. Sie wis-
sen, dass wir als FDP sie ablehnen, aber selbst
wenn man dafir ware, sind sie in diesem Fall mit
Sicherheit unsinnig. Sie fiihren genau zum Gegen-
teil dessen, was wir brauchen. Zunachst ist es wie-
der ein Eingriff in die Hochschulautonomie. Sie
werden vor allem aber — und das ist ein ganz wich-
tiger Punkt — die weiblichen Forscher, die Sie ei-
gentlich férdern wollen, mit dieser Regel schadi-
gen. Sie mussen, da sie in der Minderzahl sind,
Uberdurchschnittlich viele Gremien bestiicken und
werden auf diese Weise von ihrer Forschungsar-
beit abgehalten. Sie férdern nicht weibliche For-
scher, Sie behindern sie in ihrer Arbeit, und das ist
kontraproduktiv.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb gibt es insgesamt zehn Anderungsantra-
ge der FDP. Ich erspare es mir, das im Einzelnen
darzulegen; es ist schon recht spezifisch. Wir ha-
ben uns sehr intensiv hineingekniet und, anders
als die Senatorin, schon seit langer Zeit daran ge-
arbeitet. Die Drucksache 20/3551 haben wir Ihnen
vor ungefahr zweieinhalb Jahren vorgelegt und
dort genauer dargelegt, was eigentlich in so ein
Gesetz hinein muisste, namlich mehr Autonomie,
mehr Vertrauen in die Hochschulen. Lassen Sie
mich nur einige Punkte nennen: nur noch Rechts-
aufsicht statt Fachaufsicht, Personalhoheit, ein
besseres Immobilienmanagement. Dies alles hat
die SPD offenbar nicht einmal reflektiert; sie hat es
abgelehnt. Das Einzige, was die Hochschulen ver-
bessern kdnnte, haben Sie abgelehnt, stattdessen
haben Sie mehr Blrokratie gemacht. So geht es
nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Zu den Anderungsantridgen der verschiedenen
Fraktionen: Zunachst einmal muss ich sagen, dass
ich es mit Ausnahme der Fraktion DIE LINKEN
ziemlich frech finde, was die drei anderen Fraktio-
nen gemacht haben. Wir haben die letzte Beratung
im Wissenschaftsausschuss am 15. Mai gehabt,
Uber einen Monat ist das her, und vor gerade ein-
mal 24 Stunden bekommen wir hochkomplexe,
tiber viele Seiten gehende detaillierte Anderungs-
antrage herein. Es war mir mit Mihe und Not még-
lich, das alles mit einem Mitarbeiter zusammen
durchzuarbeiten. Das ist kein guter parlamentari-
scher Umgang. Wenn man komplizierte Ande-
rungsantrage stellen will, dann legt man sie etwas
eher vor und nicht erst 24 Stunden vorher. So geht
man nicht miteinander um.

(Beifall bei der FDP)

Zu den einzelnen Anderungsantragen, zunéchst
zum Antrag der SPD, der bereits in der Aus-
schusssitzung vorgelegt wurde: Wir lehnen diesen
Antrag ab, da wir es nicht fir sinnvoll halten, ein
entschlossenes Vorgehen gegen Langzeitstudie-
rende noch weiter aufzuschieben.

Zu dem neuen Antrag, der vor 24 Stunden vorge-
legt wurde: Im ersten Punkt geht es darum, dass
der Kanzler nicht Dienstvorgesetzter des techni-
schen Verwaltungspersonals werden soll; das leh-
nen wir ab. Wir halten es gerade fiir eine richtige
Idee, die gesamte Verwaltung, auch die gesamte
Technik unter einer Hand zu fiihren. Dafiir ist der
Kanzler da, das ist sein Amt. Wenn man jemanden
in ein Amt setzt, dann muss man ihm auch die
Médglichkeiten dazu geben. Diesen Punkt lehnen
wir also ab. Den beiden anderen Punkten, der Zu-
lassung von externen Prifern und dem Ersuchen,
das Sie dort hineingeschrieben haben, werden wir
zustimmen. Mir wére es lieber, wenn das Ersuchen
nie zum Tragen kdme, wir also keine Sonderrege-
lung brauchten, aber immerhin ist die Tendenz mit
Sicherheit richtig.

Nun zum Anderungsantrag der CDU: Es wird Sie
vielleicht Gberraschen, dass wir sdmtlichen Punk-
ten zustimmen werden — kein Wunder, die sind bei
uns abgeschrieben worden.

(Beifall bei der FDP)
Ist doch so, oder, Frau Heyenn?

(Dora Heyenn DIE LINKE: Wenn Sie das sa-
gen, wird es wohl richtig sein!)

— Zum Teil wértlich. Punkt 1 bei der CDU ist nahe-
zu wortlich bei uns abgeschrieben, Punkt 2 ist
dann sinngemal Ubernommen worden. Das ist
auch in Ordnung, wir finden es toll, wenn die CDU
von der FDP lernt. Das hatten Sie mal vor ein paar
Jahren auf der héheren Ebene 6fters machen sol-
len, dann ware auch die Bundesregierung besser
weggekommen.

(Beifall bei der FDP)

Nun zum Antrag der GRUNEN Fraktion: Auch dort
nehmen wir es als Kompliment, dass die GRUNEN
immerhin fiinf Punkte bei uns abgeschrieben ha-
ben. Die Punkte 5, 6, 7, 14 und 21 sind mehr oder
weniger von der FDP abgeschrieben. Selbstver-
standlich freuen wir uns, selbstverstandlich stim-
men wir [hrem Antrag an diesen Stellen zu. Die an-
deren Punkte lehnen wir ab; bei Punkt 2 werden
wir uns enthalten.

Liebe Frau Heyenn, ich habe Sie gerade gelobt,
weil Sie lhre Antrage rechtzeitig vorgelegt haben.
Das finden wir wirklich gut. Aber dennoch — ich bit-
te um Verstandnis — werden wir sie alle ablehnen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Alle?)
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Was Sie da beantragen, ist eine Rolle riickwarts in
die Siebzigerjahre, und wir sind froh, dass wir das
Uberwunden haben.

(Beifall bei der FDP)

Nun zur Gesamtbilanz der Novelle: Es ist kein
grolRer Wurf, nach drei Jahren wurde eine Maus
geboren. Teilweise ist es ein Schritt zurlck, und
das Mauschen ist krank. Das ist schlecht fir das
Mauschen, aber noch viel schlimmer fir die Ham-
burger Hochschulen.

Meine Damen und Herren! Diesen Gesetzentwurf
konnen wir nur ablehnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Heyenn von der Fraktion DIE LINKE.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Herr Schinnenburg hat es
eben schon gesagt: Nach zweieinhalb Jahren hat
die Behdrde fur Wissenschaft und Forschung
einen Entwurf vorgelegt, der die Weiterentwicklung
des Hochschulrechts beinhalten soll. Dabei ist die
zu Oppositionszeiten angekiindigte und eigentlich
auch notwendige Kehrtwende zurlick zur demokra-
tischen Hochschule ausgeblieben. Stattdessen
setzt die Hochschulgesetzesnovelle in der Grund-
struktur den Weg der unternehmerischen Hoch-
schule mit engen betriebswirtschaftlichen Struktur-
vorstellungen fir die marktkonforme Normierung
von Forschung und Studium, Lehre und Verwal-
tung fort. Ein reformerischer Leitgedanke ist allen-
falls ansatzweise zu erkennen.

Ich mochte nicht wie Herr Schinnenburg deutlich
machen, welche Antrédge wir ablehnen und welche
wir annehmen, ich méchte flr unsere Antrage wer-
ben. Zunachst also zu unserem Antrag zum Hoch-
schulrat. Der Hochschulrat wurde 2003 von Jorg
Drager installiert, und seither wurde eigentlich
sténdig Kritik gelbt. Die meiste Kritik an diesem
Gremium kam von der Opposition, und es wurde
versprochen, den Hochschulrat abzuschaffen. Nun
haben wir eben von Herrn Kihn gehdrt — wir ha-
ben es auch im Ausschuss von Frau Senatorin
Stapelfeldt gehért —, dass Sie bewusst fir die Bei-
behaltung des Hochschulrats sind. Leider haben
Sie uns nie verraten warum, und auch die Exper-
ten, die in den Anhdérungen fur die Beibehaltung
des Hochschulrats pladierten, konnten auf mehr-
maliges Nachfragen, warum der Hochschulrat bei-
behalten werden misse und was er kdnne, was
die Gremien der Hochschulen nicht kénnen, leider
keine Antwort geben. Deshalb sind wir dafiir, den
Hochschulrat abzuschaffen. Das sollte unbedingt
vollzogen werden. Die Aufgaben mussen wieder
zurlck in die Hochschule verlagert werden. Daflr
bitten wir um Zustimmung.

(Beifall bei der LINKEN)

Unser zweiter Antrag befasst sich mit den Ziel- und
Leistungsvereinbarungen. Wie Sie alle wissen,
werden diese inflationar in allen mdglichen Gremi-
en, Fakultdten und Seminaren getroffen. Eigentlich
sind Ziel- und Leistungsvereinbarungen dazu da,
die Hochschulen zu steuern. Sie sollen dazu bei-
tragen, dass Forschung und Lehre verbessert wer-
den. Tatsache ist aber, dass die Kritik an den Ziel-
und Leistungsvereinbarungen immer weiter zu-
nimmt. Das besondere Problem dabei ist, dass die
Ziel- und Leistungsvereinbarungen weder transpa-
rent noch demokratisch sind und dass sie noch
nicht einmal einseitige Vertrdge sind, sondern Vor-
gaben vom Senat, die umgesetzt werden mussen.
Sie helfen kein Stick, Lehre und Forschung zu
verbessern. Deshalb sind wir dafiir, dass mit die-
sem Zauber endlich aufgehort wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Unser dritter Antrag beschaftigt sich mit dem Ver-
waltungskostenbeitrag. Dazu haben wir schon
mehrere Anfragen an den Senat gerichtet und vor
einigen Monaten auch schon Antrage gestellt. Es
ist sehr erfreulich, dass seit dem Wintersemester
2013 die Studiengebihren in Hamburg abgeschafft
worden sind, aber die Vorstellung, dass dadurch
das Studium kostenlos geworden sei, ist falsch.
Wir haben nach wie vor hohe Semesterbeitrage,
und wir haben einen Verwaltungskostenbeitrag,
der sich zunehmend zur versteckten Studienge-
bihr entwickelt. Wir sind dafir, dass dieser Ver-
waltungskostenbeitrag abgeschafft wird. Auch die
in Paragraf 6b des Hamburgischen Hochschulge-
setzes geregelte Pflicht, kostendeckende Gebih-
ren bei Studienangeboten der Weiterbildung zu er-
heben, ist abzulehnen, da die wissenschaftliche
Weiterbildung eine gesetzliche Aufgabe der staatli-
chen Hochschulen ist. Auch da sind wir also fir die
Abschaffung.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben uns auch mit der dritten Ebene beschaf-
tigt, was die Rechte der Fakultatsrate betrifft. Wir
sind daflr, diese Rechte zu starken. Deshalb soll-
ten die Dekane und Dekaninnen direkt von den Fa-
kultatsraten gewahlt werden. Wir sind auch fiir die
Abschaffung der Findungskommission, die dazwi-
schengeschaltet wird. Das ware ein guter Beitrag
fur mehr Demokratie in der Hochschule. Auch da
bitten wir um lhre Zustimmung.

(Beifall bei der LINKEN)

Zur dritten Ebene haben wir einen umfangreiche-
ren Antrag vorgelegt. Der Punkt ist, dass das bis-
herige explizite Verbot der sogenannten dritten
Ebene im Hamburgischen Hochschulgesetz die
Freiheit von Forschung und Lehre beschneidet.
Das hat auch das Bundesverfassungsgericht so
gesagt; Herr Kleibauer hat darauf hingewiesen. Es
widerspricht essentiellen demokratischen Grund-
prinzipien. Der jetzt vorliegende Gesetzentwurf
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hebt zwar dieses Gebot von nach Gruppen zusam-
mengesetzten Verwaltungsorganen fiir die Institute
auf, andererseits héhlen Sie die Bestimmungen,
dieses Recht fir verfasste Mitbestimmung, aus, da
die Kompetenzen, die an solche Gremien Ubertra-
gen werden sollen, neben der Organisation des
Lehrbetriebes darin bestehen sollen, Vorschlage
fur die Studien- und Prifungsordnung, fiir die Lehr-
verpflichtung und die Zusammensetzung von Beru-
fungsausschuissen zu unterbreiten. Ferner soll die
Einrichtung solcher Gremien nicht gesetzlich ver-
ankert werden, das ist eine Kann-Bestimmung. Pa-
ragraf 92 ist unserer Auffassung nach daher so ab-
zuandern, dass die dritte Ebene zwingend vorge-
schrieben und mit Kompetenzen versehen wird.

Als Letztes haben wir das Thema Zwangsexmatri-
kulation. Wir haben es hier mit einer Verscharfung
der Regelung zur Exmatrikulation zu tun. Fir alle
die, die sich nicht im Wissenschaftsausschuss da-
mit beschaftigt haben: Schon jetzt ist vorgesehen,
dass die einzelnen Hochschulen Exmatrikulationen
aussprechen konnen. Was wir im Gesetzentwurf
vorfinden, ist eine Verschéarfung. Ich méchte ein-
mal zitieren, was der Vertreter des DGB in der Ex-
pertenanhérung zur Verscharfung der Zwangsex-
matrikulationsbestimmungen gesagt hat — ich zitie-
re Olaf Schwede —:

"Eine Verscharfung des Gesetzes von 2003
ist hier Uberflissig. Wir fordern Sie dazu auf,
zumindest die entsprechende Verscharfung
aus dem Gesetzesentwurf zu streichen. Da-
mit wirden nach wie vor die Hochschulen
die Moglichkeit behalten, hier Regelungen
zu treffen. Eine Verscharfung ist aus unserer
Sicht auf jeden Fall unnétig.”

So weit der DGB.

Und der Experte, der fir DIE LINKE in die Aus-
schusssitzung gegangen ist, Professor Dr. Fischer-
Appelt, hat im Zusammenhang mit der Exmatriku-
lation folgende Grinde angefuhrt — ich zitiere —:

"Erstens: Hochschulmitglieder als Studieren-
den wird dadurch eher Angst gemacht als ei-
ne Erleichterung geschaffen in der Errei-
chung des Studienendes. Zweitens: Die Ka-
pazitaten werden dadurch nicht bean-
sprucht, dass sie langer studieren. Drittens:
Es konnte auch sein, dass man die Lebens-
bediirfnisse der heutigen Generation noch
mehr als friiher beachten muss. Es kdnnen
sich ja auch ein paar Abgeordnete einmal
selber angucken. Die haben berufliche Ver-
pflichtungen und private, die sie bis an den
Rand 'Das geht nicht mehr' beanspruchen
und die es schwer machen, in einer be-
stimmten Regelstudienzeit zu studieren. Mit
anderen Worten und generalisiert: Wir ha-
ben an den Hochschulen ein Teilzeitstudi-
um. Das ist noch nicht richtig eingefiihrt in
Deutschland, aber es kann auch doppelt so

lange dauern wie bisher. Im Blick daraus
wirde ich empfehlen, das auch nicht zu
tun."

So weit Herr Fischer-Appelt.
(Beifall bei der LINKEN)

Ein Wort noch zur Experimentierklausel. Das horte
sich auf den ersten Blick ganz gut an. Wir haben
noch einmal dariiber nachgedacht. Die Tatsache,
dass Absolventen mit einem Bachelorabschluss
keinen Beruf ergreifen kdnnen, gilt nicht nur fir
Lehramtsstudierende, sondern auch fiir Psycholo-
gen und Chemiker. Ein Chemiker mit Bachelorab-
schluss hat eine schlechtere Qualifikation als ein
chemisch-technischer Assistent. Wenn jetzt aus-
schlieBlich fir Lehramtsstudierende die Moglichkeit
geschaffen wird, einen Masterstudienplatz zu be-
kommen, wischt das beiseite, dass wir ein grund-
satzliches Problem haben. Alle, die einen Bachelor
haben und einen Masterplatz bekommen wollen,
sollen auch einen bekommen. Von dieser Forde-
rung gehen wir nicht ab, und deswegen sind wir
gegen die Experimentierklausel.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist regelhaft vorgesehen, dass zwischen der
ersten und der zweiten Lesung Zeit sein sollte.
Diese Zeit ist dazu gedacht, dass man noch einmal
dariber nachdenkt. Wir hatten eine ausflhrliche
Expertenanhérung und eine ausfihrliche o&ffentli-
che Anhérung. Wir haben den Eindruck, dass so-
wohl der Senat als auch die SPD-Fraktion sich
noch nicht genug Zeit genommen haben, um dar-
Uber nachzudenken. Deshalb mdchten wir Ihnen
die Gelegenheit geben, noch einmal 14 Tage in
sich zu gehen und an der einen oder anderen Stel-
le den Anderungsvorschlagen der Opposition zu
folgen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christa
Goetsch und Dr. Eva Giimbel, beide GRU-
NE)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senatorin Dr. Stapelfeldt.

Zweite Biirgermeisterin Dr. Dorothee Stapel-
feldt: Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Vor gut einem Jahr
habe ich den Referentenentwurf zur Weiterent-
wicklung des Hochschulrechts in den Senat einge-
bracht. Daraufhin hat es ein breit angelegtes Betei-
ligungsverfahren gegeben. Dabei war mir von An-
fang an wichtig, dass es einen offenen, transpa-
renten und im Dialog gestalteten Beteiligungspro-
zess gibt. So ist selbstverstandlich den Gewerk-
schaften und den Berufsverbanden im Rahmen
des gesetzlichen Beteiligungsverfahrens Gelegen-
heit zur Stellungnahme gegeben worden. Dartber
hinaus wurden gleichzeitig die Hochschulen und
auch die Landeskonferenz der Hamburger Asten,
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die Landeskonferenz der Gleichstellungsbeauftrag-
ten der Frauen- und Gleichstellungsbiiros sowie
die Handels- und die Handwerkskammer im Rah-
men eines schriftlichen Beteiligungsverfahrens um
Stellungnahmen gebeten. In diesem Zuge sind et-
wa 50 Stellungnahmen eingegangen, der Uberwie-
gende Teil davon aus den Hochschulen. Mit Be-
ginn des letzten Wintersemesters haben wir eine
vierwdchige moderierte Online-Diskussion des Ge-
setzentwurfs gestartet. In dieser Zeit haben Uber
2500 Personen die Seite besucht und fast 200 von
ihnen Kommentare und Beitrdge geleistet. Im Ok-
tober 2013 hat die Wissenschaftsbehdrde eine
ganztagige Arbeitskonferenz organisiert mit 100
Reprasentanten der Studierenden und anderer
Gruppen aus den Hochschulen und der LaKoG. In
den vier Arbeitsgruppen wurden alle wesentlichen
Aspekte des Hochschulgesetzes bearbeitet. Die
schriftlichen Stellungnahmen und nattrlich auch
die Online-Beitrdge und die Ergebnisse der Ar-
beitskonferenz sind alle im Internet zuganglich ge-
macht worden. Sie sind auch in der Drucksache,
die lhnen als Senatsmitteilung vorliegt, dargestellt.
In dieser Drucksache wurde transparent darge-
stellt, welche Einwande und Vorschlage es gege-
ben hat und welche Vorschlage aus welchen Griin-
den nicht dbernommen wurden. Selbstverstand-
lich, liebe Frau Heyenn, haben wir uns in dem Pro-
zess der Meinungsbildung zu diesem Gesetz im
Senat sehr intensiv mit allen Vorschlagen, auch
denen aus der Sachverstandigenanhérung, aus-
einandergesetzt.

(Beifall bei der SPD)

Das ist bei einem Gesetzgebungsvorhaben eine
Selbstverstandlichkeit. Wenn man Beteiligungsver-
fahren durchfiihrt, dann muss man offen dafir
sein, gute und liberzeugende Anderungsvorschlé-
ge aufzunehmen, und diese Offenheit haben wir
gehabt, denn das haben wir getan.

Was sind nun die wesentlichen Ziele des lhnen
vorliegenden Gesetzentwurfs? Mit dem Gesetzent-
wurf sollen die hamburgischen Hochschulen in ih-
rer Leistungsfahigkeit in Forschung und Lehre ge-
starkt werden. Das Hochschulrecht wird an die
Rechtsprechung zur gesetzlichen Ausgestaltung
der Hochschulorganisation, insbesondere den Be-
schluss des Bundesverfassungsgerichts vom Juli
2010, angepasst. Die Differenzierung sowie die
Profilbildung der hamburgischen Hochschulen und
deren Kooperationen und Vernetzungen sollen mit
dem vorliegenden Gesetzentwurf gefordert wer-
den. Der Senat verbessert zudem die Partizipation
der Hochschulmitglieder an den hochschulinternen
Entscheidungsprozessen. Der Gesetzentwurf for-
dert und fordert auch eine Austauschkultur inner-
halb der Hochschulen ein und schafft klare Verant-
wortlichkeiten.

(Beifall bei der SPD)

Eine hochschuliibergreifende Planung muss den
Bedarfen und Aufgaben des Staats gerecht wer-
den, sodass Planung, Steuerung und Kontrolle
ausgewogen und mit Ruckkopplungsmaéglichkeiten
versehen sein mussen. Deshalb nimmt der Senat
mit dem Entwurf seine politische Verantwortung fur
die Schaffung einer Infrastruktur zur Weiterent-
wicklung der Wissenschaft in Hamburg ernst. Wir
haben fiir die beiden gro3en Hochschulen, die Uni-
versitat und die Hochschule fir Angewandte Wis-
senschaften, die Handlungsfahigkeit der Fakulta-
ten in Lehre und Forschung verbessert.

(Beifall bei der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich
weild, dass die Hochschulen mit diesem Entwurf
vor einer Bewaltigung alter und neuer Aufgaben
stehen und teilweise auch vor Strukturveranderun-
gen, aber ich bin zuversichtlich. Ich weill aus vie-
len Gesprachen mit Mitgliedern der hamburgischen
Hochschulen, dass Veranderungen fiir eine besser
sichtbare Lehr- und Forschungsinfrastruktur not-
wendig sind. Der Senat stellt sich mit diesem Ent-
wurf seiner politischen Verantwortung. Er justiert
zwischen Freiheit der Hochschulen und Verantwor-
tung flr das Studium, fiir eine gute Lehre und For-
schung sowie der erforderlichen Transparenz neu.

(Beifall bei der SPD)

Zur Organisation der Hochschulen: Das Prasidium,
das schon angesprochen worden ist, bleibt als kol-
legiales Leitungsorgan erhalten, jedoch mit einer
gestarkten Richtlinienkompetenz des Prasidenten
oder der Prasidentin. Wir erméglichen da — ganz
wichtig —, wo sie gewollt ist, eine sogenannte dritte
Ebene und fuhren die in der Wissenschaft etablier-
te Urorganisationsform der Institute wieder ein.

Durch neue Berichtspflichten von Prasidium und
Dekanat sorgt der Gesetzentwurf fir mehr Trans-
parenz gegeniber den akademischen Gremien in
Finanzangelegenheiten. Bei der Entscheidung
Uber die Verwendung freier oder frei werdender
Stellen der Hochschullehrer und Hochschullehre-
rinnen wird es ein gestuftes Verfahren geben. Es
beginnt mit der Anhérung der Fakultatsrate, da-
nach erfolgt die Erérterung im erweiterten Prasidi-
um, wo Prasidium und Dekane diskutieren, und
dann erfolgt die Entscheidung des Prasidiums.

Meine Damen und Herren! Auch fur Studium und
Lehre enthalt der Gesetzentwurf Verbesserungen.
So fuhren wir fir beruflich Qualifizierte eine flexibi-
lisierte Quote bei der Hochschulzulassung ein. Als
Basis wird die Quote fur beruflich Qualifizierte auf
3 Prozent festgelegt. Durch frei werdende Platze in
der Hartefall- oder Sportlerquote kann diese aller-
dings auf bis zu 10 Prozent ansteigen. Damit, und
das ist wirklich ganz wichtig, eroffnen wir den
Hochschulzugang flir Menschen mit vielfaltigen Bil-
dungsbiografien und reagieren auch auf die ge-
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wachsenen Qualifikationsbedarfe auf dem Arbeits-
markt.

(Beifall bei der SPD)

Auf Anregung der Studierenden haben wir eine fle-
xibilisierte Regelung fur den Ubergang vom Bache-
lor- zum Masterstudiengang aufgenommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ein
Ubergeordnetes und grofRes Anliegen ist dem Se-
nat und insbesondere mir die Gleichstellung. Noch
immer gibt es zu wenig Professorinnen und vor al-
lem auch zu wenig Hochschullehrerinnen in Lei-
tungsfunktionen. Deshalb wird auch zukunftig die
Frauenférderung als Aufgabe der Hochschulen
ausdrucklich im Hochschulgesetz erwahnt.

(Beifall bei der SPD)

In Ubereinstimmung mit dem gleichstellungspoliti-
schen Rahmenprogramm des Senats wird es flr
alle Selbstverwaltungsgremien der Hochschulen
sowie den Hochschulrat eine vierzigprozentige Ge-
schlechterquote geben. In puncto Diversitat stellen
die Hochschulen ein diskriminierungsfreies Studi-
en-, Lehr-, Forschungs- und Arbeitsumfeld fur alle
Hochschulmitglieder sicher.

Ein weiterer wichtiger Punkt sind die Verbesserun-
gen der Situation wissenschaftlicher und kinstleri-
scher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir alle
wissen — hier auch mehrfach diskutiert —, dass es
an den Hochschulen vielfaltige Formen prekarer
Beschaftigungsverhaltnisse gibt. Junge Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler haben gerade
in jener Lebensphase, in der wichtige Entscheidun-
gen getroffen und zum Beispiel auch Familien ge-
grindet werden, in vielen Fallen keinerlei mittel-
oder gar langfristige Planungssicherheit, und das
wollen wir andern.

(Beifall bei der SPD)

Zusammen mit den Gewerkschaften, Personalra-
ten und Hochschulvertretern hat die Wissen-
schaftsbehorde deshalb einen Prozess zum Abbau
dieser prekaren Beschaftigungsverhaltnisse in der
Wissenschaft durchgefiihrt. Die Arbeitsgruppe zur
Erarbeitung eines Code of Conduct hat Vorschlage
fir die Anderung des Hochschulgesetzes erarbei-
tet, die in den Gesetzentwurf eingeflossen sind.
Das sind beispielsweise folgende Punkte: Fir Pro-
movenden wird die Dauer der befristeten Arbeits-
verhaltnisse von hochstens drei auf grundsatzlich
drei geandert. Der Beschaftigungsumfang wird von
regelhaft einer halben Stelle auf mindestens eine
halbe Stelle gedndert. Fur Habilitanden ist die Ver-
langerung der Stelle nach drei Jahren zukiinftig
nicht mehr optional, sondern zwingend, wenn be-
stimmte Qualitdtsvoraussetzungen erflllt werden.
Fir Funktionsstellen in der Wissenschaft, zum Bei-
spiel Laborleiter oder Dozenten, gilt fortan der
Grundsatz, dass Daueraufgaben auf Dauerstellen
erledigt werden sollen. Mit diesen Regelungen

stellt sich Hamburg an die Spitze der Lander, wenn
es darum geht, den wissenschaftlichen Nachwuchs
zu férdern und Sicherheiten in der weiteren Qualifi-
zierungsphase zu geben.

Ich méchte gerne noch auf zwei Punkte des Ge-
setzentwurfs eingehen, die besonders diskutiert
worden sind, auf die Transparenzklausel fir Dritt-
mittelvorhaben und die Exmatrikulation. Zunachst
zur Transparenzklausel. Grundsatzlich gilt fur
Hochschulen als Ort der Grundlagenforschung und
der angewandten Forschung, dass die Freiheit der
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bei der
Auswahl der Forschungsgegenstande sowie der
Drittmittelgeber Grundvoraussetzung fiir die wis-
senschaftliche Innovationskraft ist.

(Beifall bei der SPD)

Gleichzeitig geht mit der Freiheit der Forschung ei-
ne groRe Verantwortung der Wissenschaft einher.
Insbesondere muss eine gesellschaftliche Ausein-
andersetzung mit der Forschung, die an den staat-
lichen Hochschulen erfolgt, méglich sein. Eine aus
offentlichen Mitteln geschaffene Infrastruktur fir
die Forschung und auch aus offentlichen Mitteln fi-
nanzierte Forschung sollte deshalb keinen Diskurs
scheuen. Voraussetzung fir die gesellschaftliche
Auseinandersetzung ist also Transparenz, und die
wird mit der neuen Regelung geschaffen.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, dass wir damit eine kluge Balance ge-
funden haben.

Zur Exmatrikulationsregelung: Es hat dazu viele
Gesprache mit einzelnen von Ihnen gegeben, aber
selbstverstandlich auch in der Behdérde, und es war
ein grofdes Thema sowohl in der &ffentlichen Anhé-
rung, in der sich die Studierenden zu Wort gemel-
det haben, als auch in der Sachverstédndigenanhd-
rung. Es ist mir deswegen ganz wichtig, noch ein-
mal auf folgende Aspekte hinzuweisen, die bei der
Interpretation des Gesetzes und seiner Anwen-
dung bertcksichtigt werden sollten. Zunachst ein-
mal ist die oft verwendete Bezeichnung Langzeit-
studierende eigentlich irrefuhrend, denn es geht
gerade nicht um Menschen, die tatsachlich studie-
ren, das heil’t, einen Studiengang zielgerichtet ver-
folgen, sondern es geht um solche Menschen, die
mit hoher Wahrscheinlichkeit Gberhaupt nicht mehr
studieren. Die Regelung erfasst nur Personen, die
ihr Studium flr einen langeren Zeitraum nicht mehr
betreiben. Um diese offene Formulierung zu kon-
kretisieren, nennt das Gesetz zwei Beispielfalle:
das Uberschreiten der doppelten Regelstudienzeit
zuzuglich zwei Semester — und dariber hinaus ha-
ben wir eine Hartefallklausel eingebaut — und wenn
vier Semester lang kein Leistungsnachweis er-
bracht wurde. Diese Beispielfalle begriinden zu-
nachst nur die Vermutung, dass das Studium fir
einen langeren Zeitraum nicht betrieben wird. Die-
se Vermutung kann im Einzelfall entkraftet werden.
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Sofern nachgewiesen wird, dass ein Studium wie-
der betrieben wird, ist eine Exmatrikulation unzu-
lassig. Um es noch einmal zusammenzufassen:
Wer vier Semester lang keine Leistungsnachweise
erbracht hat oder die doppelte Regelstudienzeit
zuziglich zwei Semester Uberschritten hat, aber in-
zwischen wieder ernstlich studiert, kann daher
nicht exmatrikuliert werden.

Auch heute ist behauptet worden, das Gesetz sei
verfassungswidrig. Das ist es nicht. Das Rechts-
gutachten des renommierten Hochschulrechtlers
Professor Knopp hat bestatigt, dass das Gesetz
verfassungskonform ist — die Verbesserungsvor-
schlage von Professor Knopp haben wir aufge-
nommen —, und auch die Sachverstandigen hatten
keine grundsatzlichen Bedenken. Deswegen sage
ich, dass wir die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts von 2010 ausreichend umsetzen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Ge-
setzentwurf ist in dem Diskussionsprozess ge-
wachsen, und ich sage an dieser Stelle ausdriick-
lich all denjenigen, die sich in der Hochschul6ffent-
lichkeit, der darliber hinausgehenden breiteren Of-
fentlichkeit und im Parlament beteiligt haben, Dank
fur ihre Beitrage. Ich hoffe sehr auf lhre Unterstit-
zung des Gesetzes, das wir lhnen vorgelegt ha-
ben. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Tode von der SPD-Fraktion.

Dr. Sven Tode SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Am Hauptge-
baude der Universitat steht der Leitsatz: Der For-
schung, der Lehre, der Bildung. Er formuliert ein
Bildungsideal. Der Bildungsauftrag der Hoch-
schulen umfasst offenbar mehr als Forschung und
Lehre. Bildung ist mehr als bloRR die Summe dieser
beiden — Forschung und Lehre —, die auch heute
noch oft selbstverstandlich als erschopfende Auf-
gabe der Hochschulen genannt werden. Wenn Bil-
dung also hier explizit als Drittes dargestellt wird,
dann heilt das, dass Bildung mehr ist als nur die
Schaffung und Vermittlung von kognitivem Wissen,
namlich umfassende humanistische und demokra-
tische Bildung von Menschen, Kultur und Gesell-
schaft. Ob dies in der Umsetzung des Bologna-
Prozesses immer gelingt, kann sicherlich kritisch
hinterfragt werden. Dennoch ist es dieses demo-
kratische Bildungsideal, das wir Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten in Deutschland erst-
mals in den Zwanzigerjahren des letzten Jahrhun-
derts gegen die burgerlich-konservativen Eliten
durchgesetzt haben und das dann in den Sechzi-
ger- und Siebzigerjahren wieder die grof3e Leitidee
unserer Bildungsreform war, an das wir heute an-
knlpfen, indem wir Hamburgs Hochschulen gegen
reine  Okonomisierungsvorstellungen verteidigen

und die demokratische Grundidee der Hoch-
schulen wieder zur Geltung bringen, wie wir es (b-
rigens schon mit unserer ersten grofen Reform in
dieser Legislaturperiode getan haben, namlich der
Abschaffung der sozial ausgrenzenden Studienge-
blGhren.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Eine Autonomie staatli-
cher Bildungseinrichtungen von behdrdlicher De-
tailsteuerung macht nur dann Sinn, wenn diese au-
tonomen Hochschulen zugleich intern in hohem
MalRe demokratisch verfasst sind. Deswegen set-
zen wir unsere Reform so an, dass wir einerseits
das Kind nicht mit dem Bade ausschitten, die
Hochschulrate also nicht ganzlich abschaffen, an-
dererseits aber die Einbeziehung externen Sach-
verstands wieder in ein ausgeglichenes Verhaltnis
setzen zur internen Demokratisierung der Hoch-
schulen und zur Beteiligung der Hochschulangeho-
rigen.

Wir starken zum Beispiel in erheblichem Mal} die
Stellung der Hochschulsenate. Wir verschranken
die Verantwortlichkeit von Hochschulsenat und
Hochschulrat bei zentralen Angelegenheiten bei
gleichzeitig klarer Aufteilung der Kompetenzen. Wir
erhalten die Prasidien als kollektive Leitungsorga-
ne bei gleichzeitiger Starkung der Richtlinienkom-
petenz der Prasidentinnen und Prasidenten. Wir
schaffen wieder die Mdéglichkeit der Einrichtung ei-
ner dritten Ebene der demokratischen Steuerung
und Beteiligung, also von Instituten und Fachberei-
chen.

Und, Herr Kleibauer, ich halte das schon fiir ein in-
teressantes Rechtsverstandnis, wenn Sie formulie-
ren, dass das bisher auch nicht geregelt sei und
doch funktioniert hatte. Dann kdnnen wir auch bei
anderen Problemen sagen, es funktioniert doch,
also missen wir es nicht regeln.

(Zuruf von Dietrich Wersich CDU)

Das ist interessant, aber vor allem zeigt es doch,
Herr Wersich, dass man offensichtlich diese dritte
Ebene braucht, denn die gibt es, und warum soll
man diese Mdglichkeit nicht ins Gesetz schreiben?

(Beifall bei der SPD)

Wir starken die Verantwortlichkeit der Kanzlerinnen
und Kanzler in den Wirtschafts- und Verwaltungs-
einheiten der Hochschulen, wobei wir sicherlich die
Wirkung dieser neuen Kompetenzverteilung in den
kommenden Jahren sorgfaltig Gberprifen missen.

Bemerkenswert ist, dass nun wieder fast die ge-
samte Opposition beklagt, dass die Autonomie der
Hochschulen noch nicht weit genug ginge und der
demokratische Staat in Form von Birgerschaft,
Senat und Wissenschaftsbehdrde noch immer viel
zu viel zu sagen und zu kontrollieren hatte. Dazu
kann ich nur sagen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, anders als Sie verstehen wir Autonomie nicht
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als Freiheit von demokratischer Steuerung, und
zwar weder von innen noch von auf3en. Die Hoch-
schulen, zumal die staatlichen, sollten sich weitge-
hend autonom selbst organisieren, aber der Rah-
men, in dem sie das tun, ist ein demokratisch legiti-
mierter, ein politischer Rahmen, und dieser soll
weiterhin eher gestarkt als durch das Ganze zu-
rickgefiihrt werden. Herr Schinnenburg, Sie haben
gesagt, gebt den Hochschulen mehr Autonomie,
aber bei dieser Forderung miussten Sie doch fir
die Abschaffung der Hochschulrate sein.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Das Wichtigste ist
— und das haben Sie alle ein bisschen vernachlas-
sigt, die Senatorin und Herr Kihn haben darauf
hingewiesen —, dass wir die Arbeitsbedingungen
und Berufsperspektiven junger Nachwuchswissen-
schaftler und Nachwuchswissenschaftlerinnen ver-
bessern. Wir haben zwei wichtige Schritte ge-
macht. Zum einen haben wir aus Hamburg die For-
derung an die Bundesebene gerichtet, das Wis-
senschaftszeitvertragsgesetz zu reformieren. Dies
ist so weit gegangen, dass es mittlerweile Teil des
Koalitionsvertrags ist, und insofern hoffen wir, dass
es hier zu einer Veranderung kommt. Zum anderen
haben wir im Frihjahr mit dem "Code of Conduct"
zwischen Senat, Hochschulen und Gewerkschaf-
ten erreicht, dass in Hamburg die prekaren Arbeits-
verhaltnisse konkret verbessert werden; die Sena-
torin hat dezidiert darauf hingewiesen.

(Beifall bei der SPD)

Und drittens schreiben wir diese Ziele auch als
konkrete Vorgaben im Hochschulgesetz fest; das
ist einzigartig in der Bundesrepublik. Es ist ndmlich
jetzt festgeschrieben, dass Promotionsstellen nun
mindestens drei Jahre umfassen anstatt bisher
hochstens drei Jahre. Sie missen nun mindestens
den Umfang einer halben Stelle haben, was bisher
keinesfalls selbstverstandlich war, und davon ist
mindestens ein Drittel der Zeit fur die eigene wis-
senschaftliche Freiheit und Arbeit freizuhalten.
Wenn Sie wissen, wie die Universitaten funktionie-
ren, dann wissen Sie, wie wichtig es fir junge Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschatftler ist, dass sie
selbst darauf verweisen konnen, im Gesetz stehe,
dass sie ein Recht auf eigene Forschung wahrend
ihrer Zeit bei der Promotion haben. Und die Weiter-
beschaftigung der Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler nach der Promotion wird nunmehr ob-
ligatorisch.

Diese neuen gesetzlichen Regelungen, die wir
heute durchsetzen, stellen zusammen mit den
schon vorher erreichten MalRhahmen einen sehr
groRen Fortschritt fir die Beschaftigungsbedingun-
gen dar, fir mehr Planbarkeit und Verlasslichkeit
von Berufsperspektiven und sind damit auch ein
grofer Fortschritt fir mehr wissenschaftliche Quali-
tat und Innovationsfahigkeit. Dazu gehort auch der
dringende Appell unseres Zusatzantrags an die

Kultusministerkonferenz, die bundesweite Mobilitat
fur Lehramtsstudien zu sichern. Wir haben heute
zehn Jahre Bologna-Prozess, und man kann die-
sen sicherlich auch kritisch bewerten. Das Ziel
europaweiter Bildungsmobilitat ist und bleibt aber
wiinschenswert.

(Beifall bei der SPD)

Vor diesem Hintergrund erscheint es absurd, dass
Lehramtsstudierende nicht von Flensburg nach
Hamburg oder von Hamburg nach Hannover wech-
seln kdnnen. Da richtet die SPD-Fraktion den drin-
genden Appell, hier Lésungen zu schaffen, und wir
haben mit unserem Zusatzantrag eine weitere L6-
sungsmaoglichkeit aufgezeigt. — Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Bevor ich Herrn
Kleibauer von der CDU-Fraktion das Wort gebe,
habe ich noch eine Frage an Herrn Schinnenburg.
War das ein Lebenszeichen oder eine Wortmel-
dung eben?

(Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Beides!)

Dann hat erst Herr Dr. Schinnenburg das Wort und
dann Herr Kleibauer.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin! Ich kann meine Stellungnahme sehr kurz hal-
ten. Es war kein Lebenszeichen, aber Herr Tode
hatte das Geflihl, dass ich gar nicht da bin und sei-
nen Worten gar nicht lauschen wirde. Herr Tode,
ich darf Ihnen versichern, bei keinem Redner hore
ich so gern zu wie bei lhnen, denn bei wenigen an-
deren Rednern kommen immer so merkwirdige lo-
gische Widerspruche vor.

Sie fragen mich ernsthaft, wenn Sie fiir die Hoch-
schulautonomie sind, dann missten Sie doch ge-
gen die Hochschulrate sein. Herr Tode, ich emp-
fehle Ihnen, einmal nachzulesen, warum man ei-
gentlich Hochschulrate eingeflhrt hat. Das ist ein
malRgeblicher Baustein der Hochschulautonomie,
und es ware unsinnig, sie abzuschaffen. Das Er-
gebnis ware namlich dann, eine Kompetenz vom
Hochschulrat wieder auf die Behdrde zu verlagern.
Das wollen wir gerade nicht, Herr Tode, das ist der
Grund, warum ich mich gern gemeldet habe. Jetzt
haben Sie auch gemerkt, dass ich noch lebe.

Wir werden lhren Antrag ablehnen, denn es stimmt
nicht, was Sie gesagt haben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort hat
nun wirklich Herr Kleibauer von der CDU-Fraktion.

Thilo Kleibauer CDU:* Meine Damen und Herren!
Wir haben vor fast drei Jahren, am 25. August
2011, damals auf Basis eines Antrags der CDU-
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Fraktion zum ersten Mal in dieser Legislaturperi-
ode Uber das Thema Hochschulgesetz debattiert
und dass dort etwas vom Senat zu erwarten ist. Ich
habe mir noch einmal angeschaut, was lhre Sena-
torin, Frau Stapelfeldt, damals zu uns gesagt hat.
Frau Stapelfeldt hat damals gesagt — ich zitiere —:

"[...] und ich wirde mich auch sehr freuen,
wenn es mdoglich ware, in einer groferen
Mehrheit als nur durch die Mehrheitsfraktion
der SPD ein neues Gesetz fur die Hambur-
ger Hochschulen zu schaffen".

Was sehen wir heute? Wir sehen Kritik durch alle
Fraktionen, von der LINKEN bis zur FDP, und Sie
haben es mit Mihe und Not geschafft, die Kritik in
der eigenen SPD-Fraktion zu Uberstimmen. So
sind Sie mit lhrem Hochschulgesetz gelandet, das
muss man an dieser Stelle ganz deutlich sagen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Wieland
Schinnenburg FDP und Dr. Walter Scheuerl
fraktionslos)

Herr Tode ist noch sehr ausfiihrlich auf viele De-
tailregelungen eingegangen. Ich finde es interes-
sant, wenn es dann immer heif3t, da gabe es, nun-
mehr vor dreieinhalb Jahren, ein Bundesverfas-
sungsgerichtsurteil und deshalb mussten wir das
Hochschulgesetz novellieren. Dieses Urteil betraf
vielleicht zwei Absatze, aber es ist keine Rechtfer-
tigung fir den Senat, uns 71 Punkte in einem
Hochschulgesetz vorzulegen, die geandert werden
sollen. Das deutet wirklich darauf hin, dass hier
Masse statt Klasse ist und dass man hier moéglichst
viel regeln will. Und wenn man mit einem Gesetz
moglichst viel regeln will, dann ist das eher ein Zei-
chen daflir, dass man politisch schwach ist und po-
litisch relativ wenig gestalten kann, wenn man ver-
sucht, alles in das Gesetz zu packen.

(Beifall bei der CDU)

Ich fand den Beitrag von Herrn Tode, lieber Kolle-
ge Schinnenburg, wirklich interessant, denn die
Frage, warum wir den Hochschulrat brauchen und
was er mache wurde auch von SPD-Abgeordneten
in den Anhdrungen und bei den Beratungen in den
Ausschussen diskutiert. Ich habe es schon so
wahrgenommen, dass Sie vielleicht selbst noch
einmal die Zeit brauchen, das eine oder andere
auszudiskutieren. Deshalb finde ich die Idee, die-
sem Gesetzentwurf noch einmal die Méglichkeit zu
geben, zwei Wochen innerhalb der SPD-Fraktion
und des Senats eine Runde passieren zu lassen,
gut. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU, den GRUNEN und bei
Dora Heyenn DIE LINKE)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr, dann kénnen wir
zu den Abstimmungen kommen. Und dafir lohnt
es sich sicher, wenn Sie sich hinsetzen.

Wir beginnen mit den Fraktionsantragen. Zunachst
zum Antrag der GRUNEN Fraktion aus der Druck-
sache 20/12151. Diesen mdchten die Fraktionen
der CDU, FDP und der LINKEN ziffernweise ab-
stimmen lassen.

Wer sodann Ziffer 1 des GRUNEN-Antrags anneh-
men mochte, den bitte ich um das Handzeichen. —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mit
Mehrheit abgelehnt.

Wer Ziffer 2 folgen moéchte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch Ziffer 2 ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer sich den Ziffern 3 und 4 anschlie3t, den bitte
ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Auch die Ziffern 3 und 4 sind mit
Mehrheit abgelehnt.

Wer den Ziffern 5 und 6 zustimmen méchte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Auch die Ziffern 5 und 6
sind mit Mehrheit abgelehnt.

Wer die Ziffer 7 beschlieRen mdchte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Ziffer 7 ist auch mit Mehrheit abge-
lehnt.

Wer den Ziffern 8 und 9 zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer sich den Ziffern 10 und 11 anschlief3t, den bit-
te ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Auch mit Mehrheit abgelehnt.

Wer die Ziffern 12 und 13 annimmt, den bitte ich
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Auch die Ziffern 12 und 13 sind mit
Mehrheit abgelehnt.

Wer Ziffer 14 annehmen mochte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Ziffer 14 ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer der Ziffer 15 zustimmen mdchte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Ziffer 15 ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer Ziffer 16 annimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Zif-
fer 16 ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer Ziffer 17 beschliellen méchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch Ziffer 17 ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer Ziffer 18 zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Zif-
fer 18 ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer Ziffer 19 annehmen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch Ziffer 19 ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer Ziffer 20 seine Zustimmung geben mdchte,
den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-
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probe. — Enthaltungen? — Auch Ziffer 20 ist mit
Mehrheit abgelehnt.

Wer der Ziffer 21 folgen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch Ziffer 21 ist mit Mehrheit abgelehnt.

Und schlieBBlich kommen wir zu Ziffer 22. Wer die-
se annehmen mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch Ziffer 22 ist mit Mehrheit abgelehnt.

Weiter kommen wir zum FDP-Antrag aus der
Drucksache 20/12149. Diesen mochten die Frak-
tionen der CDU, GRUNEN und LINKEN ziffernwei-
se abstimmen lassen. Sie hatten es sich denken
kdnnen.

Wer sodann die Ziffern 1 und 4 des FDP-Antrags
annehmen mdchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Die
Ziffern 1 und 4 sind mit Mehrheit abgelehnt.

Wer Ziffer 2 folgen mdchte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Ziffer 2 ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer sich Ziffer 3 anschlie3t, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch Ziffer 3 ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer den Ziffern 5 und 7 zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Die Ziffern 5 und 7 sind mit Mehrheit abge-
lehnt.

Wer Ziffer 6 annehmen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Ziffer 6 ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer sich den Ziffern 8 und 9 anschlief3t, den bitte
ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist auch mit Mehrheit abge-
lehnt.

Wer nun noch der Ziffer 10 zustimmen mdochte,
den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Auch Ziffer 10 ist mit
Mehrheit abgelehnt.

Nun kommen wir zum Antrag der CDU-Fraktion
aus der Drucksache 20/12159. Auch hierzu wird ei-
ne ziffernweise Abstimmung gewitinscht, dieses
Mal auf Antrag der GRUNEN Fraktion.

Wer also die Ziffern 1.a, 1.b und 1.e sowie 2.a, 2.c,
2.d und 2.e des CDU-Antrags annehmen mochte,
den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Die eben genannten Zif-
fern sind mit Mehrheit abgelehnt.

Wer dann noch den Ziffern 1.c und 1.d sowie 2.b
folgen mochte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch
die eben genannten Ziffern sind mit Mehrheit ab-
gelehnt.

Nun kommen wir zum SPD-Antrag aus der Druck-
sache 20/12170. Die Fraktionen der FDP und der
LINKEN mochten diesen ziffernweise abstimmen
lassen.

Wer also zunachst Ziffer 1.1 des SPD-Antrags sei-
ne Zustimmung geben modchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mit Mehrheit angenommen.

Wer dann Ziffer 1.2 annehmen mochte, den bitte
ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Auch die eben genannte Ziffer ist
mit Mehrheit angenommen.

Wer sich Ziffer Il anschlieRen mochte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Auch Ziffer Il ist mit Mehrheit ange-
nommen.

Wir kommen nun zu den Antrdgen der Fraktion
DIE LINKE und beginnen mit dem Antrag aus der
Drucksache 20/12121.

Wer diesem seine Zustimmung geben mdchte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist mit Mehrheit abge-
lehnt.

Nun zum Antrag der LINKEN aus der Drucksache
20/12122.

Wer diesen annehmen méchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Weiter zu Drucksache 20/12123, ebenfalls ein An-
trag der LINKEN.

Wer diesem zustimmen mochte, den bitte ich um
das Handzeichen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Nun zum Antrag der LINKEN aus der Drucksache
20/12124.

Wer diesen annehmen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer den Antrag der LINKEN aus der Drucksache
20/12125 beschlieRen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer dem Antrag der LINKEN aus der Drucksache
20/12126 zustimmen mochte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch dieser Antrag ist mit Mehrheit abge-
lehnt.

Wer schlielBlich den Antrag der LINKEN aus der
Drucksache 20/12127 annehmen mdchte, den bit-
te ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Auch dieser Antrag ist mit Mehr-
heit abgelehnt.

Wir kommen nun zum Bericht des Wissenschafts-
ausschusses aus der Drucksache 20/12015.
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Wer hier der Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen
folgen und das Gesetz zur Weiterentwicklung des
Hochschulrechts aus der Drucksache 20/10491 mit
der vom Ausschuss empfohlenen Anderung sowie
den soeben mit Drucksache 20/12170 beschlosse-
nen Anderungen beschlieRen mdchte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist mit Mehrheit angenommen.

Hierzu bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Das sehe ich, das erforderliche Quorum
ist erreicht.

Dann wird die zweite Lesung flr die nachste Sit-
zung vorgesehen.

Wer darlber hinaus Ziffer 2 der Ausschussempfeh-
lungen annehmen mdchte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mit Mehrheit angenommen.

Wer dann noch Ziffer 3 der Ausschussempfehlun-
gen folgen moéchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch
Ziffer 3 ist mit Mehrheit angenommen.

Abschliel’end stelle ich fest, dass die in Ziffer 4
vom Ausschuss empfohlene Kenntnisnahme er-
folgt ist.

Wir kommen zum Punkt 24, Drucksache 20/11908,
Antrag der CDU-Fraktion: In Sorge um Hamburg —
Wissenschaftsmetropole starken und parlamentari-
sche Beratung sicherstellen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

In Sorge um Hamburg — Wissenschaftsmetro-
pole stiarken und parlamentarische Beratung si-
cherstellen

— Drs 20/11908 -]

Diese Drucksache mochte die FDP-Fraktion an
den Wissenschaftsausschuss uberweisen. Wird
hierzu das Wort gewtinscht? — Herr Kleibauer von
der CDU-Fraktion hat das Wort.

Thilo Kleibauer CDU:* Frau Prasidentin! Nun ha-
ben wir gerade sehr ausfiihrlich Uber kleinere ge-
setzliche Detailregelungen gestritten und abge-
stimmt. Ich hoffe, alle haben den Uberblick bei den
Abstimmungen behalten, nicht, dass die Antrage
bei der zweiten Lesung dann noch einmal alle ein-
gebracht werden mussen.

Meine Damen und Herren! Ich hatte es vorhin
schon in meiner Rede gesagt, es geht hier nicht
nur um gesetzliche Regelungen, sondern es geht

im Hochschulbereich auch darum, Entwicklungs-
perspektiven aufzuzeigen und langfristige Rah-
menbedingungen fir die Hochschulen vorzuhalten
und vorzuleben. Als wir das Thema Hochschulge-
setz in den Ausschussberatungen und den Exper-
tenanhdérungen hatten, bekamen wir den Hinweis
vieler Experten, die sagten, dass wir auch eine ver-
ninftige Hochschulplanung brauchten. Und eine
Hochschulplanung ist nicht nur eine Einzelvorgabe
der Behoérde, sondern unter Hochschulplanung
versteht man etwas Langfristiges, das auch parla-
mentarisch riickgekoppelt wird. Diesen Aspekt soll-
ten wir bei der Diskussion nicht vergessen.

(Beifall bei der CDU)

Vor wenigen Monaten haben drei ehemalige fuh-
rende Senatsmitglieder, Klaus von Dohnanyi, Wolf-
gang Peiner und Willfried Maier, ihren Appell "In
Sorge um Hamburg" vorgestellt. Wir hatten auch
schon einmal dariber debattiert. Das ist durchaus
ein wichtiger Anstol, es sind wertvolle Anregungen
fur die Frage, ob wir einen starkeren strategischen
Blick in dieser Stadt auf Wissenschaft und For-
schung richten. Dieser Appell enthalt sehr viele
Analysen und Mahnungen zur Zukunftsfahigkeit
der Stadt, die wir ernst nehmen sollten, und zeigt
uns eindringlich auf, welche Uberragende Bedeu-
tung Wissenschaft und Forschung am Standort ha-
ben. Er zeigt uns aber nicht nur das auf, sondern
sagt auch noch, wie viele Metropolen, wie viele
Stadte und Regionen in Europa sich hier schon auf
den Weg gemacht haben, mit denen wir im Wett-
bewerb stehen, die bewusst vorangehen und sa-
gen, wir starken Wissenschaft und Hochschulen.
Insofern sollten wir auch in Hamburg einen Rich-
tungswechsel vollziehen und die entsprechenden
Weichenstellungen einleiten.

(Beifall bei der CDU)

Ich verstehe den Appell "In Sorge um Hamburg"
nicht in erster Linie als Kritik an den Hochschulak-
teuren, sondern auch als Aufforderung an die Poli-
tik und an weitere Akteure in dieser Stadt, Uber die
Entwicklung des Hochschulstandorts und die Star-
kung der Wissenschaftsmetropole Hamburg zu dis-
kutieren. Diese Diskussion muss jetzt geflihrt wer-
den, und sie muss auch in der Blrgerschaft und im
Wissenschaftsausschuss gefiihrt werden.

(Beifall bei der CDU)

Was waren wir denn flr ein Landesparlament, Herr
Kihn, wenn wir die dringenden und zentralen Fra-
gestellungen zu Themen der Hochschulpolitik nicht
auch im zustandigen Ausschuss mit entsprechen-
den Experten beantragen und durchfihren wur-
den? Das ist der eine Aspekt unseres Antrags.

Der zweite Punkt betrifft die sogenannten Leitlinien
des Senats, die die Senatorin seit ihrem Amtsan-
tritt regelmafig ankindigt. Da kann man nur sa-
gen, dass uns bisher nichts erreicht hat. Deutet
das jetzt darauf hin, dass es gar kein Konzept gibt
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und gar keinen Plan? Manchmal hat man den Ein-
druck, aber die Senatorin hat langst Vorgaben ge-
macht, die an den Hochschulen in der Struktur-
und Entwicklungsplanung umgesetzt werden. Und
das geht nicht ohne jegliche Diskussion in der Of-
fentlichkeit und ohne jegliche Diskussion in diesem
Parlament.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Eva Gimbel
GRUNE)

An der Universitat ist der Abbau an Studienplatzen
in der MINT-Fakultdt und im Bereich BWL auf-
grund der Vorgaben der Senatorin in der Umset-
zung. Er wird mehr und mehr spirbar. Es geht
nicht nur um Studienplatze, es geht auch um Pro-
fessorenstellen und damit auch um das Angebot
insgesamt. Das finden wir sehr schlecht, vor allen
Dingen, wenn dies passiert, ohne dass diese Leitli-
nien dem Parlament vorgelegt werden. Diese Leitli-
nien miassen auch von der Senatorin hier einge-
bracht werden, und dann kann man an die Umset-
zung gehen, aber nicht anders herum.

Ich finde es auch eine falsche Reihenfolge, wenn
der Senatorin zum Ende ihrer Amtszeit einfallt,
dass es da gewisse Angebote gibt, die wir dann
mal durch den Wissenschaftsrat evaluieren lassen.
Das ist durchaus ein Prozess, der etwas langer
dauert. Nicht, dass ich etwas gegen externe Uber-
prufung und Begutachtung habe, aber ich finde es
merkwlrdig, wenn Sie erst die Kirzungen in der
MINT-Fakultdt umsetzen und sagen, da wird am
meisten abgebaut, und dann sagen, jetzt lassen
wir die MINT-Fakultat durch den Wissenschaftsrat
evaluieren, weil sie eine besondere Entwicklungs-
perspektive hat. Das passt vorn und hinten nicht
zusammen, das ist die falsche Reihenfolge, Frau
Senatorin.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Eva Gimbel
GRUNE)

Deshalb ist fur uns mit unserem Antrag auch klar,
dass diese Leitlinien und Vorgaben, die Sie ge-
macht haben und die an den Hochschulen inzwi-
schen umgesetzt werden, endlich vorgelegt wer-
den missen, damit wir sie auch diskutieren kon-
nen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kihn von der SPD-Fraktion.

Philipp-Sebastian Kiihn SPD:* Frau Prasidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Lieber
Herr Kleibauer, wenn man lhrer Rede gelauscht
hat, ist ein Aspekt ganz interessant. Sie haben
namlich Uberhaupt nichts selbst Reflektiertes dazu
gesagt. Sie haben doch nun lange in Hamburg ver-
antwortlich die Wissenschaftspolitik gestaltet, und
da finde ich es schon ziemlich mutig, eine solche
Rede zu halten.

(Dietrich Wersich CDU: Da ist viel passiert!)

— Ja, und es ist auch in den vergangenen Jahren
viel passiert, Herr Wersich. Ich will es gern noch
einmal aufzahlen, ich werde nicht mide, es zu tun.

(Dietrich Wersich CDU: Die Studiengebiih-
ren abschaffen!)

Allein die Investitionen am Campus Bahrenfeld, ich
zahle es noch einmal auf: CSSB, XFEL, der grol3e
Laser, das CHYN,

(Dietrich Wersich CDU: Ist das beschlos-
sen?)

das wir demnachst im Wissenschaftsausschuss
besprechen werden, der Neubau flr den Exzel-
lenzcluster Physik, alle diese Investitionen nehmen
wir vor.

(Dietrich Wersich CDU: Sie kénnen sich nur
damit brusten, das nicht zuriickgenommen
zu haben!)

— Herr Wersich, das ist aber ein bisschen billig,
was Sie als Argument bringen.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Kiihn, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Kleibauer?

Philipp-Sebastian Kiihn SPD: Ja, ich gestatte ei-
ne Zwischenfrage.

Zwischenfrage von Thilo Kleibauer CDU:* Vie-
len Dank, Herr Kiihn. Da Sie die Investitionen am
Standort Bahrenfeld erwahnen: Konnen Sie uns
noch sagen, wie viel davon denn Bundesmittel
sind? Da haben wir namlich an Wettbewerben er-
folgreich Geld eingeworben.

Philipp-Sebastian Kiihn SPD (fortfahrend): Die
genaue Summe kann ich jetzt nicht sagen, aber
das ist mir auch nicht peinlich. Ich glaube, es ging
in der aktuellen Debatte eigentlich eher um einen
anderen Kontext, ndmlich um das Schreiben...

(Thilo Kleibauer CDU: Sie haben das doch
einflielen lassen in die Debatte!)

Muss ich jetzt aus dem Stand den Anteil Hamburgs
und des Bundes wissen? Wissen Sie ihn denn?

(Thilo Kleibauer CDU: Ja!)
— Okay, Sie kénnen ihn ja gleich einmal benennen.

Ich will noch einmal auf den Punkt kommen, den
Sie eben angesprochen haben, namlich dass wir
uns im Ausschuss selbst einer Diskussion zu die-
sen Themen verweigern wirden. Ich finde, dass
man das nun wirklich nicht sagen kann. Wir haben
in den vergangenen drei Jahren sehr ernsthaft und
glaubhaft alle miteinander Uber dieses Thema ge-
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stritten und werden das sicherlich auch in den
kommenden Monaten tun. Wir werden in den
nachsten Wochen und Monaten beispielsweise
Uber die Kennzahlen reden, wir werden Uber den
Haushalt sprechen, und da werden doch alle diese
Fragen, auch die der strategischen Ausrichtung an
den Hochschulen, eine Rolle spielen. Ich denke,
Ihr Vorwurf ist vollkommen falsch, Herr Kleibauer.

Eines mdchte ich an dieser Stelle schon einfor-
dern, ndmlich Ihre konkreten Vorschléage, lhre kon-
kreten Vorstellungen dariber, wie sich der Hoch-
schulstandort weiter entwickeln soll, denn bislang
berufen Sie sich nur auf das Schreiben des ehe-
maligen Birgermeisters und der zwei ehemaligen
Senatoren. Aber ich habe von lhnen selbst noch
Uberhaupt nichts gefunden, was diese Diskussion
sinnvoll aufgreift, und darauf warte ich und bin sehr
gespannt.

Ich will noch einmal daran erinnern, dass die Leitli-
nien des Senats in diesen Punkten sehr wohl er-
kennbar sind. Ich erinnere Sie zum Beispiel an die
Diskussion — ich glaube, wir hatten sie vor zwei
oder vier Wochen — Uber die Fraunhofer-Strategie
dieses Senats. Kein Senat hat sich, was anwen-
dungsnahe Forschung anbelangt, so stark ge-
macht wie der augenblickliche Senat. Das sehen
wir nicht nur bei der Fraunhofer-Strategie, wir se-
hen es auch beim "InnovationsCampus" in Berge-
dorf, in Harburg und jetzt bei dem kunftig geplan-
ten Inkubator um den Campus Bahrenfeld. Das
zeigt sehr deutlich, wo wir Schwerpunkte setzen.
Wir setzen diese Schwerpunkte auch im investiven
Bereich, das habe ich eben noch einmal darge-
stellt, beispielsweise mit dem Neubau Campus
BundesstralRe. Das werden wir demnachst auch im
Ausschuss besprechen. Und ich erinnere auch an
die Drucksache zum Neubau des Kinderklinikums
am UKE.

Wer sich allein die investiven Mittel einmal vor Au-
gen fuhrt, die der Senat in dieser Legislaturperiode
zur Verfuigung stellt, der sieht, dass es kaum einen
Senat in den letzten zehn Jahren gegeben hat,
Herr Kleibauer, der sich damit messen kann. — In
diesem Sinne vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprésidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Dr. Gimbel von der GRUNEN Frakti-
on.

Dr. Eva Giimbel GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Die GRUNE Fraktion teilt
die Sorge um den Wissenschaftsstandort Ham-
burg, und wir begriiien daher auch den CDU-An-
trag.

Herr Kihn, ich habe mich eben sehr gewundert,
weil all das, was Sie zu lhrer Verteidigung vorge-
bracht haben, selbst wenn man das 1:1 so Uber-

nehmen wiirde von den alten Herren aus vergan-
genen Senaten — Herr von Dohnanyi ist SPD-Mit-
glied —, lauter Teilaspekie waren. Es geht aber
doch nicht um die Frage, ob es Defizite in einzel-
nen Instituten gibt, sondern es ging darum, den
Blick dafiir zu scharfen, was eine Wissenschafts-
metropole in der Zukunft brauchen wird, und zwar
nicht in den einzelnen Organisationen, sondern
insgesamt. Das kann doch nicht schaden. Ich ver-
stehe Uberhaupt nicht, wie man sich auch nur da-
gegen sperren kann, in dieser Form die Diskussion
zu suchen.

Ich hatte im Gegenteil, als wir das letzte Mal lber
diesen Aufruf diskutiert hatten, auch Ihre Senatorin
so verstanden, dass sie im Prinzip diesen Aufruf
als Unterstitzung fiir die Wissenschaftsmetropole
Hamburg versteht. Insofern finde ich den Antrag
der CDU-Fraktion sehr hilfreich. Was spricht denn
dagegen, wenn man eine solche Expertenanhd-
rung im Wissenschaftsausschuss macht? Ich finde,
Uberhaupt nichts. Im Zweifel konnen Sie als SPD-
Fraktion dann hinterher sagen, dass Sie das schon
alles gewusst hatten und es in unser aller Drucksa-
chen stiinde, nur die Opposition habe das bisher
noch nicht zur Kenntnis genommen. Dann ware im
Prinzip doch auch kein Schaden entstanden.

Ich bin mir aber sehr sicher, dass der Mehrwert,
den wir alle und insbesondere unsere Stadt — und
um die muss es uns doch an dieser Stelle gehen —
von einer solchen Expertenanhérung haben, ganz
immens ist. Es ist uns doch allen klar, dass es in
einer Wissenschaftsmetropole sehr wichtig ist,
dass die Wissenschaft eine herausragende und
ganz wichtige Rolle spielt. Wir brauchen Antworten
auf die Fragen, wie wir unsere Hamburger Univer-
sitat zu mehr als nur zwei Exzellenzclustern fiihren
wollen. Und wir brauchen eine Antwort auf die Fra-
ge, wie wir der Lehre in der Breite zu mehr Qualitat
verhelfen wollen. Wir brauchen ebenfalls eine Ant-
wort auf die Frage der Internationalisierung der
Hochschulen und wie wir die vorantreiben kdnnen.

Wir brauchen vor allen Dingen — ich glaube, das ist
das Allerwichtigste — eine Antwort auf die Frage,
wie wir die Verzahnung zwischen Zivilgesellschaft
und den Hochschulen so institutionalisieren kdn-
nen, wie das dem Anspruch und der Notwendigkeit
einer Wissenschaftsgesellschaft entspricht. Es ist
keineswegs so, dass wir da die Ersten waren, im
Gegenteil. Wenn Sie sich Minchen und Berlin an-
schauen oder auch den Blick ins Ruhrgebiet rich-
ten, so sehen Sie, dass die sich alle auf den Weg
machen. Sie geben sich nicht zufrieden mit einem
kleinen Fraunhofer-Projekt. Ich will das gar nicht
kleinreden, wir haben gesagt, dass wir lhre Fraun-
hofer-Strategie gut finden. Aber das ist ein kleiner
Baustein, und was wir brauchen, ist der Blick auf
das grofRe Ganze.

Herr Dr. Schinnenburg, Sie haben lhren Antrag
zwar heute angemeldet, aber nicht zur Diskussion
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gestellt. Ich finde diese Idee, die die FDP ins Spiel
bringt, ndmlich eine international oder national be-
setzte Expertenkommission, auch einen guten
Weg. Wenn Sie sich anschauen, was die Bayern
vor nunmehr zehn Jahren gemacht haben, dann
war es genau das, ndmlich dass sie ein internatio-
nales Gremium beauftragt haben, Empfehlungen
auszusprechen. Sie haben vieles davon umge-
setzt. Sie haben gemeinsam mit ihren Hoch-
schulen einen Aufbruch organisiert, der beispiellos
ist. Und es ware doch toll, wenn uns das in Ham-
burg auch gelingen wirde.

Deshalb fordere ich Sie ganz entschieden auf, die-
sen Prozess mit uns gemeinsam, zusammen mit
der CDU und der FDP, in Hamburg zu starten. Ich
glaube, das wirde uns allen sehr guttun. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN — Vizeprasidentin
Antje Moller Gbernimmt den Vorsitz.)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Meine Damen und
Herren! Das Wort bekommt Herr Dr. Schinnenburg
von der FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Herr Kihn, Sie
konnten einen einzigen Punkt auffihren, was Sie
gut gemacht haben, namlich dass Sie viel inves-
tiert hatten, und das wollen wir ein bisschen revi-
dieren.

Sie haben beispielsweise die Kinderklinik erwahnt.
Sie wissen so gut wie ich, dass der staatliche Zu-
schuss fir die Investitionsmittel bei der Kinderklinik
seit Jahren eingefroren ist. Sie haben trotz Inflation
keinen einzigen Cent draufgelegt, nicht einmal die
berihmten 0,88 Prozent; so doll war das also
nicht.

Sie haben auch CSSB erwahnt. Herr Kleibauer
hatte in seiner Zwischenfrage schon darauf hinge-
wiesen, dass ein Grofteil der Investitionsmittel gar
nicht aus Hamburg komme, sondern vom Bund
und aus den anderen Landern. Aber der entschei-
dende Punkt ist, dass Sie dort zwar investieren,
aber die Betriebskosten wieder andere tragen
missen. Sie schaffen also einen Kostenblock fir
die Universitdt Hamburg, und das ist so glorreich
nicht.

Ein weiterer Punkt ist, dass es nicht darum geht,
hier und dort etwas zu investieren. Dohnanyi, Pei-
ner und Maier haben noch etwas ganz anderes ge-
sagt. Sie haben nicht gesagt, wir miissten noch ein
paar Millionen Euro in irgendein Gebaude oder in
ein Forschungsinstitut investieren, sondern gefor-
dert, dass ein Aufbruch stattfinde, ein Aufbruch in
der Wissenschaftspolitik. Normalerweise wirde ich
einem Wissenschaftsminister oder Wissenschafts-
senator mittlerer Art und Gute unterstellen, dass er
das dankbar annimmt und sagt, das sei genau der

Push, auch vielleicht gegeniiber dem Finanzsena-
tor, nun einmal etwas durchzusetzen. Das ware die
normale, sinnvolle Reaktion des zustdndigen Mi-
nisters oder Senators. Aber was passiert? Genau
das Gegenteil. Ich habe in einer Schriftlichen Klei-
nen Anfrage beim Senat angefragt, was er nun da-
mit zu tun gedenke — ich zitiere das einmal —:

"Die daraus erwachsenden Optionen wer-
den von der zustandigen Senatorin im Rah-
men der laufenden strategischen Planung
bertcksichtigt und mit interner und externer
Expertise kombiniert."

— Zitatende.

Eine solche Vorlage fiir den Wissenschaftsstandort
Hamburg nur zu bericksichtigen, ist nichts ande-
res als eine Beerdigung zweiter Klasse; das ist viel
Zu wenig.

(Beifall bei der FDP)

Frau Gimbel erwahnte es schon, es geht hier nicht
nur um Wissenschaft. Es geht um den Standort
und Hamburgs Zukunft. Wissen ist der Rohstoff
des 21. Jahrhunderts. Einen weltweiten Wettbe-
werb um die besten Kdpfe kdnnen wir nur beste-
hen, wenn wir exzellente Hochschulen und For-
schungseinrichtungen haben. Schlielich und end-
lich gehen auch grof’e Unternehmen bei ihrer An-
siedlung malRgeblich danach, ob am jeweiligen
Standort eine gute Wissenschafts- und For-
schungsszene ist. Das muss unser Ziel sein, sonst
kann Hamburg nicht nur bei der Wissenschaft die
Zukunft nicht erreichen, sondern insgesamt nicht.

Aus diesem Grunde werden wir dem CDU-Antrag
selbstverstandlich zustimmen. Wir beantragen eine
Uberweisung und werden, wenn sie abgelehnt
wird, dem Antrag als solchem zustimmen. Aber wir
sind der Meinung, das hatte Frau Gimbel schon
angedeutet, dass der CDU-Antrag zu kurz greift.
Wir brauchen eine Beschaftigung damit im Wissen-
schaftsausschuss, aber vor allem brauchen wir
das, was wir mit unserem FDP-Antrag fordern,
namlich eine viel weitergehende Expertenanhd-
rung mit internationalen Experten, anderen Wis-
senschaftlern, der Wirtschaft und weiteren Beteilig-
ten. Die Liste ist nicht als abschlielende Liste zu
verstehen.

Frau GUimbel fragte, wieso wir das nicht zur Debat-
te angemeldet haben.

(Dr. Eva Giimbel GRUNE: Ich habe das gar
nicht gefragt!)

Wir haben wie Sie nur ein Anmelderecht, und wir
hatten der CDU vorgeschlagen, das zusammen zu
debattieren, aber das hat die CDU leider abge-
lehnt. Darum mussen wir es nachher ohne Debatte
abstimmen. Aber ich freue mich, wenn die GRU-
NEN und auch andere zustimmen.
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Frau Senatorin und Herr Kihn, nehmen Sie das
doch einmal auf. Sie haben einen ehemaligen Bur-
germeister und zwei Senatoren aus drei verschie-
denen Parteien, Sie haben drei Oppositionspartei-
en, vielleicht auch vier, die das unterstitzen und
nicht sagen, dass sie das alles schon wissten,
sondern sie wollen mit Experten die Leitlinien 6f-
fentlich diskutieren. Frau Senatorin, Sie kdnnen
doch nachher davon profitieren, wenn wir eine Ex-
pertenanhérung haben und Sie sich dann dafir
einsetzen, dass deren Ergebnisse schnell umge-
setzt werden. Das ist eine Steilvorlage der Opposi-
tion fur Sie, eine Steilvorlage von Herrn von
Dohnanyi, Herrn Peiner und Herrn Maier. Nehmen
Sie das auf, Uberweisen Sie diesen Antrag an den
Ausschuss. Alles andere zeigt, dass Sie es im
Grunde genommen nicht interessiert. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun bekommt Frau
Heyenn von der Fraktion DIE LINKE das Wort.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Im April haben Peiner, Mai-
er und Dohnanyi einen Appell vorgelegt mit dem
Titel "In Sorge um Hamburg". Wir haben das schon
einmal in einer Aktuellen Stunde diskutiert. Ich ha-
be mich damals gefragt, von welchem Hamburg
die drei Herren eigentlich sprechen, weil ziemlich
klar durchschimmerte, dass es um die kulturelle
und wirtschaftliche Elite geht. Inzwischen haben
mehrere Einzelpersonen und auch Gremien auf
diesen Appell geantwortet, zum Beispiel der Prasi-
dent der Hamburger Universitat, Professor Lenzen.
Ich zitiere, was er zu diesem Appell sagt:

"Die Universitat hatte erwartet, dass die Au-
toren sich vorher ein bisschen informieren,
wie es in den Hochschulen tatsachlich aus-
sieht. Wenn man so etwas in die Welt setzt,
muss man doch vorher mit den Hochschul-
leitungen reden. Da war aber kein Anruf,
kein Brief, keine Mail. Stattdessen hat man
sich, wie jetzt bei einer Veranstaltung der
Griinen zu hoéren war, angeblich mit dem
Blrgermeister abgestimmt.”

Da muss man sich wirklich fragen, von welcher
Hochschule oder Universitat die drei Herren denn
gesprochen haben.

Wenn man sich das Papier einmal genau an-
schaut, dann findet man dort ziemlich viele alte Ka-
mellen. Zum Beispiel finden wir die Idee, dass die
Universitat im Hafen versenkt werden solle, was
nach wie vor als eine gute Idee dargestellt wird.
Wir finden dort die ganz klare Forderung an die
Hochschulen, dass es mehr Flihrung geben solle,
mehr Wirtschaftsorientierung, mehr Stiftungen und
dass es mehr Drittmittel Uber privates Geld geben
solle, das heil3t also Privatisierung. Das sind Din-

ge, die wir unvereinbar finden mit den freien Wis-
senschaften.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch die Landeshochschulkonferenz Hamburg hat
in einer Sitzung zu dem Papier Stellung genom-
men. Ich zitiere aus Teilen des Ergebnisses:

"Die Landeshochschulkonferenz der Freien
und Hansestadt Hamburg, in der die Leitun-
gen der Hamburger Hochschulen zusam-
mengeschlossen sind, nimmt mit groRRer Irri-
tation zur Kenntnis, dass einige ehemalige
Politiker mit einem Papier 'Aus Sorge um
Hamburg' in die Entwicklung des Wissen-
schaftssystems einzugreifen versucht ha-
ben. Dieses ist nicht ohne Wissen des Se-
nats der Freien und Hansestadt geschehen.
Das Memorandum enthalt Einschatzungen
zur Qualitat des Hochschulsystems, fir die
es keinerlei empirische Evidenzen gibt und
die insofern nicht zu verantworten sind.

(Beifall bei Kersten Artus und Christiane
Schneider, beide DIE LINKE)

Sie sind im Gegenteil geeignet, den Hoch-
schulstandort schlechtzureden und den
Hochschulen bei ihren Versuchen zu scha-
den, ihren Erfolgsweg, z.B. bei der Einwer-
bung von Drittmitteln (von der DFG) [...] zu
schaden."

Und weiter, an einer anderen Stelle:

"Die Leitungen der Hochschulen sehen nun
mit Sorge, dass die Intervention von Dritten
weitere externe Versuche der Einflussnah-
me auslést und Plane und Empfehlungen fur
die Strukturen der Hochschulen entwickelt
werden, sowohl aus dem politischen als
auch aus dem privaten Raum. [...]

Die Hochschulleitungen werden sich des-
halb an solchen Planen nicht beteiligen.
Was die Hochschulen bendtigen, ist eine
auskémmliche Finanzierung und keine Pro-
jektemacherei bei sinkenden Zuschuissen."

(Beifall bei der LINKEN)

Nun hat die CDU einen Antrag eingebracht. Selbst-
verstandlich sind auch wir der Auffassung, dass
man im Wissenschaftsausschuss Uber die Hoch-
schulentwicklung reden sollte. Sie reden von Ex-
perten, aber dann doch bitte Experten, die auch im
aktuellen Sachzusammenhang reden kdnnen. Und
das scheint bei Peiner, Maier und Dohnanyi nicht
der Fall zu sein. Mit diesen drei Leuten exklusiv ei-
ne Anhoérung im Wissenschaftsausschuss zu ma-
chen, halten wir fur absolut kontraproduktiv.

(Beifall bei der LINKEN)
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Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Kleibauer von
der CDU-Fraktion, Sie haben das Wort.

Thilo Kleibauer CDU:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich moéchte kurz auf die Art
und Weise eingehen, wie Herr Kilhn unseren An-
trag abgelehnt hat. Wenn Sie die Anregung oder,
politisch formuliert, die Aufforderung einer Fraktion,
eine Sache im Ausschuss zu behandeln, als An-
griff auf lhre Fraktion verstehen und als Attacke
auf drei Jahre Zusammenarbeit in dem Ausschuss,
dann haben Sie die Zusammenhange an dieser
Stelle Uberhaupt nicht richtig wahrgenommen, son-
dern sehr schrag dargestellt.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Eva Gimbel
GRUNE - Jan Quast SPD: Herr Kleibauer,
das ist schrag von lhnen dargestellt!)

Man kann Antrage nicht lesen, man kann sie ober-
flachlich lesen und man kann sie bewusst missver-
stehen und missinterpretieren. Ich weill nicht, flr
welche Variante Sie sich entschieden haben, aber
dann ist verstandlich, dass Sie auch von uns in
den letzten Jahren keinen Vorschlag wahrgenom-
men haben, weil Sie alle Antrage, die die CDU-
Fraktion in dieser Burgerschaft

(Philipp-Sebastian Kihn SPD: Das waren
aber nicht viele!)

zur Entwicklung der Hochschulen, zur Nachver-
handlung der Hochschulvereinbarungen, zur Sa-
nierung der Hochschulgebaude, zur internationa-
len Ausrichtung der Hochschulen, zur Personalau-
tonomie und zu vielen anderen Dingen regelmafig
vorgetragen hat, ohne Kommentar und ohne Bera-
tungen im Ausschuss jeweils schlank beerdigt ha-
ben. Das ist schlechter Stil, Herr Kiihn.

(Beifall bei der CDU)

Sie mussen sich noch einmal anschauen, was Sie
zu Protokoll gegeben haben mit Ihrer Rede, als wir
dieses Thema beim letzten oder vorletzten Mal in
der Blrgerschaft hatten. Da haben Sie namlich ge-
sagt, dass dieses Papier der Herren Dohnanyi,
Peiner und Maier wertvolle Anregungen fiir unsere
Diskussion liefere und dass Sie sehr dankbar daftr
seien. Wir sollten diese Debatte in jedem Fall wei-
terfihren, dafir sei nur die Aktuelle Stunde nicht
der geeignete Rahmen. Also bitte ich Sie, darauf
zurickzukommen und uns diese Expertenanho-
rung im Ausschuss durchfiihren zu lassen. Wir
sind im Ubrigen, Frau Heyenn, als Ausschuss au-
tonom, wen man dazu einladt, und es ist nicht ex-
klusiv; das haben Sie da hineingelesen.

Man kann jetzt fragen, ob das eine oder das ande-
re weitergehender ist, aber es steht doch nicht im
Widerspruch zu lhrem Antrag, Herr Dr. Schinnen-
burg. Wir haben diesen Appell so verstanden, dass
wir uns als Politik, als Stadt, als Gesellschaft und
auch als Burgerschaft damit befassen sollten. Und

das tun wir nicht, indem wir den Senat auffordern,
Herr Dr. Schinnenburg. Man sieht doch, wie stark
er bei diesem Thema vertreten ist. Trauen Sie dem
Senat wirklich zu, ein Zukunftskonzept fir die
Hochschulen bis zum Jahr 2025 vorzulegen und
das bitte schon bis zum 30. November dieses Jah-
res? Ich habe da meine Bedenken.

(Beifall bei der CDU — Dr. Wieland Schin-
nenburg FDP: Seien Sie doch mal optimi-
stisch!)

Vizeprasidentin Antje Méller: Meine Damen und
Herren! Gibt es nun weitere Wortmeldungen? —
Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir zur Ab-
stimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/11908 an den Wissenschaftsausschuss zu? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die-
ses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Dann lasse ich nun in der Sache abstimmen.

Wer mochte dem CDU-Antrag aus Drucksache
20/11908 seine Zustimmung geben? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist auch dieser
Antrag als Ganzes abgelehnt.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 31,
Drucksache 20/12033, Antrag der GRUNEN Frakti-
on: Bund Ubernimmt Finanzierung des BAf6G —
freie Mittel zur Starkung von Forschung und Lehre
verwenden.

Als Drucksachen 20/12150 und 20/12171 liegen
Ihnen hierzu Antrage der Fraktionen der LINKEN
und der SPD vor.

[Antrag der GRUNEN Fraktion:

Bund iibernimmt Finanzierung des BAfo6G -
freie Mittel zur Starkung von Forschung und
Lehre verwenden!

— Drs 20/12033 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Gespartes BAfoG soll in Hochschulen und
Schulen flieRen!

— Drs 20/12150 -]

[Antrag der SPD-Fraktion:

Bildungspaket des Bundes und Entlastung der
Lander — Hamburg wird Anstrengungen im Be-
reich Bildung und Wissenschaft weiter verstar-
ken

— Drs 20/12171 -]

Wird das Wort gewilinscht? — Frau Dr. Gimbel, Sie
bekommen es.

Dr. Eva Giimbel GRUNE:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Am


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12033&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12150&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12171&dokart=drucksache
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27. Mai verstandigten sich die Koalitionsvertreterin-
nen- und -vertreter von Bund und Landern auf die
Finanzierung der im Koalitionsvertrag vorgesehe-
nen prioritdren MalRnahmen im Bildungsbereich.
Das haben wir auRerordentlich begrufit.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Frau Dr. Gimbel, einen Moment bitte. Meine Da-
men und Herren! Auch bei der dritten Hochschul-
debatte ist das Thema doch weiterhin spannend. —
Frau Dr. Gumbel, Sie haben das Wort.

Dr. Eva Giimbel GRUNE (fortfahrend): — Die Mei-
nungen dariber sind geteilt, und das nehme ich Ih-
nen sogar nicht einmal Ubel.

Der wesentliche Bestandteil dieser Einigung bein-
haltet ab dem kommenden Jahr die vollstandige
Ubernahme der Finanzierung des BAfSG fiir Schii-
ler und Studierende durch den Bund. Der Hambur-
ger Haushalt wird durch diese Neuregelung im
kommenden Jahr, auch nach Aussage des Senats,
um etwa 36 bis 38 Millionen Euro entlastet, und al-
lein der Etat der Wissenschaftsbehérde dirfte um
etwa 30 Millionen Euro entlastet werden. Das Bun-
desfinanzministerium schreibt dazu, dass die Lan-
der die frei werdenden Mittel zur Finanzierung der
Bildungsausgaben im Bereich Hochschule und
Schule verwenden werden.

Leider wurde eine verbindliche Festlegung zur Um-
setzung dieser Zielvorgabe nicht getroffen. Folge-
richtig scheinen die Lander diese Vereinbarungen
auch unterschiedlich umsetzen zu wollen. Wah-
rend Hessen — wohlgemerkt — die volle Summe der
frei werdenden Mittel in einen Sonderfonds fur die
Hochschulen bindet, wird das rot-griin regierte
Rheinland-Pfalz von den frei werdenden Mitteln
7 Millionen Euro fiir die Umsetzung der Inklusion
an den Schulen bereitstellen und den Rest in Hohe
von 27 Millionen Euro fur die Erhéhung der Grund-
finanzierung der Hochschulen einsetzen — so die
sozialdemokratische Ministerprasidentin Dreyer am
27. Mai im Stidwestrundfunk.

Wir haben einen Antrag gestellt, diese Mittel fur
den Etat der Behdrde fur Wissenschaft und For-
schung zu sichern, weil offensichtlich ist, welchen
enormen materiellen Nachholbedarf es fir die
Hamburger Hochschulen gibt. Nicht zuletzt wurde
das auch in den vergangenen beiden Debatten
deutlich. Die Ubernahme der Studiengebiihren
durch den Senat hat den Hochschulen keine zu-
satzlichen Mittel eingebracht, es wurde nur der
Auftraggeber der Zahlungen ausgetauscht. Diese
MaRBnahmen fanden wir richtig, aber es ist auch
immer wichtig zu betonen, dass dadurch die Hoch-
schulen keine zusatzlichen Mittel erhalten haben.

Das mit den Hochschulvertrdgen auferlegte Spar-
programm, auch davon haben wir eben gehdort, be-

deutet heute schon Personal- und Studienplatzab-
bau. Mit der voraussichtlichen Fortsetzung der
Hochschulpakte und damit der Kofinanzierungen
durch die Stadt kommen zuséatzliche Herausforde-
rungen auf den Haushalt zu. Und bei der For-
schungsférderung fehlt das notwendige Geld, was
sehr schade ist. Die Mittel der Landesforschungs-
forderung werden kinftig iberwiegend fir die Kofi-
nanzierungen der erfolgreichen Exzellenzcluster
verwendet. Ich will an dieser Stelle noch einmal
darauf hinweisen, dass dafir Landesforschungs-
férderung eigentlich nicht gedacht ist.

Die verbleibenden Mittel fir die Entwicklung von
Potenzialbereichen sind nicht ausreichend. Das
Hamburger Wissenschaftssystem braucht also
dringend diese zusatzlichen, vom Bund bereitge-
stellten Mittel. Doch die ersten 6ffentlichen Verlaut-
barungen von Senatsvertretern lieBen nicht hoffen,
dass die frei werdenden Gelder durch die Uber-
nahme der BAf6G-Zahlungen durch den Bund
auch tatsachlich bei den Schulen und den Hoch-
schulen landen werden. So lie3 Schulsenator Ra-
be am gleichen Tag, namlich am 27. Mai, in einer
DPA-Meldung verlautbaren, dass es jetzt eben
nicht darum ginge, Geld zu verteilen, sondern
Bestehendes zu erhalten. Schlief3lich habe der Se-
nat in den vergangenen drei Jahren in den Berei-
chen Kita, Schule und Hochschule ganz gewaltige
Investitionen unternommen. Diese Aussage steht
— das ist, glaube ich, klargeworden — im eklatanten
Widerspruch zu den Verlautbarungen und Zielset-
zungen des Bundesfinanzministeriums und auch
im Widerspruch zu den vier Politikern; einer davon
war der Burgermeister, die das verkiindet haben.

Die Mittel, die der Bund nun bereitstellt, werden
auch nicht gewahrt, um die Landerhaushalte zu
sanieren, sondern um Schulen sowie Wissenschaft
und Forschung zu starken. Ich glaube, das ist
klargeworden. Wir wollen, dass diese Mittel fur die
vordringlichsten Aufgaben verwendet werden,
namlich zur Anhebung der Grundfinanzierung der
Hochschulen und der Mittel fir die Landesfor-
schungsférderung. Beides sind unabdingbare
MaRnahmen, um den Hochschulen die Méglichkeit
zu erdffnen, die sie brauchen, um international
konkurrenzfahig zu sein, um die Qualitat der Lehre
zu verbessern und um Hamburg zu einem attrakti-
veren Ort flr exzellente Forscherinnen und For-
scher zu machen.

Wir hatten uns gewiinscht, dass sich der Senat be-
ziehungsweise die Mehrheitsfraktion heute eindeu-
tig dulert im Hinblick auf die Verwendung der frei
werdenden Mittel. Gerade fur die Hochschulen und
ihre Planungssicherheit ist es extrem wichtig, frih-
zeitig zu wissen, ob zusatzliche Mittel an die Hoch-
schulen flieBen werden oder ob die Gelder eben
fur die Kofinanzierungen der Hochschulpakte ver-
wendet werden und damit fir die Fortschreibung
der MaRnahmen, die zwischen Bund und Landern
vereinbart sind. Wir pladieren fir ein klares Be-
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kenntnis, wie auch durch Ministerprasidentin Drey-
er in Rheinland-Pfalz, diese Mittel den Hoch-
schulen zusatzlich fir eine bessere Grundfinanzie-
rung bereitzustellen.

Der Antrag der SPD ist in seinem Petitum an die-
sem Punkt aus unserer Sicht unzureichend. Des-
halb werden wir ihn ablehnen. Den Antrag der LIN-
KEN unterstitzen wir in den Punkten 1 und 3. Die
Verwendung der Mittel aus dem Schuletat zur Fi-
nanzierung der Umsetzung fur Inklusion unterstit-
zen wir. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Das Wort bekommt
Herr Holster von der SPD-Fraktion.

Lars Holster SPD: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Die heutige Debatte kdnnen wir
deshalb fiihren, weil sich auch insbesondere unser
Birgermeister intensiv fiur die finanziellen Ent-
lastungen der Lander zugunsten von Bildung und
Forschung eingesetzt hat.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe Ihnen ziemlich genau zugehért, Frau
Dr. Gimbel. Sie haben sehr haufig beide Begriffe
genannt. Forschung, Wissenschaft und Schulen
sollen finanziell entlastet werden, das haben Sie
auch im Vorspann |hres Antrags geschrieben. Im
Petitum lese ich etwas anderes. In lhrem Petitum
steht ganz deutlich, dass die gesamten finanziellen
Entlastungen nur fir den Bereich Wissenschaft
und Forschung sein sollten, und das haben Sie
heute nicht klargestellt. Dazu wirden wir uns aber
einiges wlnschen, denn das ist gerade nicht unser
Ziel, weil auch der Bereich Schule bedacht werden
muss. Das ist uns jedenfalls sehr wichtig in diesem
Bereich.

(Beifall bei der SPD)

Ich will das nicht nur einseitig auf den Bereich
Schule beziehen, natiirlich ist es auch wichtig,
dass im Bereich Hochschule und Wissenschaft fi-
nanzielle Entlastungen stattfinden. Die Perspekti-
ven, die wir gegeben haben, sind klar. Wir haben
den Hochschulen Perspektiven mit stetigen Haus-
haltsmitteln zur Verfigung gestellt, und — wir ha-
ben es schon haufig gehoért, aber man kann es gar
nicht oft genug sagen — wir haben die Studienge-
bihren abgeschafft.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe mich deshalb so Uber diesen Antrag ge-
wundert, weil ich die Antrdge der GRUNEN Frakti-
on zum Bereich Schule aus den letzten Monaten
kenne. Es ging dort immer um finanzielle Entlast-
ungen auch fir die Schulen und mehr Geld fir
den Bildungsbereich. Davon finden wir nichts in
diesem Antrag. Wir haben kleinere Klassen einge-
fuhrt, 1000 neue Lehrerinnen und Lehrer sind in

dieser Stadt. Wir haben die Ganztagsschulen aus-
gebaut und die Inklusion besser ausgestattet, als
es jemals von den vorherigen Regierungen geplant
war.

(Beifall bei der SPD)

Ihre Antrage lauteten immer wieder, mehr Geld fur
die Ganztagsschulen auszugeben, die Produkti-
onsklichen auszubauen und dann, Herr Kerstan,
30 Millionen Euro fir die Inklusion. Aber kein
Mensch weil, woher das Geld kommen soll. Sie
wollten doch den Vertretungspool schropfen.

(Jens Kerstan GRUNE: Wir haben eine Ge-
genfinanzierung!)

Sie haben keine strukturellen Vorschlage, aber
vielleicht kommt das zu den Haushaltsberatungen.

(Jens Kerstan GRUNE: Wir finanzieren es
besser als eure Dinger!)

Den Antrag der Fraktion DIE LINKE sehe ich
schon viel naher zu unserer Position. Wenn ich Sie
richtig verstehe, Frau Heyenn, sind Sie klar dafir,
beide Bereiche finanziell zu entlasten, Wissen-
schaft und Forschung. Nun will die Fraktion DIE
LINKE das Fell des Baren schon jetzt verteilen,
aber wir warten lieber in Ruhe ab; vielleicht stellen
Sie den Antrag noch einmal nach den Haushalts-
beratungen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Ist das eine Zusa-
ge?)

Machen Sie das Ganze als Haushaltsantrag, denn
das ist jetzt ein Schnellschuss. So, wie wir das se-
hen, kdnnen wir heute nicht zustimmen.

Meine Damen und Herren! Wir miissen zuséatzliche
Mittel sowohl fur Wissenschaft und Forschung als
auch fur die Schulen einsetzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Herr Kleibauer von der CDU.

Thilo Kleibauer CDU:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wenn Sie zum Thema BAf6G
reden, sei mir eine kleine Vorbemerkung gestattet.
Ich finde es schon sehr interessant, wie gerade so-
zialdemokratische Landesregierungen darauf ge-
drangt haben, rein aus fiskalischer Sicht aus dieser
gemeinsamen Verantwortung herauszugehen. Wir
freuen uns jetzt, dass Mittel frei werden, aber gera-
de aus sozialdemokratischer Sicht hatte man noch
einmal schauen kénnen, was denn das BAf6G in
diesem Land in den letzten 40 Jahren an Durchlas-
sigkeit und am Zugang zum Studium erreicht hat.

(Jan Quast SPD: Trauen Sie es der Bundes-
regierung nicht zu?)

Da haben die Lander einen groRen Beitrag geleis-
tet, und es ist gerade die SPD, Herr Quast, die im-
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mer davon redet, dass wir das Kooperationsverbot
abschaffen muissten. Aber hier ist ein Bereich, in
dem Kooperation zwischen Bund und Landern im
Hochschulbereich stattgefunden hat, und die Lan-
der haben gesagt, sie wollten lieber das Geld ha-
ben und die Kooperation aufkiindigen. Insofern
weild ich nicht, ob man das 1:1 als grof’en Ver-
handlungserfolg verkaufen kann.

(Zuruf von Jan Quast SPD)
— Was wollen Sie denn noch beitragen?

(Jan Quast SPD: Trauen Sie es lhrer Bun-
desregierung nicht zu? — Gegenruf von Dora
Heyenn DIE LINKE: Das ist hier doch kein
Zwiegesprach!)

— Ich traue meiner Bundesbildungsministerin sehr
viel zu. Gerade wenn man sich die Entwicklung in
Berlin in den letzten Jahren anschaut, dann kann
man doch sehen, dass der Bund Schwerpunkte
gesetzt hat auch angesichts knapper Kassen, auch
beim Beschluss der Schuldenbremse, die auch fur
den Bund gilt, und dies im Ubrigen nicht erst 2020,
sondern schon friher. Der Bund schafft es, unter
diesen finanziellen Rahmenbedingungen Zukunfts-
investitionen zur Verfigung zu stellen und Schwer-
punkte zu setzen. Insofern kdnnen Sie sich, Herr
Quast, lhre Zwischenrufe hier schenken.

(Beifall bei der CDU)

Der Koalitionsvertrag ist an mehreren Stellen rela-
tiv eindeutig. Die Schwerpunktsetzung bei Wissen-
schaft und Bildung wird fortgesetzt. Hierflir sind die
frei werdenden BAf6G-Mittel ein Baustein, genau-
so wie im Bereich der aufleruniversitaren For-
schungseinrichtungen der Bund starker in die Ver-
antwortung geht und damit die Lander entlastet.
Hier werden konkrete Haushaltsmittel frei, die jetzt
schon in den Einzelplanen enthalten sind. Der An-
trag von Frau Gimbel bezieht sich doch genau auf
den Einzelplan 3.2, und die Mittel missen dort ent-
sprechend zusatzlich genutzt werden.

(Jens Kerstan GRUNE: Herr Kleibauer hat's
verstanden!)

— Ich lese die Antrage im Gegensatz zu anderen,
gerade die Antrdge von Frau Gimbel. Es lohnt
sich immer, die zu lesen.

(Beifall bei der CDU — Jens Kerstan GRU-
NE: Nicht nur lesen, sondern auch verste-
hen!)

Was Sie als Antrag vorgelegt haben und auch das,
was lhr Senat verbal geaulert hat, ist zu wenig.
Wir sollten hier und heute, vor den Haushaltsbera-
tungen, als Blirgerschaft eine klare Position ergrei-
fen und keine schwammige und beliebige, in der
Sie mit vielen Worten im Endeffekt nichts sagen,
Herr Holster.

Die Formulierung des Senats, dass doch schon
sehr viel gemacht wurde, wiirde doch dazu flihren,

dass Sie sich im Endeffekt putzigerweise das Geld,
das aus BAfOG frei wird, hineinholen, um im Nach-
hinein die Abschaffung der Studiengebiihren zu re-
finanzieren. Das ist doch in etwa die gleiche Gro-
Renordnung. Das darf es aber nicht sein, und des-
halb sollten wir eine klare Botschaft aussenden.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Wir als CDU-Fraktion hatten schon im Januar
einen entsprechenden Antrag vorgelegt, die frei
werdenden Spielraume durch Bundesmittel zu nut-
zen. Deshalb unterstitzen wir natirlich auch heute
die Antrage, aus denen das klar hervorgeht. Das
fihrt dann dazu — das ist auch unsere Forderung,
die wir ebenfalls schon im Januar aufgestellt ha-
ben, als Ihre Fraktion und der Senat gesagt haben,
es sei vielleicht ein bisschen friih, man solle erst
einmal sehen, was aus Berlin komme —, dass die
Hochschulvereinbarungen mit den Hochschulen
entsprechend nachzuverhandeln sind. Da haben
Sie namlich die 0,88 Prozent, und daran werden
Sie im Endeffekt gemessen, Herr Holster, nicht nur
daran, was im Haushaltsplan steht, sondern auch,
ob Sie den Hochschulen konkrete Planungssicher-
heit mit diesen zusatzlichen Mitteln gewahren.

Wir unterstitzen also die Antrage, aus denen das
klar hervorgeht. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die FDP-Frakti-
on bekommt Herr Dr. Schinnenburg nun das Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau
Gumbel, als ich zum ersten Mal Ihren Antrag las,
dachte ich, den wollen wir unterstitzen.

(Jens Kerstan GRUNE: Sehr gut!)

Das tun wir auch weiterhin. Als ich dann horte,
dass Sie das zur Debatte anmelden, habe ich mich
gefragt, was das denn soll, denn eigentlich wollen
Sie doch nur eine Selbstverstandlichkeit. Aber
dann kam der SPD-Antrag und die Ausflihrungen
von Herrn Holster, und seitdem weil} ich: Ihr An-
trag ist wichtig, und die Debattenanmeldung ist
noch viel wichtiger.

(Beifall bei der FDP, der CDU und den GRU-
NEN)

Wer bei so einer grundsatzlichen Frage drei Seiten
Bleiwiiste abliefert wie die SPD, und wer, wie Herr
Holster, uns irgendwelche alten Dinge erzahlt, die
mit der Zukunft des Hochschulstandorts nichts zu
tun haben, mit der Zukunft des Schulstandorts Ub-
rigens auch nicht, der gibt klar zu erkennen, dass
er dieses Geld nicht dafir nutzen wird, woflur es
gebraucht wird, namlich fir die Schulen und Hoch-
schulen, sondern fir das Stopfen von Haushaltsl6-
chern, die Sie woanders aufgerissen haben. Ge-
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nau dem muss vorgebeugt werden, und deshalb
ist die Debattenanmeldung richtig und auch der
Antrag.

(Beifall bei der FDP, der CDU und den GRU-
NEN — Dr. Andreas Dressel SPD: Ein Bei-
spiel daflr!)

Ich dachte, dass es eigentlich Uber die Parteigren-
zen hinweg Einigkeit gabe. Der Bund soll den Lan-
dern bei Wissenschaft und Forschung helfen. Ein
bisschen umstritten ist die Art und Weise, wie das
passieren soll. Es gibt einmal die beriihmte Aufhe-
bung des Kooperationsverbots, liber das hier dis-
kutiert wird. Ich glaube, Frau Wanka will das nun
tatsachlich ganz schnell machen, offenbar ohne
die SPD; ich habe es nicht ganz verstanden. Dabei
gibt es naturlich ein Problem. Wir produzieren er-
neut eine Mischfinanzierung, kurz gesagt mehr
Bundesrat und weniger Selbstbestimmung der
Lander. Es wird also nur komplizierter, und deswe-
gen ist das Auftheben des Kooperationsverbots kei-
neswegs das Allheilmittel, als das es manche gern
bezeichnen.

Eine zweite Moglichkeit ware ein grolterer Umsatz-
steueranteil oder ein anderer Steueranteil fur die
Lander. Das mag wohl eine gute Idee sein, nur ist
da die Gefahr sehr gro3, dass ein Missbrauch be-
trieben wird und das Geld nicht bei den Hoch-
schulen ankommt, sondern wieder zum Stopfen
von Haushaltsléchern verwendet wird.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Beispiel, das ist
eine reine Behauptung!)

Der dritte Vorschlag, der auch immer wieder ge-
macht wird, sind bundesweite Elitehochschulen,
dass der Bund also eigene Hochschulen griindet.
Abgesehen davon, dass es ein Aufweichen des
Foderalismus ist, wirden damit die Landerhoch-
schulen zu Hochschulen zweiter Klasse. Auch das
scheint mir nicht richtig gut zu sein.

Vierte Moglichkeit: Der Bund tbernimmt Neben-
kosten wie zum Beispiel das BAf6G. Das scheint
mir ein sinnvoller Weg zu sein, das wurde jetzt
auch gemacht, und deshalb ist der Antrag der
GRUNEN auch wichtig.

Ich personlich wiirde noch etwas fiir diskussions-
wiurdig halten. Ich habe eine Schriftliche Kleine An-
frage dazu gestellt, und dabei kam heraus, dass
Hamburg bisher nicht nur 36 Millionen Euro an
BAfo6G-Leistungen zahlen muss, sondern noch
weitere 6 Millionen Euro fur die Verwaltung der
BAfoG-Leistungen ausgibt. Ich glaube, mit dem
Bund sollte daruber diskutiert werden, ob nicht
auch noch diese 6 Millionen Euro der Stadt erstat-
tet werden kénnen. Das ist sicherlich noch ein wei-
teres Thema.

Zu den Zusatzantrdgen kann ich es sehr kurz ma-
chen. Der Zusatzantrag der SPD ist ein Versuch,
den kunftigen Missbrauch dieser Gelder einzulei-

ten, eine Verwasserung des Anliegens. Das wer-
den wir selbstverstandlich ablehnen. Den Antrag
der LINKEN werden wir auch ablehnen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Frau Heyenn von der Fraktion DIE LINKE.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Die GroRe Koalition hat
beschlossen, dass ab 2015 allein der Bund die
Kosten des BAfOG Ubernimmt. Das sind bundes-
weit 6 Milliarden Euro. Gleichzeitig ist gesagt wor-
den, dass die frei werdenden Mittel in den Landern
fur Bildung verwendet werden sollen, das heil’t fur
Kitas, flr Schulen und fir Hochschulen. Daraufhin
haben wir Anfang Juni eine Schriftliche Kleine An-
frage an den Senat gestellt. Wir wollten wissen,
wie hoch die Summe ist, die auf Hamburg entfallt.
Unsere Frage lautete:

"Der Bund Ubernimmt die Finanzierung des
BAfoG (fir Schuiler und Studierende) voll-
standig und auf Dauer ab 1. Januar 2015.
Wie hoch ist die Entlastungswirkung fir die
Freie und Hansestadt Hamburg (brutto) pro
Jahr?"

Die Antwort war:
"[...] circa 36-38 Millionen Euro jahrlich."

Wir wollten wissen, wie denn diese 36 bis 38 Millio-
nen Euro jahrlich perspektivisch im Bildungsbe-
reich verteilt werden sollen und haben gefragt:

"Wird der Senat sich dafiir einsetzen, dass
die [...] frei werdenden Mittel ausschlief3lich
zur Finanzierung von Bildungsausgaben im
Bereich Hochschule und Schule verwendet
werden?"

Die Antwort war:

"Der Senat wird frei werdende Mittel zur Fi-
nanzierung von Bildungsausgaben im Be-
reich Hochschule und Schule verwenden."

Er hat nicht gesagt, wie viele Mittel, und er hat
auch nicht gesagt, wie die Mittel verteilt werden
sollen. Das war nach unserer Auffassung ein kla-
res Drucken vor der Antwort. Insofern haben wir
den Antrag der GRUNEN begriiRt, aber leider hat
er genau den Fehler, der eben schon genannt wur-
de: Es ist einfach nur die Rede von Wissenschaft
und Forschung, und es ist auch nicht festgelegt,
welcher Betrag dort ab 2015 eingesetzt werden
soll. Das finden wir sehr schade. Herr Kleibauer
hat gefordert, man musse eine klare Botschaft aus-
senden; das finden wir auch. Deswegen haben wir
mit groflem Interesse den SPD-Antrag gelesen.
Nun mag ich ein bisschen dusselig sein, das kann
angehen,
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(Dr. Andreas Dressel SPD: Auf gar keinen
Falll)

aber ich hatte gerne gewusst, was das denn nun
heilt:

"Der Senat wird ersucht, im Rahmen der
Haushaltsberatungen des Senates, die En-
de Juni 2014 stattfinden, die mit weiter stei-
genden  Ausgabeansatzen verbundene
Schwerpunktsetzung in den Bereichen
Schule, Hochschule und Wissenschaft im
Haushaltsplanentwurf 2015/2016 abzubilden
und die durch die Entlastung durch den
Bund frei gewordenen Mittel entsprechend
zu nutzen."

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja!)

Daraus kann ich nicht erkennen, dass Sie wirklich
die ganzen 36 bis 38 Millionen Euro daflr einset-
zen wollen, und ich weil3 auch nicht, wie Sie das
verteilen wollen. Vielleicht kdnnen Sie mich aufkla-
ren.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Eine Woche
mussen Sie noch warten!)

Mein Eindruck ist, dass Sie sich vor der Antwort
dricken. Deswegen haben wir einen ganz konkre-
ten Antrag gestellt. Wir wollen, dass wirklich alle
frei werdenden Mittel ausschlief3lich fur Bildung im
weitesten Sinne verwendet werden, und haben
auch gleich zwei Vorschldge dazu gemacht.
29 Millionen Euro wirden wir gern den Hoch-
schulen zur Verfiigung stellen, damit diese Master-
platze bereitstellen koénnen. Wir haben heute
schon darliber gesprochen, dass wir viel zu wenige
Masterplatze haben, deswegen diese komische
Experimentierklausel. Und 7 Millionen Euro wirden
wir gerne fur eines der grofdten Probleme, das es
zurzeit in Hamburg gibt, zur Verfiigung stellen,
namlich die Ausstattung der Ressourcen fir die In-
klusion. Ich wiirde mich freuen, wenn Sie sich dem
anschlieRen koénnten.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Das Wort bekommt
nun Herr Senator Dr. Tschentscher.

Senator Dr. Peter Tschentscher:* Sehr geehrte
Frau Préasidentin, meine Damen und Herren! Was
derzeit in Berlin entschieden wird, sind konkrete
Schritte einer Neuordnung der Bund-Lander-Fi-
nanzbeziehungen, die federfihrend durch den
Bundesfinanzminister auf der einen und unseren
Burgermeister auf der anderen Seite verhandelt
wurden. Hintergrund ist die Erkenntnis, dass die
Lander auch unter den Vorgaben der Schulden-
bremse in der Lage sein mussen, ihre Aufgaben in
Bildung und Wissenschaft deutlich besser wahrzu-
nehmen, von der frihen Bildung und Erziehung in
der Kita Uber den Unterricht in den Schulen bis

zum Studium an den Hochschulen. Der Senat hat
diese Schwerpunkte bereits 2011 gesetzt. Wir ha-
ben einen bundesweit vorbildlichen Ausbau der
Kindertagesbetreuung, ein Schulsanierungs- und
Schulausbauprogramm, das seinesgleichen sucht,
und Ganztagsschulen in einem Umfang, den es in
Hamburg bisher nie gegeben hat.

(Beifall bei der SPD)

Den Hochschulen wurde das Aufkommen aus den
Studiengebihren in voller Hoéhe zur Verfligung ge-
stellt, ohne sie wie friher mit hohem burokrati-
schem Aufwand zu belasten, und mit den Hoch-
schulvertragen haben wir eine verlassliche Finan-
zierung der Universitdten umgesetzt. Dartber hin-
aus beseitigen wir den Sanierungsstau bei den
Hochschulgebduden. Die Wissenschaftssenatorin
hat kirzlich die Plane fir einen Neubau des Geo-
matikums und des sogenannten CHYN vorgestellt.
Dies alles ist ein finanzpolitischer Kraftakt, weil zu-
gleich die Schuldenbremse der Hamburger Verfas-
sung einzuhalten ist. Mit der Regierungsbildung in
Berlin wurde im Koalitionsvertrag deshalb zu Recht
verankert, dass die Lander um 6 Milliarden Euro
entlastet werden, damit sie die — Zitat —

"groRen Herausforderungen bei der Finan-
zierung von Kinderkrippen, Kitas, Schulen
und Hochschulen"

bewaltigen koénnen. Der Bund hat angekindigt,
diese Entlastung durchzufiihren, indem er die Kos-
ten des BAfOG ab 2015 vollstandig Ubernimmt,
einen hoheren Anteil an den Kosten der Unterkunft
fir Langzeitarbeitslose zahlt und den Gemeinde-
anteil an der Umsatzsteuer erhoéht. Die Entlastung
des Hamburger Haushalts belauft sich damit auf
rund 50 Millionen Euro pro Jahr.

Ich will der Haushaltsberatung im Herbst nicht vor-
greifen, aber gehen Sie davon aus, dass wir lhnen
im August einen Haushaltsplan-Entwurf vorlegen,
in dem wir uns in den Bereichen Kita, Schule und
Universitaten nicht auf zusatzliche Ausgaben im
Umfang von 50 Millionen Euro beschranken, son-
dern insgesamt weit darliber hinausgehen werden.

(Beifall bei der SPD)

Die heute debattierte BAfoG-Regelung steht im
Ubrigen in einem groReren Zusammenhang, und
zwar in dem Zusammenhang einer sinnvollen Ent-
flechtung der Bund-Lander-Finanzbeziehung, die
aus folgenden Grunden von groRRer Bedeutung ist:
Das verfassungsrechtliche Verbot der Neuver-
schuldung erzeugt fast unldsbare Konflikte Gberall
dort, wo Bund und Lander Aufgaben gemeinsam fi-
nanzieren. Wenn sich eine Mehrheit der Lander
zusatzliche Ausgaben nicht leisten kann, dann
mussen sie vom Bund gewiinschte Erhéhungen
von Transferleistungen ablehnen, auch wenn sie
die Notwendigkeit der Leistungsverbesserung ver-
stehen. Deshalb entsteht bei der BAf6G-Regelung
der wichtigere Teil der Entlastung erst in der Zu-
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kunft, namlich genau dann, wenn fir eine
durchaus begriindete Erhéhung des BAf6G keine
zusatzlichen Mittel der Lander mehr aufgebracht
werden missen. Auch neue Programme des Bun-
des, die auf einer Mischfinanzierung beruhen, wer-
den immer problematischer, wenn die Lander, um
daran teilzunehmen, an anderer Stelle Kiirzungen
vornehmen oder sich zuséatzlich verschulden mus-
sen. Mit anderen Worten: Eine Entflechtung von
Mischfinanzierungen ist erforderlich, weil die Lan-
der immer weniger mitgehen kénnen und so die
Bundespolitik an der Umsetzung ihrer Gestaltungs-
ideen hindern wirden. Vor diesem Hintergrund ist
die Entscheidung zur Entlastung der Lander durch
eine vollstandige Ubernahme der BAf6G-Zahlung
durch den Bund eine kluge und weitsichtige Ent-
scheidung, die wir sehr begriiRen, an der wir mit-
gewirkt haben und die wir genau so umsetzen wer-
den, wie sie vereinbart wurde. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepréasidentin Antje Méller: Das Wort bekommt
nun Frau Dr. Gimbel von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Eva Giimbel GRUNE:* Vielen Dank, Frau Pra-
sidentin. — Der Finanzsenator hat noch einmal aus-
geflhrt, dass Hamburg einen wesentlichen Beitrag
dazu geleistet hat, dass den Landern diese Mittel
zur Verfugung gestellt werden. Frau Heyenn, Sie
haben das Petitum der SPD vorgelesen; ich moch-
te noch einmal unser Petitum vorlesen und begrun-
den, warum ich keine Summe hineingeschrieben
habe. Ich beziehe mich in der Tat — Herr Kleibauer
hat darauf hingewiesen — auf den Einzelhaushalt
der Behorde fur Wissenschaft und Forschung, und
deshalb schreiben wir hier:

"Der Senat wird ersucht, die ab 2015 im Etat
der Behorde fir Wissenschaft und For-
schung frei werdenden Mittel fir das BAf6G
in voller Hohe"

— wir wissen eben nicht genau, wie viel es ist, aber
in voller Hohe —

"und ausschliellich fur die Grundfinanzie-
rung der Hochschulen (insbesondere zur
Verhinderung von Studienplatzabbau) sowie
zur Forschungsférderung zu verwenden."

Wenn es dazu kommen sollte, sehr geehrter Herr
Finanzsenator, dass darlber hinaus noch weitere
Mittel fir den Einzelplan 3.2 zur Verfigung gestellt
werden, begrifRen wir das aulierordentlich. Nur, es
ist nicht unsere Rolle als Oppositionsfraktion, Ih-
nen so viel Vertrauen entgegenzubringen, dass wir
auf unseren Antrag verzichten, weil Sie das hier so
erklart haben. Wir haben uns sehr darlber gefreut,
dass es zu diesem Verhandlungsergebnis in Berlin
gekommen ist, und wir sehen auch dem, was Sie
eben angekundigt haben, mit Freude entgegen —
mal schauen, was hinterher tatsachlich dabei her-

umkommt. Aber wir wiirden auch Sie, liebe SPD,
sehr bitten, unserem Antrag zuzustimmen, weil er
der weitergehende ist. Wenn Sie die frei werden-
den Mittel in der Behérde fir Wissenschaft und
Forschung dort haben wollen — es geht nicht um
die Mittel, die in der Schulbehorde frei werden,
Herr Holster, da ist es an lhnen, einen gleichlau-
tenden Antrag zu verfassen —, dann wirden wir |h-
nen...

(Dr. Andreas Dressel SPD: Unser Antrag
macht beides!)

— Er ist aber ein bisschen schwammig.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Unser Antrag
umfasst zwei Behdrden!)

Wenn Sie lhre Ankiindigung zur Grundlage ma-
chen, dann konnte das sehr wohl sein, aber das
wissen wir zum heutigen Zeitpunkt noch nicht. Es
ware fur Sie doch ein Leichtes, unserem Antrag
heute zuzustimmen, um dann in den Haushaltsbe-
ratungen noch eins obendrauf zu setzen. Wir kén-
nen gespannt sein. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Das Wort bekommt
nun Herr Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr
Senator, das, was wir von Ihnen gehort haben, war
schon um Klassen besser als die Bleiwiste des
SPD-Antrags und dieser vorgetragene Wahl-
kampfleporello von Herrn Holster. Die Ausflihrun-
gen zur Mischfinanzierung teile ich vollkommen,
aber wir sind misstrauisch geworden. Sie haben
gesagt, es werde etwas mehr als 50 Millionen Euro
geben. Erst einmal ist das eine Anklndigung; wir
werden das im Papier nachlesen. Das alleine sagt
nur noch nichts Uber den Kern dieses Antrags,
denn auf mehr als 50 Millionen Euro kann ich auch
auf ganz andere Art und Weise kommen; Herr
Kihn wies auf die ganzen Investitionsmittel hin. lh-
re AuBerung, dass es mehr als 50 Millionen Euro
sein werden, war sehr allgemein gehalten. Sie
kénnten dem ganzen Problem doch abhelfen, in-
dem Sie sagen: Ich, Finanzsenator Tschentscher,
sage hiermit zu, alle Mittel, die wir in den Berei-
chen Schule und Hochschule einsparen, dem je-
weiligen Bereich ungeschmalert zur Verfigung zu
stellen. Diesen Satz hatte ich von lhnen erwartet,
der ist aber leider nicht gekommen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Méller: Wenn keine weite-
ren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur Ab-
stimmung. Wir beginnen mit dem Antrag der Frakti-
on DIE LINKE aus Drucksache 20/12150. Diesen
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mochten die Fraktionen der CDU und der GRU-
NEN ziffernweise abstimmen lassen.

Wer méchte also Ziffer 1 des Antrags der LINKEN
seine Zustimmung geben? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? —Ziffer 1 ist mehrheitlich abgelehnt.

Wer mdchte Ziffer 2 annehmen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Auch Ziffer 2 ist mehrheitlich ab-
gelehnt.

Wer moéchte sich dann noch Ziffer 3 anschlie-
Ren? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch
Ziffer 3 ist mehrheitlich abgelehnt.

Wer mochte sich nun dem Antrag der GRUNEN
aus Drucksache 20/12033 anschlief’en? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Auch dieser Antrag
ist mehrheitlich abgelehnt.

SchlieRlich zum Antrag der SPD-Fraktion aus
Drucksache 20/12171.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die-
ser Antrag angenommen.

Damit kommen wir zum Tagesordnungspunkt 33,
Drucksache 20/12035, Antrag der FDP-Fraktion:
Durchlassigkeit im Hamburger Schulsystem in der
Mittelstufe ermdglichen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Durchlassigkeit im Hamburger Schulsystem in
der Mittelstufe ermoglichen

— Drs 20/12035 -]

Die FDP-Fraktion mochte diese Drucksache an
den Schulausschuss tberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Frau von Treuenfels, Sie
haben es.

(Jens Kerstan GRUNE: Na endlich Schule!)

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, meine Damen und Herren!
Lieber Herr Kerstan, wie ich lhrem Zuruf entneh-
me, freuen Sie sich auf das Thema. Ich freue mich
auch darauf, legen wir also los.

Wir haben heute schon einige sehr nette Zitate ge-
hért, von Rosa Luxemburg bis Jurgen Habermas.
Ich habe mich auch bemiht, eines zu finden. Ich
zitiere heute eine Frau Ebner-Eschenbach, die vor
100 Jahren Folgendes geschrieben hat:

"Sehr geringe Unterschiede begriinden
manchmal sehr grofl3e Verschiedenheiten."

Diese Erkenntnis der Osterreichischen Autorin gilt
ganz besonders fur Kinder und Jugendliche. Sie
entwickeln sich unterschiedlich und das gerade in
der Pubertat. Eben noch gute Schiiler, haben sie
plétzlich andere Interessen als Schule und lassen

nach. Andere entwickeln gro3en Ehrgeiz und zie-
hen an. Wahrend die einen mehr Zeit brauchen,
kann es anderen nicht schnell genug gehen. Diese
unterschiedlichen Entwicklungsgeschwindigkeiten
muss Schule annehmen, aufnehmen und zum Er-
folg fuhren. Die FDP-Fraktion legt Ihnen heute
einen Antrag zur Durchlassigkeit zwischen den
weiterfihrenden Schulen vor. Damit kdénnen wir
dieses wichtige Ziel erreichen. Zwar schlief3t das
geltende Schulgesetz die Durchlassigkeit nicht
grundsatzlich aus, aber sie scheint politisch nicht
gewollt zu sein.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich kurz
erlautern, warum man mit der Durchlassigkeit
gleich mehrere positive Effekte erzielen kann. Ers-
tens: Sie nimmt den Druck von der Entscheidung
Gymnasialempfehlung ja oder nein. Zweitens: Sie
verhindert die immer starker werdende Tendenz
zur Abschulung nach Klasse 6. Drittens: Sie starkt
das Zwei-Saulen-Modell. Die Stadtteilschule wird
mehr Akzeptanz erfahren, weil der Weg ins Gym-
nasium bei entsprechender Leistung jederzeit of-
fensteht, wie es auch umgekehrt gilt. Kleine Stell-
schrauben entfalten grofle Wirkung, man muss nur
an ihnen drehen wollen.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Aber was passiert bei uns? Senator Rabe verhin-
dert derzeit die Durchlassigkeit, die zur Starkung
der individuellen Entwicklung der Schiler wichtig
ist. Noch in der letzten Schulausschusssitzung ha-
ben Sie, Herr Senator, uns deutlich gezeigt, dass
Sie das Problem nicht ernst nehmen, obwohl es
von vielen angesprochen wurde. Genau in der
Zeit, in der Kinder und Jugendliche groRe Entwick-
lungsspringe machen, namlich zwischen der
sechsten und der zehnten beziehungsweise elften
Klasse, ist ein Schulformwechsel de facto nicht
mehr vorgesehen. Stattdessen wird eine einmal
getroffene Schulwahl zementiert, und genau das
darf nicht sein.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Diese Praxis ignoriert die Lebenswirklichkeit vieler
Schiler in dieser Stadt. Wir brauchen mehr Flexibi-
litdt. Wir brauchen die Médglichkeit, individuellen
Entwicklungen wahrend der gesamten Schulzeit
Rechnung zu tragen.

Der Anlass unseres Antrags ist, wie wir wissen, ak-
tueller denn je. Mit jeder Anmelderunde steigt die
Anzahl der Gymnasialempfehlungen, und immer
mehr Eltern wahlen fir ihr Kind auch ohne Gymna-
sialempfehlung ein Gymnasium, denn die Sorge
scheint gro3, dass eine einmal getroffene Ent-
scheidung nicht mehr verandert werden kann.
Dass diese Abschottung der beiden weiterflihren-
den Schulformen schéadlich ist, bestatigen uns
Praktiker aus Gymnasien und Stadtteilschulen.
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Auch die Rickmeldungen, die die Schulen anlass-
lich der G8/G9-Debatte gegeben haben — und
das sollte sich Senator Rabe vielleicht doch einmal
anhdren; er hort nicht zu, aber das tut er selten —,
haben dies verdeutlicht. Eine Forderung taucht
dort ndmlich immer wieder auf: Wir brauchen wie-
der mehr Durchldssigkeit zwischen den Schulfor-
men. Wir haben es in der letzten Schulaus-
schusssitzung gehdrt, und wir haben alle gelesen,
dass die Schulen darauf drangen. Die jetzige Pra-
xis fuhrt namlich zu einer sehr paradoxen Situati-
on: Die Zahl der sogenannten Abschulungen nach
Klasse 6 steigt an. Die Stadtteilschulen missen
sogenannte — ein noch schlimmeres Wort als Ab-
schulung — Riicklauferklassen einrichten. In diesen
Rucklauferklassen befinden sich dann Kinder aus
den Gymnasien, die sich als gescheitert betrach-
ten. Und das ist so ziemlich das Allerschlimmste,
was Uberhaupt passieren kann.

(Beifall bei der FDP)

Das sind dann namlich vielfach Schiler, die sozu-
sagen vorsorglich abgeschult wurden, weil die Leh-
rer wissen, welche Alternative sonst auf sie zukom-
men wiurde.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Meine Damen und Herren! Ich bitte auf allen Ban-
ken in diesem Plenarsaal um etwas mehr Aufmerk-
samkeit flir die Rednerin. — Bitte fahren Sie fort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP (fortfah-
rend): Weil die Lehrer also wissen, welche Alterna-
tive sonst auf die Schiiller zukommen wirde: nam-
lich keine Moglichkeit zur Klassenwiederholung,
Nachhilfeprogramme, deren Erfolg meist zweifel-
haft ist, ein Aufricken bis Klasse 10 und dann viel-
leicht ein bdses Erwachen. Die Beflrworter der Ab-
schottung der einzelnen Schulformen nennen das
euphemistisch "Gymnasien Ubernehmen die Ver-
antwortung fir ihre Schiler". Tatsachlich aber wird
der Druck auf die Schiiler verlagert, und zwar auf
die Schdler in der Grundschule, wenn es heiflt,
Gymnasium ja oder nein, und in den Klassen 5
und 6, wenn sich die Frage stellt, ob das Kind auf
dem Gymnasium bleiben kann.

Meine Damen und Herren! Nehmen wir das Eltern-
wahlrecht doch einmal ernst. Es darf sich nicht nur
auf eine Entscheidung nach der vierten Klasse be-
schranken. Die Eltern sollten auch spater ein
Wahlrecht haben, es nutzen und sich dabei von
den Lehrern ihrer Kinder beraten lassen.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Naturlich bedarf es hierzu vernlnftiger Kriterien,
auf die sich Eltern und Lehrer verlassen kénnen.
Mit unserem Antrag fordern wir den Senat auf, sol-
che Kriterien mit uns zu beraten.

Die Grundsatze des Schulgesetzes missen end-
lich ernst genommen und durfen nicht durch eine
gegenteilige Praxis der Behorde ausgehebelt wer-
den, damit ein Stiick mehr Freiheit zugunsten der
Hamburger Schiilerinnen und Schiler und ihrer El-
tern in unseren Schulen Einzug halt. So ndhmen
wir Ebner-Eschenbachs Erkenntnis ernst, dass
sehr geringe Unterschiede manchmal sehr grof3e
Verschiedenheiten begriinden. Deswegen hoffe
ich, dass Sie unseren Antrag annehmen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Herr Holster von der SPD-Fraktion.

Lars Holster SPD: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Frau von Treuenfels, noch einmal
zur Klarstellung: Sie erwecken den Eindruck, als
wirde es gar keine Durchlassigkeit geben.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Habe
ich nicht gesagt!)

Die gibt es sehr wohl: Jahrgang 6, Jahrgang 10,
als Ausnahme auch in den anderen Jahrgangen.
Diese Ausnahmen sind immer mdglich, das muss
man einmal deutlich sagen.

Ich habe auch nicht verstanden — wir haben das
am Freitag im Schulausschuss schon einmal ange-
deutet, da gab es die eine oder andere Frage, die
Sie nicht beantwortet haben —, was eigentlich die
Verbesserung flir die Gymnasien oder fir die
Stadtteilschulen in der Unterrichtsqualitat ist, wenn
wir eine noch héhere Durchlassigkeit zulassen.
Das bleibt in lhrer Rede vollig unklar.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Darum
geht's doch gar nicht!)

Es ist ein sehr einseitiger Blick, den Sie vom Gym-
nasium in Richtung Stadtteilschule haben. Wir wer-
den das so auch nicht unterstitzen.

(Beifall bei Dr. Stefanie von Berg GRUNE)

Ich wiirde gern auf einen Punkt hinweisen, namlich
auf die Erfahrung aus der Vergangenheit. Wie sah
es denn zuzeiten des Drei-Saulen-Modells aus,
Frau von Treuenfels, als wir noch Gymnasien, Ge-
samtschulen und Haupt- und Realschulen hatten?
Da wurden Schiilerinnen und Schiler sehr, sehr
lange auf den Gymnasien gehalten und viel zu
spat umgeschult. Und ich kann aus Erfahrung als
Hauptschullehrer sagen, dass diese Schilerinnen
und Schiiler schwierig aufzubauen waren. Wir ha-
ben haufig nur mit sehr viel Mihe erreicht, dass
Uberhaupt einmal der erste Schulabschluss absol-
viert wurde, um dann auch noch den zweiten errei-
chen zu kénnen. In diese alten Zeiten wollen wir
nicht zurickfallen.
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(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE und Dora Heyenn DIE LINKE)

Einen weiteren Aspekt lassen Sie vollig auller
Acht. Schon jetzt haben wir an den Stadtteil-
schulen, wenn wir den Jahrgang 7 organisieren,
mit einer ganz hohen Zahl von Umschulungen zu
rechnen. Das muss auch organisatorisch an den
Stadtteilschulen geleistet werden. Wenn wir die
Durchlassigkeit erhdhen, werden wir auch in Jahr-
gang 8 und Jahrgang 9 immer wieder grélere
Schuilerzahlen haben. Ich glaube, es kann nicht
das Ziel sein, die Stadtteilschulen noch starker mit
der Organisation von Klassen zu belasten.

(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels
FDP)

Und dann haben Sie gesagt: Lassen Sie uns doch
den Antrag an den Schulausschuss Uberweisen.
Frau von Treuenfels, es lohnt sich, einmal auf die
Drucksachen zu schauen, die wir schon an den
Schulausschuss Uberwiesen haben. Wir haben
namlich im Schulausschuss schon genau diesen
Punkt Durchlassigkeit lockern, das ist der Peti-
tumspunkt 8; ich weil nicht, ob Sie das von Frau
Prien abgeschrieben haben. Wenn Sie das also
diskutieren wollen im Schulausschuss — es liegt al-
les schon dort. Dieser Antrag ist abzulehnen. Er
braucht nicht Uberwiesen zu werden, das ist Uber-
flissig. — Danke schon.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Stefanie von
Berg GRUNE und Dora Heyenn DIE LINKE)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der CDU-Frak-
tion bekommt nun Frau Prien das Wort.

Karin Prien CDU:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Wir teilen mit der FDP das Anlie-
gen, Uber dieses Thema zu sprechen, und haben
schon im letzten Oktober einen Antrag dazu einge-
bracht. Wir finden es auch gar nicht schlimm, dass
die FDP ihn jetzt noch einmal einbringt; das ist ein
wichtiges Thema. Was mich aber bewegt hat, als
ich mich auf die Debatte vorbereitet habe, ist, dass
das so ein bisschen eine Scheindebatte ist; man
muss sich nur einmal die Zahlen anschauen. Dann
stellt man fest, dass die Anzahl der Schulwechsler
vor der Schulgesetzanderung, die den Schulwech-
sel formal-rechtlich reglementieren und einschran-
ken sollte, kleiner war und nicht etwa grofier. In
Wirklichkeit ist es gar nicht so, dass wir keine
Durchlassigkeit im Hamburger Schulsystem haben.

Ich habe einmal die Zahlen aus der Schulstatistik
2006 bis 2009 mitgebracht. Da haben wir Schul-
wechsel insgesamt 1150, 1177 und 1116, das sind
die Zahlen von 2006/2007, 2007/2008 und 2008/
2009. Heute haben wir insgesamt 1374 Wechsler.
Wir haben heute also eine héhere Durchlassigkeit
als vor der Anderung des Schulgesetzes. So weit,
so gut. Die Forderung nach mehr Durchlassigkeit

ist demnach an dieser Stelle nicht wirklich berech-
tigt. Das andert aber nichts daran, dass die FDP
insofern recht hat, als dass es an Rechtsklarheit
fehlt. Das Schulgesetz ist in seiner Formulierung
wirklich undeutlich, und das flhrt leider dazu, dass
Eltern verunsichert sind, und zwar sowohl, wenn
es um das Aufschulen Richtung Gymnasium als
auch um das Abschulen Richtung Stadtteilschule
geht. Ich glaube, diese Falle kennen wir alle aus
den Birgersprechstunden. Es gibt schon sehr dra-
matische Falle, wo Eltern Giber Wochen und Mona-
te verzweifelt versuchen, eine Schule zu finden, in
der sie ihre Kinder unterbringen kénnen.

Ich empfinde diese rechtliche Situation als unklar.
Sie wird aus den Paragrafen 42 und 45 des Schul-
gesetzes nicht deutlich, sondern ergibt sich eben
erst aus der Begriindung zur Anderung des Schul-
gesetzes. Deshalb denke ich schon, dass wir
Grund haben, Uber die Frage, ob das Schulgesetz
da hinreichend klar ist, gemeinsam im Schulaus-
schuss zu debattieren — Ubrigens auch im Zusam-
menhang mit der Frage, ob wir eigentlich zufrieden
sein kdnnen mit dem, was das Programm "Férdern
statt Wiederholen" bringt und ob dieses Programm
wirklich das einzig geeignete Mittel ist oder Sitzen-
bleiben nicht eine weitere padagogische Option
sein sollte.

Wir als CDU haben dieses Thema schon im Okto-
ber des letzten Jahres im Rahmen eines Antrags,
der jetzt zur Beratung im Schulausschuss ansteht,
eingebracht. Wir haben es noch einmal getan mit
unserem Antrag vom 4. Juni, in dem wir diese gan-
zen Punkte in Auswertung der Stellungnahmen der
Schulkonferenzen zusammengefasst haben. Sie
brechen sich keinen Zacken aus der Krone, Herr
Holster, wenn Sie diesen Antrag der FDP an den
Schulausschuss Uberweisen. Es gibt Gesprachs-
bedarf, es gibt Verhandlungsbedarf, allerdings
nicht ganz so, wie die FDP es darstellen will, son-
dern eher in dem Sinne, dass wir mehr Rechtsklar-
heit im Gesetz schaffen und die Eltern nicht so al-
lein lassen sollten mit dieser Problematik. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Was Wort be-
kommt nun Frau Dr. von Berg von der GRUNEN
Fraktion.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE:* Frau Présidentin,
meine Damen und Herren! Unserer Auffassung
nach ist der Antrag der FDP nicht nur Gberflissig,
sondern sogar schadlich fir unsere Hamburger
Schullandschaft.

(Finn-Ole Ritter FDP: Das Uberrascht jetzt
nicht, Frau von Berg!)

— Nein, das Uberrascht nicht, und das ist auch gut
so. Da bleiben wir unserer Linie treu.
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Wir halten ihn nicht nur fir Gberflissig, sondern
auch flr schadlich, weil wir vom Kinde her denken
und sagen, dass Kinder Ruhe und Verlasslichkeit
brauchen und nicht ein Damoklesschwert, das
Uber ihnen schwebt. Aullerdem brauchen wir nicht
noch mehr Durchlassigkeit. Frau Prien hat es gera-
de ausgefiihrt, wir haben diese Durchlassigkeit be-
reits. Uberhaupt méchte ich noch etwas zum The-
ma Durchlassigkeit sagen. Um welche Richtung
geht es denn dabei? Herr Holster hat es vorhin
schon angedeutet: Es geht letztendlich um die
Durchlassigkeit vom Gymnasium auf die Stadtteil-
schule. Auch ich habe mir die Zahlen angesehen.
Frau Prien hat eben die Zahlen aus schon weiter
zurlUckliegenden Jahren vorgelesen, ich habe mir
die Zahlen aus den letzten drei Jahren angeschaut
und festgestellt, dass der Anteil der Schulform-
wechsler von der Stadtteilschule auf das Gymnasi-
um bei nur 10 Prozent der gesamten Wechsler
liegt, bleiben also 90 Prozent. Das heif3t, wir reden
immer nur Uber eine Richtung, wir reden namlich
immer nur Uber das sogenannte grauenvolle Wort
abschulen. Und das, meine Damen und Herren,
wollen wir nicht auch noch durch diesen Antrag
verstarken.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Prasidentin Carola Veit Gbernimmt den Vor-
sitz.)

Wie man sagen kann, das sei eine Starkung der
Kinder, dazu fallt mir wirklich gar nichts mehr ein.
Das ist traumatisch, das ist aufrittelnd, das macht
Briche in den Biografien. Wer das schon einmal
erlebt hat, wird sagen, dass das nicht auch noch
verstarkt werden muss.

(Beifall bei Christa Goetsch GRUNE)

Und Uberhaupt, fallt IThnen nicht auf, wie absurd
diese Begriffe abschulen und aufschulen eigentlich
sind? Wir reden so, als ob wir eine hoherwertige
Schulform Gymnasium und eine minderwertige
Schulform Stadteilschule hatten. Da missen wir
uns doch nicht wundern, wenn die Eltern ihre Kin-
der naturlich auf die héherwertige Schulform gehen
lassen wollen. Diese Worte mussen wir uns alle
wirklich ganz dringend abgewdhnen und auch aus
den Kopfen verbannen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wenn Uberhaupt, dann kénnen wir Uber um-
schulen reden, dann reden wir Gber Schulwechsel.
Ubrigens ist es immer schwierig, eine neue Schule
zu finden. Von daher ist das ganz normal, selbst
bei einem Wechsel von einer Grundschule in die
nachste. Also noch einmal: abschulen weg.

Regelhaften Schulformwechsel haben wir schon
nach Klasse 4 und nach Klasse 6, und nach Klas-
se 10 gibt es auch noch einmal die Méglichkeit da-
zu. In diesen Phasen haben wir ausfiihrliches El-
ternwahlrecht und vor allem auch Kinderwahlrecht.
Was wollen wir denn noch? Dazwischen brauchen

die Kinder, die Klassen und die Schulen Ruhe.
Und das ist unsere Aufgabe als Politikerinnen und
Politiker, diesen Kindern, diesen Klassen und die-
sen Schulen die Ruhe zu génnen. Deswegen leh-
nen wir auf jeden Fall diesen Antrag ab. Was wir
als politische Lésung brauchen, ist die Starkung
der Stadtteilschulen und eine Weiterentwicklung
der Gymnasien. Dariiber miissen wir uns Gedan-
ken machen.

Als Schlusswort mdchte ich eines gern sagen. Wir
debattieren immer Uber diese zwei Saulen; Herr
Ritter hat es eben schon angedeutet. Wenn wir ei-
ne Schule fir alle hatten, dann wiirden wir diese
Debatten nicht fihren.

(Beifall bei den GRUNEN - Finn-Ole Ritter
FDP: Dann wirden wir ganz andere Debat-
ten fihren!)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Frau
Heyenn von der Fraktion DIE LINKE.

(Finn-Ole Ritter FDP: Jetzt kommt Frau Hey-
enn und erklart uns alles!)

Dora Heyenn DIE LINKE:* Es stimmt, Herr Ritter,
wenn wir eine Schule fir alle hatten, dann hatten
wir andere Debatten, wir hatten aber auch bessere
Schulen. Das ist doch vollig klar.

(Beifall bei der LINKEN)

Die FDP beklagt im ersten Absatz ihres Antrags,
dass sehr viele Schiler nach der sechsten Klasse
das Gymnasium verlassen mussen, und hat darauf
hingewiesen, dass es im vergangenen Jahr mehr
als 600 waren. Sie sagen weiter, dass die Ent-
scheidung in der vierten Klasse ein groes Pro-
blem darstellt. Wenn ich mich richtig entsinne,
dann waren Sie bei "Wir wollen lernen" dabei und
haben mit aller Macht versucht hinzubekommen,
dass die Kinder nach der vierten und nicht nach
der sechsten Klasse aufgeteilt werden missen. Ich
hoffe, Sie denken dariiber einmal nach. Das war
namlich genau die falsche Entscheidung.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Im Petitum lhres Antrags schreiben Sie dann, es
sei sicherzustellen, dass ein Wechsel zwischen
beiden Schulformen unbirokratisch moglich ist.
Wissen Sie, was das ist? Das ist die reine Heuche-
lei, denn Sie wissen ganz genau, dass von der
Stadtteilschule zum Gymnasium 0,1 Prozent der
Schiler wechseln. Alles andere geht genau in die
andere Richtung. Dann davon zu sprechen, dass
es eine Durchlassigkeit in beide Richtungen geben
soll, ist wirklich unanstandig.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Dann haben Sie gesagt, es ware sehr wichtig, den
Vorschlag in Inrem Antrag umzusetzen, damit der
Druck aus der Grundschule genommen wird und
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nicht alle Eltern darauf dringen, dass ihr Kind eine
Gymnasialempfehlung bekommt. Hier kann ich Ih-
nen zum Teil sogar folgen, der Punkt ist aber nicht,
dass sich nach der vierten Klasse eine weiterfiih-
rende Schule anschliet. Der Punkt ist einfach,
dass es diese Schulformempfehlung nach wie vor
gibt.

(Beifall bei Dr. Stefanie von Berg GRUNE)

Ich werde nicht mide zu sagen — ich tue das in
fast jeder Schuldebatte —, dass das aufhéren
muss. Der Senator muss versuchen, wirklich ein-
mal Politik in dem Sinne zu machen, dass die
Schulformempfehlung weg muss. Vielleicht ware
das eine kleine Entlastung und man hatte nicht
diesen Makel, dass Gymnasien besser sind als
Stadtteilschulen.

(Olaf Ohlsen CDU: Wieso Makel?)

— Was meinen Sie denn, was die Schiler sagen,
wenn sie vom Gymnasium zur Stadtteilschule kom-
men? Sagen sie dann, wir sind der grol3e Sieger,
wir haben einen richtig tollen Erfolg, und deswegen
sind wir jetzt hier? Das hat doch Frau von Berg
deutlich gemacht. Ich habe auch Klassen gehabt,
in denen acht Schiiler vorher auf dem Gymnasium
waren. Die sind nicht gekommen, weil an der
Stadtteilschule alles so toll ist. Sie sind zurtickge-
kommen, weil sie es dort nicht geschafft haben.

Es stimmt nicht, Frau von Treuenfels, wenn Sie sa-
gen, die Lehrer schulen die Schilerinnen und
Schuler vorsorglich ab, weil sie es ab Klasse 7
nicht mehr durfen. Das ist vdllig falsch. Es [auft fol-
gendermalen ab: Wir haben Zeugniskonferenzen,
und in Zeugniskonferenzen gibt es Kriterien, und
wenn der Notenschnitt nicht reicht, dann missen
sie abgeschult werden. Lehrer kdnnen nicht sagen,
ach, den behalten wir und den nicht. Hier sind Sie
Uberhaupt nicht im Bilde.

Das Allerstarkste ist, dass Sie von mehr Durchlas-
sigkeit sprechen, lhr Vorschlag aber bedeutet,
dass immer mehr Kinder vom Gymnasium zur
Stadtteilschule wechseln. Das ist ein Abschulen,
ob wir das Wort nun gebrauchen oder nicht ge-
brauchen. Die Schilerinnen und Schiiler empfin-
den es einfach so. Wenn Sie dann davon spre-
chen, dass diese erhohte Durchlassigkeit ein Stiick
mehr Freiheit sei, dann ist das genau dieser Frei-
heitsbegriff der FDP, den ich kenne. Das ist blan-
ker Zynismus, und wir werden diesen Antrag nicht
unterstiitzen, weder die Uberweisung an den Aus-
schuss noch den Antrag in der Sache. Das geht
Uberhaupt nicht.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN —
Finn-Ole Ritter FDP: Dann kennen Sie den
falschen Begriff!)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt der
Abgeordnete Herr Dr. Scheuerl.

Dr. Walter Scheuerl fraktionslos:* Sehr geehrte
Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Bei der Debatte eben hat man ein wenig das Ge-
fuhl bekommen, dass aufler der FDP niemand das
Schulgesetz richtig gelesen hat und manche Frak-
tionen auch nicht den Antrag der FDP, um den es
hier geht. Gegenstand des Antrags der FDP sind
nicht die von der Zeugniskonferenz befundenen
Umschulungen, wie sie zum Beispiel nach Klas-
se 6 stattfinden und zulassig sind, sondern Gegen-
stand des Antrags ist allein das Elternwahlrecht. Im
Petitum wird dem Senat aufgegeben, eine Um-
schulung von einer Schulform in die andere unbU-
rokratisch zu ermoglichen, wenn die Eltern das
winschen. Weil ich nach den Reden den Eindruck
habe, dass nicht jeder das Schulgesetz dazu gele-
sen hat, mochte ich lhnen einmal die gesetzliche
Regelung, die wir ibrigens schon vor dem Primar-
schulgesetz hatten und die im Primarschulgesetz
von 2009 und auch 2010 bei der Umsetzung des
Volksentscheids fortgeschrieben worden ist, ndm-
lich den Paragrafen 42 Absatz 3, vorlesen. Dort
steht ausdricklich:

"Die Sorgeberechtigten [...] entscheiden im
Rahmen der der Schilerin oder dem Schler
nach ihren oder seinen Leistungen erdffne-
ten Mdglichkeiten und im Rahmen der schul-
organisatorischen Gegebenheiten lber den
Ubergang von einer Schulform in eine ande-
re."

Noch einmal: Die Sorgeberechtigten entscheiden
tber den Ubergang von einer Schulform in eine
andere. In Paragraf 42 Absatz 5 steht dann klar-
stellend, dass es fir den Ubergang von einer
Schulform in eine andere erforderlich ist, dass die
Schiulerin oder der Schiiler die Voraussetzung fir
die erforderliche Mitarbeit in der gewahlten Schul-
form erfullt, und das muss die Zeugniskonferenz
feststellen. Das heif’t, die gesetzliche Regelung ist
klar. Wenn die Eltern in Klasse 7 feststellen, dass
der Junge oder das Madchen Uberfordert ist — drei
Finfen, vier Finfen, kommt nicht mehr mit, "For-
dern statt Wiederholen" greift auch nicht —, dann
entscheiden die, dass der Schuiler vom Gymnasi-
um auf eine Stadtteilschule wechseln kann. Das
entscheiden nach dem Schulgesetz die Sorgebe-
rechtigten und niemand sonst.

Was bildet sich nun aber die Schulbehdérde ein? In
einem Rundschreiben vom April 2013 — ich habe
Ihnen das mitgebracht, Herr Rabe grinst schon
freundlich — schreibt die Behérde an die Schullei-
tungen, dass Eltern, deren Kind freiwillig wechseln
will, Gber die aktuelle Gesetzeslage informiert sein
mussen. Es gelte Paragraf 45 des Schulgesetzes,
und danach sei es nur in Ausnahmefallen maoglich
zu wechseln. Falsch, meine Damen und Herren.
Paragraf 45 des Schulgesetzes, lesen Sie es ein-
mal nach, regelt ausschlief3lich, aber ausschlief3-
lich das vertikale Aufriicken zwischen den Jahr-
gangsstufen 1 bis 10 von unten nach oben inner-
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halb der Schulformen. Paragraf 45 regelt mitnich-
ten die Umschulung zwischen Schulformen. Dafir
ist Paragraf 42 da, und Paragraf 42 besagt, dass
die Sorgeberechtigten entscheiden. Das heildt, die-
ser Antrag, den die FDP heute stellt, tut nicht mehr
und nicht weniger als den Schulsenator Rabe, der
gerade wieder nicht zuhoért und feixt, daran zu erin-
nern, dass wir eine Gewaltenteilung haben und der
Schulsenator und die Schulbehdérde im Rahmen
der Gewaltenteilung verpflichtet sind, das Schulge-
setz umzusetzen, das ein Parlament gegeben hat
und das zwei Parlamente in der 19. und 20. Legis-
laturperiode bestétigt haben, und somit den Sorge-
berechtigten ermdglicht wird zu entscheiden und
nicht irgendwo in der Hamburger Stral3e gottgleich
Uber Annahme oder Ablehnung von solchen Antra-
gen entschieden wird.

(Beifall bei Anna-Elisabeth von Treuenfels
FDP)

Die Sorgeberechtigten entscheiden und niemand
sonst. Deswegen ist es geradezu unsere Verpflich-
tung, diesen Antrag zu unterstitzen, denn er sagt
nicht mehr und nicht weniger, als dass der Senat
das Schulgesetz anwenden muss.

(Dirk Kienscherf SPD: Macht er ja!)
— Das muss er auch.

Deswegen lautet mein Petitum: Unterstiitzen Sie
den Antrag. Anderenfalls kann der Senat es so
auslegen, dass Sie als SPD, GRUNE und LINKE
dem Senat nicht aufgeben wirden, das Schulge-
setz einzuhalten.

(Dirk Kienscherf SPD: Das macht er doch
sowieso!)

Das kann es und darf es nicht sein. — Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt er-
neut Frau von Treuenfels von der FDP-Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Ein
Schlusswort méchte ich noch anbringen, weil ich
glaube, dass manchmal absichtlich etwas missver-
standen wird. Ich will es gern noch einmal fiir alle
wiederholen, ich habe es auch in meiner Rede ge-
sagt. Es geht mir, auch wenn Frau Heyenn das al-
les als scheinheilig empfindet, mehr als Sie denken
genau darum, dass Kinder aus der Stadtteilschule
auch einmal auf das Gymnasium wechseln kon-
nen.

(Dora Heyenn DIE LINKE: Ja, toll, schon!)

Es gibt auch sehr viele Lehrer und Direktoren in
den Stadtteilschulen, die das auch finden. Die kon-
nen doch nicht so weit weg vom Stoff sein wie ich
als Juristin, was Sie vielleicht denken mdgen.
Warum melden denn die Schulkonferenzen so et-
was zuruck? Sehr viele Schulkonferenzen fordern

mehr Durchldssigkeit. Haben die alle keine Ah-
nung, oder sind die alle so bése und feindlich wie
die FDP? Das glauben Sie doch selbst nicht.

Herr Holster, noch einmal ganz kurz zu lhnen. Wir
sprechen hier immer und gern Uber Qualitat, und
manchmal decken sich unsere Qualitatsvorstellun-
gen in Sachen Schule auch, aber in diesem Fall
sprechen wir Uber Flexibilitat. Das ist ein bisschen
was anderes; sie kann Qualitat erzeugen, soll aber
die Entwicklung von Kindern ermdglichen. Wir re-
den nicht dariber, wie Durchlassigkeit mehr Schul-
qualitat erzeugt. Sie haben gesagt — und das ist lhr
entscheidender Punkt —, es sei schwer zu organi-
sieren. Das kann man noch verstehen. Das wollten
wir doch gerade zusammen beraten. Einen Antrag
aber als Uberflissig abzuwerten und danach zu
fragen, was das fir die Schulqualitat ergebe oder
warum wir denn Klassenwiederholung wollten, hat
mit dem Thema nichts zu tun. Ware ich Lehrerin,
was ich nicht bin, dann wirde ich sagen, Thema
verfehlt.

Und Frau Prien mdchte ich daran erinnern, dass
wir den Antrag Durchlassigkeit schon vor zwei Jah-
ren fir die Mittelstufe gestellt haben. Wir haben
noch nie einen Antrag abgeschrieben, schon gar
nicht von der CDU. Damals hat sich die CDU ent-
halten oder ihn sogar abgelehnt, das erinnere ich
nicht mehr. Ich habe es gar nicht nétig zu sagen,
dass wir den ersten Antrag gestellt haben, aber wir
haben ihn schon einmal gestellt. Sie haben ihn
konsequent abgelehnt. Fir die Mittelstufe damals
haben Sie ihn aus den gleichen Grinden abge-
lehnt. Ich wei nicht, wie sich die CDU in der
Schulpolitik verhalten wird, das weil® man nie so
genau. Jedenfalls haben wir den Antrag schon vor
zwei Jahren gestellt. Ich finde es wirklich schade,
dass Sie das missverstehen wollen. Ich pladiere
noch einmal dafir, und wie Sie sehen, tut die Pra-
xis es auch: Schaffen Sie mehr Durchlassigkeit
zwischen den Schulformen. Lehrer, Schiler und
Schulen werden es Ihnen danken. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Walter
Scheuerl fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort erhalt Frau
Prien von der CDU-Fraktion.

Karin Prien CDU:* Trotz dieser kleinen Sottisen
vonseiten der FDP mochte ich doch eine Lanze
daflir brechen, dass wir den Antrag tatsachlich im
Schulausschuss beraten, und zwar ist der Vortrag
von Herrn Dr. Scheuerl der beste Grund dafiir, das
tun zu missen. Ich teile die sehr gewagte Interpre-
tation des Schulgesetzes von Herrn Scheuerl zwar
nicht, und wenn er sich die Mihe gemacht hatte, in
die Gesetzesbegriindung zur Anderung des Schul-
gesetzes vom September 2010 zu schauen, dann
hatte er dort nachlesen kénnen — ich zitiere —:
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"Aus dem Zusammenspiel dieser Vorschrift
[Paragraf 42] und der Regelung in § 45 Ab-
satz 1 ergibt sich, dass eine Abschulung in
anderen Jahrgangsstufen als der Jahr-
gangsstufe 6 des Gymnasiums nicht zulds-
sig ist."

Das ist seinerzeit die Auffassung des Schulgesetz-
gebers gewesen. Das andert Ubrigens nichts dar-
an, dass die Formulierung tatsachlich nicht sehr
klar ist, Herr Holster. Das werden Sie nach dieser
zugegebenermallen gewagten Interpretation durch
Herrn Dr. Scheuerl nicht mehr leugnen kénnen.
Deshalb macht es Sinn, dass wir Uber die Formu-
lierung im Schulgesetz noch einmal sprechen, da-
mit Eltern, Lehrer und Schiiler Gber unser Schulge-
setz mehr Klarheit bekommen. Das ist die erste
Anmerkung.

Zweitens: Frau von Treuenfels, sehen Sie sich die
aktuellen Zahlen an. Im Schuljahr 2013/2014 hat
es 1214 Umschulungen vom Gymnasium auf die
Stadtteilschule in den Klassen 7 bis 10 gegeben.
1214, das ist mehr, als wir im Vergleichszeitraum
seit 2006 je gehabt haben. Es kann also wirklich
keine Rede von zu geringer Durchlassigkeit sein.
Das Problem ist nur, dass diese Durchlassigkeit
nur heimlich und mit groBen Schwierigkeiten prak-
tiziert wird und die Kriterien nicht klar sind. Ich bin
ganz bei Ihnen, dass das kein guter Zustand ist.
Das Problem ist aber nicht, dass wir zu wenig
Durchlassigkeit haben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Wenn keine weiteren
Wortmeldungen vorliegen, dann kommen wir zur
Abstimmung.

Wer mochte die Drucksache 20/12035 an den
Schulausschuss Uberweisen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Bei einer Reihe von Enthaltungen
ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer méchte dem Antrag der FDP-Fraktion seine
Zustimmung geben? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann hat der Antrag keine Mehrheit gefun-
den.

Wir kommen zu Punkt 29, Drucksache 20/12024,
Antrag der Fraktion DIE LINKE: Rechtsstaat si-
chern — Kennzeichnungspflicht und Polizeibe-
schwerdestelle fur Hamburg.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Rechtsstaat sichern — Kennzeichnungspflicht
und Polizeibeschwerdestelle fiir Hamburg

— Drs 20/12024 -]

Hierzu liegt lhnen als Drucksache 20/12148 ein
Antrag der FDP-Fraktion vor.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Ausweis- und Kennzeichnungspflicht der Poli-
zei

— Drs 20/12148 -]

Beide Drucksachen mochte die Fraktion DIE LIN-
KE an den Innenausschuss tberweisen.

Frau Schneider von der Fraktion DIE LINKE
wiinscht das Wort und sie hat es.

Christiane Schneider DIE LINKE:* Meine Damen
und Herren! Berlin hat sie, Brandenburg hat sie,
Schleswig-Holstein hat sie, Rheinland-Pfalz hat
sie, Bremen hat sie gerade eingefihrt, Hessen will
sie, Niedersachsen will sie, Nordrhein-Westfalen
will sie. Baden-Wirttemberg und andere Lander
diskutieren sie. Das ist der Grund, warum das The-
ma in diesem Hause zum x-ten Mal seit 2008 auf
der Tagesordnung steht und weiter auf der Tages-
ordnung bleibt, bis endlich beschlossen wird, dass
auch Hamburg sie einfuhrt: Die individuelle Kenn-
zeichnung fur Polizeibeamte, auch bei geschlosse-
nen Einsatzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Schauen Sie in die Lander, die sie praktizieren. Al-
le Einwande, die gegen die individuelle Kennzeich-
nung ins Feld gefiihrt werden, sind dort durch die
Praxis widerlegt. Im Ubrigen gibt es im europa-
ischen Ausland die individuelle Kennzeichnung
auch, teilweise schon lange. Hamburg sollte nicht
das Schlusslicht in Europa bleiben wollen. In eini-
gen Jahren wird es die individuelle Kennzeichnung
sowieso geben, Uberall, auch in Hamburg. Viel-
leicht kommen wir heute in der Diskussion we-
nigstens einen Schritt weiter. Ich bin gespannt auf
neue Einwande, wenn die alten alle aus der Hand
geschlagen sind.

Lassen Sie mich den Antrag begrinden. Im ver-
gangenen Monat beging die Polizei in Hamburg ihr
200-jahriges Jubilaum. In diesen 200 Jahren hat
die Polizei Hamburg gro3e Veranderungen erfah-
ren. Aus einer strikt obrigkeitsstaatlichen Polizei
wurde in einem langen, schwierigen, immer hart
umkampften und gefahrdeten Prozess eine Polizei,
die dem demokratischen Rechtsstaat und der Ach-
tung der Menschenrechte verpflichtet ist. Es liegt in
der Natur der Sache, dass die Arbeit der Polizei in
einem enormen Spannungsfeld stattfindet. Einer-
seits ist es ihre Aufgabe, die Sicherheit der Biirge-
rinnen und Burger, ihren Schutz vor krimineller Ge-
walt, bestmdglich zu gewahrleisten. In dieser Funk-
tion ist sie direkte Ansprechpartnerin der Birgerin-
nen und Birger. Auf der anderen Seite wird sie bei
groRen gesellschaftlichen Konflikten auf den Plan
gerufen, zum Beispiel, wenn Politik versagt oder
um politische Entscheidungen durchzusetzen. Oft
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muss sie ausputzen, wo es um die Auswirkungen
einer verfehlten Sozial-, Wirtschafts-, Stadtentwick-
lungs- oder Migrations- und Flichtlingspolitik geht.
Nach Fukushima zum Beispiel mussten die har-
testen Verfechter der Atompolitik in Deutschland
anerkennen, wie gefahrlich und verfehlt dieser
Weg war. Aber jahrzehntelang ist diese Politik ge-
gen den Widerstand groRer Teile der Bevdlkerung
in unzahligen Einsatzen mit Polizeigewalt durchge-
setzt worden.

In diesem Spannungsfeld — Schutz der Burgerin-
nen und Birger auf der einen, Garant der Staats-
macht auf der anderen Seite — findet die Arbeit der
Polizei statt. Dabei hat sich in den vergangenen
zwei, drei Jahrzehnten einiges geandert. Das zivil-
gesellschaftliche Bewusstsein der Polizei ist heute
ein vollig anderes als vor 200 Jahren und auch ein
vollig anderes als vor 50 oder vor 30 Jahren — zum
Beispiel durch die Einrichtung der sogenannten
birgernahen Beamten seit 1981 in Hamburg,
durch gezielte Einstellung von Frauen in den letz-
ten Jahren, durch die Erhéhung des Migrantenan-
teils in der Polizei, durch einen gréeren Schwer-
punkt der Menschenrechte in der Ausbildung.
Auch dadurch, dass das Tragen von Namensschil-
dern in der alltdglichen Arbeit der Hamburger Poli-
zei durch eine Dienstvereinbarung geregelt wurde
und die Polizeibeamtin, der Polizeibeamte den
Blrgerinnen und Burgern im Alltag nicht anonym,
nicht einfach als Reprasentant der Staatsmacht,
sondern als ansprechbare Person gegentbertritt.

Das ist in den sogenannten Grofdlagen, also vor al-
lem bei Demonstrationen, immer noch anders. Fur
diejenigen unter lhnen, die gleich wieder reflexhaft
in ihre Vorurteilskiste greifen wollen, sei es deutlich
gesagt. Es geht nicht darum, das staatliche Ge-
waltmonopol infrage zu stellen. Es geht auch nicht
darum, jede Polizeigewalt als illegal zu bezeich-
nen. Es geht auch nicht darum zu bestreiten, dass
Polizei in solchen Einsatzen oft Beschimpfungen
und Aggressivitat ausgesetzt ist. Aber gerade weil
die Polizei sozusagen die Lizenz zur physischen
Gewaltauslibung hat, weil sie die legale Kompe-
tenz zur Gewaltausiibung hat, weil sie diese Auf-
gabe in oft schwierigen Situationen wahrnimmt,
sind Kontrolle und Transparenz polizeilichen Han-
delns unverzichtbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren! In Baden-Wirttemberg
wurden jungst 156 Verfahren im Zusammenhang
mit dem Polizeieinsatz am 30. September 2010 ge-
gen Gegnerinnen und Gegner von Stuttgart 21 in
Stuttgart eingestellt, weil Polizisten nicht identifi-
ziert werden konnten. 156 Anzeigen verliefen im
Sande. Das ist ein Desaster. Der Verdacht rechts-
widriger Gewalt konnte nicht aufgeklart werden,
weil Tatverdachtige nicht identifizierbar waren. Das
Ausmal des Stuttgarter Skandals ist vielleicht ein-
zigartig, jedenfalls in der jingeren Geschichte,

aber das Problem ist es nicht. Die Polizei handelt
oft in enormen Konfliktsituationen, und in solchen
Konfliktsituationen, in Stresssituationen und so
weiter kann es auch zu unverhaltnismafiger, zu
unkontrollierter, zu sinnloser Gewalt kommen. Es
kommt dazu, nicht immer natirlich, aber auch nicht
ganz selten. Jeder weil} das, auch wenn die Tatsa-
che von politischer Seite o6ffentlich bestritten wird.
Ich glaube, nur offentlich, intern ist man sich des
Problems natirlich bewusst. Die Anonymitat, die
Unidentifizierbarkeit beglinstigt rechtswidrige Ge-
walt, sie beeintrachtigt oder verhindert Aufklarung
und sie schutzt einzelne Tater. Das schadet damit
nicht zuletzt der Polizei selbst und ihrer demokrati-
schen, rechtsstaatlichen Legitimation.

Das Leitbild der Polizei hat sich in den vergange-
nen 200 Jahren zusammen mit dem gesellschaftli-
chen Wandel immer wieder erheblich verandert.
Ein modernes Leitbild muss dem Wandel der Ge-
sellschaft laufend Rechnung tragen. Die Zeiten, in
denen staatliche Autoritat als nicht hinterfragbar
hingenommen wurde, sind Gott sei Dank unwider-
ruflich vorbei. Transparenz ist in vielen Bereichen
ein selbstverstandlicher Anspruch. Das gilt auch
und gerade im Verhaltnis der Birgerinnen und Br-
ger zum Staat und seinen Institutionen. Nicht nur
die anderen Behorden, auch die Polizei muss
transparent handeln und sich kontrollierbar ma-
chen. Sie muss durch individuelle Kennzeichnung
zu erkennen geben: Polizistinnen und Polizisten
sind Individuen, die fiir ihr Handeln verantwortlich
sind und verantwortlich gemacht werden kénnen.
Es ist eben nicht so, dass die Staatsmacht tber al-
lem steht, sondern hier stehen der Blrgerin, dem
Burger, der Zivilgesellschaft Burgerinnen und Bur-
ger in Uniform gegenlber, auf Augenhéhe. Das
ware ein modernes Leitbild.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch unser zweites Anliegen, die Einrichtung einer
Polizeibeschwerdestelle oder eines Polizeibeauf-
tragten, ist, wenn man so will, alles andere als neu.
Rheinland-Pfalz wird vermutlich Ende Juni einen
rot-griinen Gesetzentwurf verabschieden, mit dem
ein Polizeibeauftragter geschaffen wird. Der Ge-
setzentwurf ist vielleicht noch nicht sehr weitge-
hend, aber ein interessanter Anfang, und es wiirde
sich lohnen, wenn wir uns auch hier damit befas-
sen. Auch andernorts nimmt die Diskussion
Schwung auf. In diesem Zusammenhang will ich
vor allem an das Sondervotum des NSU-Ab-
schlussberichts erinnern, mit dem die SPD-Bun-
destagsfraktion die Einrichtung unabhéngiger Be-
schwerdestellen flir polizeiliches Fehlverhalten auf
Bundes- und Landerebene als Gegengewicht zu
weitreichenden staatlichen Eingriffsbefugnissen
gefordert hat. Ich gebe zu, dass an diesem Punkt
unser Antrag noch nicht besonders perfekt ist, zum
Beispiel im Hinblick auf die Finanzierung. Das ist
durchaus eine Schwache. Wir wollten aber vor al-
lem die Debatte in diesem Hause anstof3en. Unse-



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 89. Sitzung am 18. Juni 2014 6711

(Christiane Schneider)

re Forderungen kommen den SPD-Forderungen
des Sondervotums sehr nahe. Es zeugt von wenig
Mut, wenn die SPD unseren Antrag noch nicht ein-
mal an den Innenausschuss Uberweisen will.

Ich will zum Schluss ein paar Worte zum Antrag
der FDP sagen, der in eine wirklich richtige Rich-
tung geht. Die Richtung unterstitzen wir. Er greift
nach unserer Sicht aber etwas zu kurz. Wir halten
zum Beispiel an der Notwendigkeit einer Polizeibe-
schwerdestelle mit  Untersuchungsbefugnissen
fest. Andere Fragen, ob die individuelle Kennzeich-
nung in geschlossenen Einheiten nach dem Zu-
fallsprinzip bestimmt wird, bleiben in unserem An-
trag offen. Auf welche Weise die Kennzeichnung
codiert wird, ist in unseren Augen ein Aspekt, der
nicht durch die Burgerschaft en Detail beschlossen
werden muss. Es gibt verschiedenste Modelle, und
die kann auch die Behdrde prufen. Nicht ganz ein-
sichtig ist aus unserer Sicht die Léschung nach
vier Wochen. Diesen Zeitraum halten wir in der
Praxis fiir sehr kurz bemessen. Falls es zu Uber-
griffen kommt, missen sich die Betroffenen mit ih-
ren Anwaltinnen und Anwalten beraten, Beweisma-
terial sichten und so weiter.

Es war ein bisschen schwierig fir uns, das abzu-
wagen, denn die Richtung des FDP-Antrags unter-
stlitzen wir voll. Wir werden uns daher im Ender-
gebnis bei der Abstimmung zu lhrem Antrag ent-
halten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Schafer von der SPD-Fraktion.

Dr. Martin Schafer SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Es ist in der Tat nicht neu, die-
ses Thema zu diskutieren.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Kommt
doch immer wieder!)

Wir hatten es wirklich schon mehrfach, und wenn
ich es richtig sehe, ist der Antrag wortwortlich der
von vor zwei Jahren.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Nee, der
ist ganz anders!)

— Wie dem auch sei.

Er wird dadurch allerdings nicht aktueller, und er
wird auch nicht notwendiger. Sie haben als einzi-
gen Grund angefiihrt, dass es andere Bundeslan-
der gibt, die diese Kennzeichnungspflicht einge-
fuhrt haben beziehungsweise sich mit dem Gedan-
ken tragen oder in Koalitionsvertragen vereinbart
haben, dass sie eingefiihrt werden soll. In Bran-
denburg zum Beispiel gibt es zwei Verfahren, an-
gestrengt von Polizeibeamten vor dem Verwal-
tungsgericht und vor dem dortigen Verfassungsge-
richt. Nordrhein-Westfalen, das Sie als ein Land
angeflhrt haben, das die Kennzeichnungspflicht

einfuhren will, wartet diese Verfahren ab. Ich halte
es auch fur klug abzuwarten, was sich dort diesbe-
zuglich tut. In Schleswig-Holstein hat man gewisse
Erfahrungen damit. Nach 333 Einsatzen im ver-
gangenen Jahr gab es nicht eine einzige Meldung
im Zusammenhang mit Polizisten, die gekenn-
zeichnet waren.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Super!)
— Wunderbar.

Wir sehen keine Notwendigkeit, von dem abzuwei-
chen, was wir bisher diesbezlglich gemacht ha-
ben,

(Beifall bei der SPD)

zumal bei lhrem Antrag — ich will Uberhaupt nicht
abstreiten, dass er sehr moderat und auch sehr
ernsthaft formuliert ist — eine Sache wieder sehr
schwierig ist. Das ist die Uberschrift "Rechtsstaat
sichern — Kennzeichnungspflicht und Polizeibe-
schwerdestelle fir Hamburg". Die Polizei sichert
diesen Rechtsstaat.

(Beifall bei der SPD)

Er muss nicht dadurch gesichert werden, dass
man die Polizei gesondert kontrolliert. Das ist nicht
nur nicht notwendig, dieser Zusammenhang ist vol-
lig falsch. Er bringt einen Zungenschlag in diese
Sache, den wir Uberhaupt nicht bereit sind mitzu-
machen.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben selbst angeflihrt, dass es bei der Polizei
groRe Veranderungen gibt, insbesondere was die
interne Kultur anbelangt. Die hat es wahrend all
der letzten Jahre und letzten Jahrzehnte gegeben,
und das ist richtig so. Das hat mit der immer bes-
ser gewordenen Ausbildung der Polizei zu tun, das
hat mit dem Bild der Polizei zu tun, das sie von
sich selbst hat, was sich im Ubrigen auch darin
ausdrickt, dass selbstverstandlich Begegnungen
mit Blrgern auf Augenhéhe stattfinden und dass
jeder Burger auf das Namensschild schauen kann,
das der Polizist an seiner Uniform tragt. Es gibt nur
eine einzige Stelle, wo es dieses Namensschild
zwar auch gibt, es aber nicht erkannt werden kann.
Das sind die Einsatze in geschlossener Einheit.
Sie haben Stuttgart und die Demonstrationen ge-
gen Stuttgart 21 angefiihrt, Sie haben aber keinen
Fall aus Hamburg angefiihrt. Den scheint es nicht
zu geben, und von daher sehen wir keine Notwen-
digkeit, an dieser Stelle irgendetwas zu andern.

(Beifall bei der SPD)

Der FDP-Antrag ist auch sehr moderat und, ich sa-
ge es so, vernlnftig.

(Finn-Ole Ritter FDP: Gut!)

Gleichwohl kommt er in diesem Zusammenhang
zum falschen Zeitpunkt. Wir machen es so nicht
mit, tut mir leid fur Sie.
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(Beifall bei der SPD)

Eine Polizeibeschwerdestelle vulgo Polizeikommis-
sion hatten wir schon einmal. Ich kann mich noch
sehr gut an den ersten Bericht erinnern, den diese
Polizeikommission damals abgeliefert hat. Es gab
daraufhin einen Unterausschuss des Innenaus-
schusses, und ich hatte das Vergnugen, fir meine
Fraktion daran teilzunehmen. Bei diesem ersten
Bericht der Polizeikommission damals gab es fir
das erste Jahr circa — die Zahlen stimmen nicht
prazise, aber der GréRenordnung nach — 150 bis
170 Beschwerden, von denen die Polizeikommissi-
on selbst circa 50 als nicht adaquat qualifiziert hat.
Es gab circa 50 Beschwerden Uber interne Ablaufe
bei der Polizei. Insbesondere eine Sache, das will
ich nicht verhehlen, war etwas, worliber man nach-
denken kann und immer noch muss. Wenn irgend-
jemandem von uns in Zusammenhang mit einem
Einsatz der Polizei etwas zust6f3t, zum Beispiel,
wenn ein Polizist mich umrennt und ich mir einen
Arm breche, dann habe ich keinerlei Anrecht auf
eine Schadenersatzleistung seitens der Stadt. Da
fehlt irgendetwas, aber daflr braucht man keine
Polizeikommission. Man braucht keine Polizeikom-
mission, um bei mehreren Millionen Zusammen-
treffen von Polizisten mit Blrgern 100 Beschwer-
den zu erkennen. Das war flr mich damals das
Zeichen, dass die Polizei schon gut und richtig ge-
arbeitet hat und die Einflihrung einer solchen Kom-
mission Uberflissig ist.

Zweitens gibt es das Dezernat Interne Ermittlun-
gen, im Ubrigen ungefahr seit dieser Zeit. Dieses
Dezernat Interne Ermittlungen gilt bundesweit und
europaweit als Best Practice. Andere schauen dar-
auf, wie Hamburg das macht. Es gibt nach meinem
Kenntnisstand keinen Grund, an dieser Praxis et-
was zu andern. Dieses Dezernat hat bisher sehr
gut, wenn nicht noch besser gearbeitet. Das wird
es auch weiterhin machen, und wir werden es in
seiner Arbeit nicht weiter stéren.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr von Vormizeele von
der CDU-Fraktion hat das Wort.

(Finn-Ole Ritter FDP: Ich weil} schon, was
kommt!)

Kai Voet van Vormizeele CDU: Frau Prasidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist
schén, wenn man nach vorne kommt und zumin-
dest Herr Ritter schon weild, was man sagen
mochte.

(Finn-Ole Ritter FDP: Und ich freu' mich!)

— Ob Sie sich am Ende meiner Rede noch freuen,
Herr Ritter, da bin ich mir nicht ganz so sicher.

Ich will es deutlich machen: Wir werden diese bei-
den Antrage ablehnen. Ich werde mich bei vielen
Dingen auf das beziehen, was der Kollege Schafer
eben gesagt hat, aber ich will zwei Aspekte her-
ausheben, die mir sehr wichtig sind. Erstens finde
ich es sehr interessant zu sagen, die Sachargu-
mente stimmten nicht mehr, weil einige andere
Bundeslander es jetzt machten. Wer sich das ein-
mal anschaut, der wird feststellen, dass dort, wo es
jetzt zu einer Art von Umsetzung kommt, wir in der
Regel Koalitionsregierungen haben und es einen
kleinen Koalitionspartner gibt, der mit Vehemenz
genau das fordert. Das ist eines der Themen, wo
man als groflerer Koalitionspartner gern einmal
sagt: Na gut, geben wir denen eine Spielwiese.
Das hat Uberhaupt nichts damit zu tun, dass man
der Auffassung ist, dies sei nun sachlich gefordert
oder notwendig. Deshalb sage ich deutlich, dass
wir in Hamburg, egal, was die Kollegen in Bran-
denburg, Nordrhein-Westfalen, Baden-Wirttem-
berg oder sonst wo tun, an unserer ganz personli-
chen Auffassung als CDU-Fraktion nicht ritteln,
und diese besagt eindeutig, dass die Argumente
weiterhin gultig sind. Daher werden wir uns diesem
Verfahren nicht nahern.

Zweitens: Bei den Darstellungen von Frau Schnei-
der, die versucht hat, einen kleinen pseudohistori-
schen Abriss zu geben uber all das, was hier pas-
siert ist,

(Christiane Schneider DIE LINKE: Wieso
pseudo?)

habe ich das Gefiihl gehabt, dass sie einen Teil
unserer Staatslehre nicht begriffen hat. Wir leben
hier nicht in einem Staat, der aus zwei Saulen
besteht, also Staat und vielleicht noch Gesetzge-
bung und im Ubrigen macht die Obrigkeit, was sie
will. Wir haben noch eine dritte Saule in diesem
Staatswesen, das ist unsere Rechtssaule. Wir le-
ben in einem Rechtsstaat, und ich habe nicht den
Hauch eines Zweifels, dass dieser Rechtsstaat
funktioniert. Ich kdme niemals auf die Idee, irgend-
eine Art von Pseudokommission einzusetzen und
zu sagen, Staatsanwaltschaften und unabhangige
Gerichte, das sei alles falsch, aber so eine Kom-
mission hier einzusetzen, das sei der richtige Weg.
Es ist nicht der richtige Weg. Wir haben Vertrauen
in diesen Rechtsstaat, und dieser Rechtsstaat
funktioniert. Er funktioniert natlrlich auch dann,
wenn Polizeibeamte Straftaten begehen. Das ist
richtig und gut so, genau das brauchen wir und
nichts anderes.

(Beifall bei der CDU — Christiane Schneider
DIE LINKE: Stuttgart!)

Ihr Antrag ist gepragt von einem tiefsitzenden Miss-
trauen gegenlber der Polizei.

(Dr. Andreas Dressel SPD: So ist sie, die
Frau Schneider!)
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Das atmet dieser ganze Antrag. Das Uberrascht
uns auch tberhaupt nicht, weil das |hre Grundauf-
fassung ist. Diese Grundauffassung teilen wir
nicht. Wir wissen, dass wir eine engagierte und gu-
te Polizei haben. Wir wissen, dass es naturlich im-
mer passieren kann, dass auch da etwas schief-
geht, und wenn das so ist, dann haben die Burger
dieser Stadt ein tolles Rechtssystem, mit dem sie
genau in dem Moment vorgehen kénnen. Daran
brauchen wir nicht herumzuwerkeln und das mis-
sen wir nicht verandern. Das funktioniert, und des-
halb sind diese beiden Antrage leider nicht nur
zum falschen Zeitpunkt gestellt, sondern gehen in
der Sache auch vollkommen in die falsche Rich-
tung. Wir werden diesen Antradgen nicht zustim-
men.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Prasidentin Carola Vei_t: Nun bekommt das Wort
Frau Moller von der GRUNEN Fraktion.

Antje Méller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Herr van Vormizeele hat eben
schon gesagt, dass das Thema, das wir heute an-
Iasslich des Antrags der LINKEN diskutieren — die
individuelle Erkennbarkeit der Polizei in allen Ein-
satzsituationen — in den Landern, in denen das
Projekt umgesetzt ist, durch den kleinen Koalitions-
partner vorangetrieben wird. Da ist was dran, aber
es ist nicht immer schlecht, wenn der kleine Koaliti-
onspartner etwas vorantreibt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Warum gab es
das nicht bei Schwarz-Grin?)

— Auch bei Schwarz-Griin gab es die Versuche.

Sie moégen sich erinnern, Herr Dr. Dressel, dass
wir die Variante hatten, dass dieses Projekt im Ein-
vernehmen mit den Polizeigewerkschaften umge-
setzt werden soll. Ich glaube — und deswegen ist
Ihr Hinweis auch richtig —, dass die Zeit sehr viel
weiter ist als wir hier in der politischen Debatte,
und nicht nur sehr viel weiter, seitdem dieses The-
ma das erste Mal angesprochen wurde, sondern
dass die Debatte auch innerhalb der Polizei und
der Polizeigewerkschaften sehr vorangeschritten
ist. Die ersten Erfahrungen, vor allem aus Berlin,
sind, dass all die Beflirchtungen, die die Polizei be-
zuglich der personlichen Angreifbarkeit durch die
Erkennbarkeit hatte, und andere Sorgen sich nicht
bestatigt haben. Wenn man den Sprechern der
Berliner Polizei lauscht — und die berichten an vie-
len Stellen, zum Beispiel beim Deutschen Institut
fir Menschenrechte, immer wieder von ihren Er-
fahrungen —, dann hat sich auch innerhalb des
Selbstverstandnisses der Polizei etwas an dieser
Situation verandert, und zwar zum Positiven. Man
geht eher in die Richtung, dass man sehr selbstbe-
wusst mit dieser individuellen Erkennbarkeit um-
geht, sehr wohl in dem Bewusstsein, dass der

Grolf3teil und vielleicht sogar alle Polizistinnen und
Polizisten erst einmal schlicht den Ansatz haben,
dass sie ihre Arbeit, die sie zu tun haben, richtig
und gut machen wollen. Das ist das, was sie im-
mer sagen, und das ist auch das, woran ich Uber-
haupt keinen Zweifel habe. Die Debatte innerhalb
der Polizei und auch bei den Gewerkschaften ist
also in den einzelnen Bundeslandern unterschied-
lich schnell, aber doch deutlich im Wandel. Viel-
leicht sind wir fir Hamburg heute immer noch zu
frih mit diesem Gesetzentwurf, den DIE LINKE
vorlegt, aber es ist trotzdem gut und richtig, dass
wir hier dariber diskutieren.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Anders geht es mir allerdings bei Punkt 2 des An-
trags der LINKEN, der in dieser Form tatsachlich
Uberhaupt kein griner Antrag ware, weil auch die
Diskussionen und vor allem die Entwicklung in den
Bundeslandern, die sich mit dem Thema Einrich-
tung einer Beauftragtenstelle fiir die Landespolizei
oder eben sogar fur die Bundespolizei beschaftig-
ten — Frau Schneider hat die Lander aufgezahit —,
hinsichtlich der Einschatzung solch einer Stelle
sehr viel weiter sind, als es jetzt im Antrag der LIN-
KEN beschrieben wird. Es geht um eine Beauftrag-
tenstelle, und das zu reduzieren auf sich beschwe-
ren und kontrollieren kdnnen, ist schlicht und ein-
fach nicht mehr aktuell.

Ich muss das natlrlich im Ruckblick auf die Polizei-
kommission ganz deutlich sagen; Herr Schafer ist
darauf eingegangen. Heute wirde man sagen
— wie bei vielen anderen Dingen auch —, dass dies
ein gescheitertes Experiment gewesen ist, weil
schlicht und einfach die Art und Weise der Zuord-
nung, aber auch des Auftrags, der Besetzung und
des ganzen Misstrauens drum herum eine erfolg-
reiche Arbeit dieser Kommission unmdglich ge-
macht hat, obwohl ich weiterhin finde, dass die Mit-
glieder dieser Kommission sehr gute Arbeit geleis-
tet haben. Deswegen finde ich es wichtig, sich an-
zuschauen, was zum Beispiel bei der Gesetzesent-
wicklung in Rheinland-Pfalz passiert oder auch bei
den Kolleginnen und Kollegen — zugegebenerma-
Ren grinen Kolleginnen und Kollegen, Herr van
Vormizeele — in Schleswig-Holstein. Sehr deutlich
wird in diesen Gesetzesvorlagen formuliert, was in
dem Antrag der LINKEN schlicht und einfach fehlt,
namlich die unabhangige Anbindung solch einer
Beauftragtenstelle an den Landtag. In Schleswig-
Holstein heil’t das so sperrig: Hilfsorgan des Land-
tags. Hilfsorgan der Burgerschaft klingt ein
bisschen schrdg, macht aber deutlich, dass wir
nichts damit erreichen, wenn wir den Senat auffor-
dern, eine Polizeibeschwerdestelle einzurichten,
und das innerhalb von sechs Monaten, sondern wir
brauchen eine unabhangige Beauftragtenstelle, die
uns in der Birgerschaft zuarbeitet.

Das ist die griine Position. Sie ist lhnen bekannt,
und wir werden sie auch weiter ausarbeiten, denn
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um das einzurichten, braucht man natrlich einen
vernunftigen Gesetzentwurf, der mit den Polizeige-
werkschaften diskutiert wurde. Diesen Kriterien
entspricht der Antrag der LINKEN hier nicht. Wir
werden uns enthalten, weil wir viele Ansatze richtig
finden, aber die Art und Weise, wie Sie hier den
Senat auffordern, etwas umzusetzen, finden wir
tatsachlich véllig unzureichend.

Wichtig ist dabei das Mitnehmen der Polizeige-
werkschaften. Auch daflir kann Rheinland-Pfalz ein
gutes Beispiel sein. Die GdP Rheinland-Pfalz hat
einen eigenen Entwurf fir die Expertenanhérung
vorgelegt, die es dort im Landtag gegeben hat.
Dieser Entwurf geht tatsachlich weiter als der gru-
ne Entwurf. Man mag sich dartber wundern, aber
ich finde es wichtig, dass wir diesen Entwurf der
GdP fir ein Gesetz tatsachlich ernst nehmen. Sie
formulieren ndmlich einen Ansatz, der — ich habe
es zu Anfang gesagt — meiner Meinung nach ein
sich veranderndes Selbstverstandnis deutlich
macht, was uns bei der politischen Arbeit auch
hilft. Die GdP sagt, dass es bei solch einer Beauf-
tragtenstelle nicht um die Kontrolle individuellen
Handelns gehen kann. Es kann bei so einer Stelle
nicht um den Konflikt zwischen einem Polizisten
und einem Betroffenen gehen, sondern man muss
an die Strukturen herangehen und auch zu LO&-
sungsvorschldagen kommen, die dann solche indivi-
duellen Probleme zumindest weniger werden las-
sen. Deswegen formuliert die GdP ganz deutlich,
so eine Beauftragtenstelle habe einen Kontrollauf-
trag, solle aber auch Anwaltin fiir die Polizei sein.

Damit erreichen wir eine neue Art der Diskussion.
Ich wirde diese Diskussion in Hamburg gern mit
der Politik, also mit meinen Kolleginnen und Kolle-
gen in diesem Plenarsaal, aber naturlich auch mit
den Polizeigewerkschaften aufnehmen, weil ich
glaube, dass wir nur auf diese Art und Weise wei-
terkommen. Jetzt gebrauche ich einmal diese
grolRen Worte dazu, die aber naturlich die wichti-
gen sind: Es muss uns endlich gelingen, diesen
standigen Vorwurf des Misstrauens aus dem Weg
zu schaffen und zu einer Vertrauensbasis zu kom-
men,

(Arno Miinster SPD: Genau dieses Misstrau-
en schuiren Sie doch hier gerade!)

denn nur diese kann naturlich die Arbeit solch ei-
ner Beauftragtenstelle Gberhaupt méglich machen.
Herr Minster, es gibt Blrgerbeauftragte, es gibt
Wehrbeauftragte, es gibt Behindertenbeauftragte.

(Arno Miinster SPD: Frauenbeauftragte gibt
es auch!)

— Ich sehe, Sie kennen sich aus, wunderbar. Aber
vielleicht ist das genau das Beispiel, weswegen
Sie hier immer noch von Misstrauen sprechen wol-
len.

Ich glaube, ich habe deutlich genug gesagt, um
welche entscheidende Weiterentwicklung wir uns

hier bemiihen muissen, um tatsachlich gute Chan-
cen zu haben, auch innerhalb der Polizei auf Ak-
zeptanz zu stoflen. Der Aufgabenbereich dieses
Beauftragten, das mdchte ich gerne noch ergan-
zen, muss naturlich auch beinhalten, dass er oder
sie von sich aus Themen aufgreifen kénnen, und
das nicht nur bei todlichen Vorfallen, wie es im An-
trag der LINKEN formuliert ist. Das halte ich fir
vollig unzureichend, denn nur aus einer Stim-
mungslage, aus Diskussionen innerhalb der Poli-
zei, bestimmter Einheiten der Polizei oder der Poli-
zeigewerkschaften, aber auch aus Diskussionen
im Nachklapp zu Demonstrationen oder anderem
heraus kann dieser Beauftragte fir sich sagen:
Hierum muss und will ich mich kimmern. Ich glau-
be, dass wir nur auf diese Art und Weise vom Mis-
strauen wegkommen.

Fazit aus meiner Sicht: Ein Gesetz zur Einrichtung
einer Beauftragtenstelle fir die Polizei ist notwen-
dig. Es muss nicht innerhalb dieses halben Jahres
erfolgen, aber wir brauchen eine weitere Diskussi-
on dazu, und dabei werden uns die Gesetzentwdr-
fe unterstutzen, die in vielen Landtagen inzwischen
in Arbeit sind, zum Beispiel in Rheinland-Pfalz
durch die GdP. Sie werden uns sehr viel weiter
helfen als der Antrag der LINKEN, der heute hier
vorgelegt wurde. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Jarchow von der
FDP-Fraktion bekommt jetzt das Wort.

Carl-Edgar Jarchow FDP:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Kollege
van Vormizeele, es wird Sie sicherlich nicht tUber-
raschen, dass wir als Vertreter einer kleinen Partei
uns auch auf dieser Spielwiese tummeln und der
Kennzeichnungspflicht durchaus positiv gegen-
Uberstehen.

Das Ideal aller Burger ist vermutlich der Polizist,
den man mit Namen kennt. Dieses Ideal ist sicher
in einer Stadt wie Hamburg nicht umsetzbar, dar-
Uber sind wir uns im Klaren. Dennoch sind Ham-
burger Polizisten in ihrem alltéaglichen Dienst identi-
fizierbar und mit einem Namensschild ausgertistet.
Das Tragen dieser Namensschilder ist gesetzlich
nicht vorgeschrieben, und daher ist es umso be-
gruRenswerter, dass die Polizisten sich mittels ei-
ner Dienstvereinbarung dazu entschieden haben.
Allerdings ist es auch nachvollziehbar, dass Poli-
zisten, die an einem geschlossenen Einsatz teil-
nehmen, ungern ihren Namen preisgeben mdch-
ten. Die Vorfalle der letzten Monate haben gezeigt,
dass Einzelne nicht zwischen dem Beruflichen und
dem Privaten unterscheiden. Angriffe auf die Hau-
ser von Politikern haben deutlich gemacht, dass
die Tater bereit sind, Familien zu attackieren, an-
statt einen konstruktiven Dialog zu fiihren. Was
hatten dann Polizisten zu erwarten, die bei Aus-
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schreitungen eingreifen und sich durch ein Na-
mensschild nicht nur im beruflichen, sondern auch
im privaten Leben angreifbar machen?

(Christiane Schneider DIE LINKE: Kann ja
auch ein Nummernschild sein!)

— Ich komme gleich dazu, Frau Schneider.

Diese Angste sind verstandlich. Uns ist aber be-
wusst, dass es bei Polizeieinsatzen durchaus auch
zu Beschwerden kommen kann. Ob diese nun be-
rechtigt sind oder nicht, sei zunachst dahingestellt.
Es geht daher darum, einen Interessensausgleich
zu finden, und das gelingt unserer Ansicht nach
am besten mit einer variablen Kennzeichnung. Vor
dem Einsatz erhélt jeder am Einsatz teilnehmende
Polizist eine chiffrierte Kennzeichnung. Die Daten-
satze, aus denen ersichtlich wird, welchem Polizei-
beamten die Kennzeichnung zuzuordnen ist, wer-
den vier Wochen aufbewahrt — es wurde schon kri-
tisiert, dass das zu kurz ist, da sind wir sicherlich
gesprachsbereit — und danach geléscht, wenn es
bis zu diesem Zeitpunkt keinerlei Beschwerden
gab. Der von Polizeigewalt Betroffene oder auch
derjenige Bulrger, der sich von einem Polizisten im
Einsatz falsch behandelt fuhlt, kann so seine be-
rechtigten Einwande geltend machen. Auf der an-
deren Seite aber bleibt die Privatsphare des Poli-
zisten gewahrt, der trotz Teilnahme am Einsatz
nicht um sein Privatleben flrchten muss. Dieses
soll unser Zusatzantrag regeln.

Was die Beschwerdestelle angeht, teilen wir die
grundsatzliche Intention Ihres Antrags. Dieser soll-
te unserer Meinung nach aber weniger auf mdégli-
che oder angebliche Verfehlungen einzelner Poli-
zisten abzielen, sondern vielmehr die Leitung und
Durchfiihrung von Einsatzen auf verschiedenen
Ebenen Uberpriifen kénnen. Diese grundsatzliche
Zustimmungsfahigkeit wird leider durch den Tenor
des Antrags etwas behindert, kommt doch darin ei-
ne Grundhaltung gegenlber der Polizei zum Aus-
druck, die wir nicht teilen.

Das Uberweisungsbegehren ist begriiRenswert. Es
wirde eine notwendige Diskussion im Innenaus-
schuss ermdglichen. Wir hoffen, dass auch die
SPD eine vertiefende Auseinandersetzung in die-
sen Fragen nicht scheut. Da das Petitum aus un-
serer Sicht gegenwartig aber vom Tenor her nicht
zustimmungsfahig ist, werden wir uns bei dem An-
trag der LINKEN enthalten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Liegen weitere Wortmel-
dungen vor? — Wenn das nicht der Fall ist, kbnnen
wir zur Abstimmung kommen.

Ich frage zunachst, wer beide Drucksachen an den
Innenausschuss Uberweisen méchte. — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache und be-
ginnen mit dem FDP-Antrag.

Wer mdchte diesen annehmen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag der LINKEN. Die GRU-
NEN mdchten diesen gern ziffernweise abstim-
men.

Wir beginnen mit Ziffer 1 des Antrags der LINKEN,
und ich frage, wer sich dieser anschliefslen moch-
te. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
Ziffer 1 mehrheitlich abgelehnt.

Wer stimmt Ziffer 2 zu? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist auch Ziffer 2 abge-
lehnt.

Wir kommen zu Punkt 27 unserer Tagesordnung,
Drucksache 20/12014, Antrag der SPD-Fraktion:
Datengrundlage der Hebammenhilfe in Hamburg
verbessern.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Datengrundlage der Hebammenhilfe in Ham-
burg verbessern

— Drs 20/12014 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/12128 ein
Antrag der Fraktion DIE LINKE vor.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Hebammentitigkeiten umfassend schiitzen,
Unterstiitzung fiir werdende und junge Miitter
sowie Neugeborene konkret verbessern und
ausbauen

— Drs 20/12128 -]

Diesen mochte die FDP-Fraktion an den Gesund-
heitsausschuss (iberweisen.

Wird das Wort gewtinscht? — Frau Wowretzko von
der SPD-Fraktion.

Sylvia Wowretzko SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Hebammen und
auch Entbindungspfleger sind langst zu einer inte-
gralen Stltze unseres Gesundheitssystems gewor-
den. Durch die Wahrnehmung vielfaltiger Aufgaben
vor, wahrend und nach der Geburt leisten sie
einen unerldsslichen Beitrag dazu, dass werdende
Mitter und ihre Familien in jeder Phase der
Schwangerschaft und auch hinterher gut betreut
und beraten werden.

(Beifall bei der SPD)

Die Arbeit von Hebammen wird immer anspruchs-
voller und ihre Bedeutung steigt. Gleichzeitig
kommt Hebammen gerade in Hamburg eine ganz
besondere Rolle in dem so wichtigen System der
frihen Hilfen zu. Wir sind auch froh darlber, dass
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die Ausbildung von Hebammen so attraktiv ist. Das
ist ein Aspekt, auf den ich gleich noch einmal zu-
rickkommen werde. Die SPD-Fraktion weill um
die gute Arbeit von Hebammen, und wir meinen,
dass es hochste Zeit ist, ihre Arbeit auf ein dauer-
haft sicheres Fundament zu stellen.

(Beifall bei der SPD)

Im Zentrum muss dabei stehen — das ist l&ngst ei-
ner breiten Offentlichkeit bekannt —, eine Lésung
fur die Berufshaftpflichtversicherung zu finden. Bei
dieser Diskussion gibt es zwei, wenn nicht drei
zentrale Missverstandnisse. Zum einen hat nicht
die Haufigkeit oder Zunahme von Schadensfallen
zu dem Anstieg der Pramien geflhrt; es war vor al-
lem dem medizinischen Fortschritt und der damit
einhergehenden gestiegenen Lebenserwartung
von geschadigten Kindern geschuldet — Tatsa-
chen, die wir eigentlich begriiRen sollten. Mit dem
Wegfall eines wesentlichen Versicherungskonsorti-
ums stand nicht nur die Geburtshilfe infrage, son-
dern das gesamte Leistungsspektrum und damit
ein Hilfesystem, auf das wir weder verzichten kén-
nen noch wollen. Und schlief3lich: Schon die bisher
stetig steigenden Kosten der Berufshaftpflicht wer-
den zu einem Hindernis fir das Engagement vieler
Hebammen, auch in Hamburg. Folgerichtig hat
Hamburg der EntschlieBung des Bundesrats zur
Absicherung der Geburtshilfesituation zugestimmt.

(Beifall bei der SPD)

Endlich liegen auch Vorschlage der interministeri-
ellen Arbeitsgruppe zu dieser Problematik vor und
die ersten Schritte stimmen optimistisch. Insbeson-
dere der Sicherstellungszuschlag fur Hebammen,
die weniger Geburten betreuen, ist ein wichtiger
Schritt zu einer flachendeckenden Versorgung
auch mit Geburtshilfe. Die zunachst befristete Ver-
langerung eines Haftpflichtangebots verschafft ein
wenig Zeit und Luft fir eine echte Reform. Wir
mussen aber festhalten, dass eine Lésung fir die-
se Frage nur auf Bundesebene gefunden werden
kann, und der Bundesgesundheitsminister ist hier
gefordert, eine dauerhafte tragfahige Lésung vor-
zustellen.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich, auch ob der vorgeriickten Stun-
de und der Ereignisse, die dieser Tage rundherum
stattfinden, zigig zu der eigentlichen Frage kom-
men: Was kdénnen und was sollten wir in Hamburg
tun? Mit unserem Antrag zu einer Datenerhebung
kommen wir einer zentralen Forderung des Ham-
burger Hebammenverbandes nach, mit dem wir im
Ubrigen in regem Austausch stehen. Dort wiirde,
ein Hinweis an DIE LINKE, sich Ubrigens niemand
der Schwarzmalerei aus dem Anderungsantrag der
Fraktion der LINKEN annehmen. Das Interesse
besteht vielmehr an den wesentlichen Fakten. We-
der sehen wir die Stillquote und den Stand von
Zertifizierungen als wesentlichen Gradmesser fir

die Versorgungssituation, noch hilft es uns weiter,
wenn wir Apfel mit Birnen vergleichen. Uns interes-
siert weniger, wo Hebammen leben, uns interes-
siert, wo sie ihre Leistungen erbringen und wo es
eben eine tatsachliche Unterversorgung gibt. Ge-
nau dieser Frage entsprechend ist unser Antrag
gestellt, und dem werden wir nachgehen.

(Beifall bei der SPD)

Unzutreffende Analogien zu raumlichen Disparita-
ten bei der hausarztlichen Versorgung etwa sind
hier fehl am Platz.

Und schlieBlich zur Ausgangssituation: Wir kénnen
festhalten, dass schon heute die groRe Mehrheit
der Hebammen in Ausbildung Gber Hochschulreife
verfigt und damit auch zukiinftigen Herausforde-
rungen gewachsen ist. Das betrifft sowohl Fortbil-
dungen als auch die begrifRenswerte Entwicklung
hin zu einer starkeren Akademisierung in diesem
Zweig, die auch in Hamburg voranschreitet — eine
Entwicklung, die die anstehende Reform des Heb-
ammengesetzes pragen sollte. Hamburg tut gut
daran, sich wie bisher in diesem Sinne zu engagie-
ren. Es sei doch daran erinnert, dass die Hebam-
menausbildung selbst bundespolitisch geregelt
werden muss.

Die in lhrem Anderungsantrag getroffenen Fest-
stellungen sind auch im Hinblick auf die Zahl der
zur Verfigung gestellten Ausbildungsplatze nicht
ganz zutreffend. Der Landesausschuss fiir Kran-
kenhaus- und Investitionsplanung hat im Septem-
ber 2013 30 zusétzlichen Ausbildungsplatzen zu-
gestimmt, die im Marienkrankenhaus, Albertinen-
Krankenhaus, Amalie Sieveking-Krankenhaus und
im UKE angebunden sein werden. Damit wird es
kiinftig 30 weitere Ausbildungsplatze fiir Hebam-
men geben, die auch finanziert werden.

(Beifall bei der SPD)

Das ist ein wichtiger Verhandlungserfolg, der noch
einmal verdeutlicht, dass Hebammenleistungen in
Hamburg eine grof’e Aufmerksamkeit geniefl3en.
Insgesamt sind wir so in Hamburg gut aufgestellt
und wollen dennoch einen weiteren Beitrag dazu
leisten, eine flachendeckende Versorgung mit Heb-
ammenleistungen zu gewahrleisten. Ich denke, es
ware ein gutes Signal, sich diesem Bemiihen an-
zuschlieflen und unserem Antrag zuzustimmen. —
Ich danke fur Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD — Vizeprasidentin Bar-
bara Duden ibernimmt den Vorsitz.)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Stéver von der CDU-Fraktion.

Birgit Stover CDU:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Frau Wowretzko hat schon eine
ganze Menge ausgefihrt, aber ich bin nicht muide,
noch einmal zu wiederholen, dass Hebammen
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einen wirklich wesentlichen und unverzichtbaren
Beitrag fur die medizinische Versorgung von
Schwangeren, Mduttern und Familien leisten. Die
Sicherstellung einer qualitadtsgesicherten Versor-
gung durch Hebammen ist daher von extrem
grolRer Bedeutung und muss deutlich weiter gefor-
dert werden.

(Beifall bei der CDU)

Ich méchte auch noch einmal etwas zu den letzten
Monaten sagen. In den letzten Monaten haben
sich auf Bundesebene die Politik und die Akteure
der Gesundheitswirtschaft mit den rasant steigen-
den Pramien fir die fur die Berufsausiibung not-
wendige Berufshaftpflicht auseinandergesetzt. Die-
se treffen insbesondere Hebammen, die nur eine
geringe Anzahl an Geburten begleiten, zum Bei-
spiel Hebammen im Iandlichen Raum oder in ge-
burtenschwachen Regionen, Hebammen in Teilzeit
oder Hebammen, die Hausgeburten vornehmen.
Diese sind nur schwer in der Lage, die gestiege-
nen Haftpflichtpramien aus der Vergutung fir ihre
Tatigkeit zu kompensieren. In der Konsequenz
besteht die Gefahr, dass immer mehr Hebammen
die freiberufliche Geburtshilfe einstellen und eine
flachendeckende Versorgung der Versicherten der
gesetzlichen Krankenversicherung mit Geburtshilfe
nicht mehr gewahrleistet ist. Um dem entgegenzu-
wirken, muss sichergestellt werden, dass auch
Hebammen mit wenigen Geburten durch ihre Pra-
mie zur Berufshaftpflicht nicht Uberlastet werden.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren! Wir begrifien daher die
auf Bundesebene schnelle gesetzgeberische Inter-
vention. Wir wissen aber auch, dass sich diese
ausdricklich nur auf die Abfederung der berufli-
chen Haftpflichtkosten im Leistungsbereich der Ge-
burtshilfe von Hebammen bezieht. Uber eine L6-
sung galt es aufgrund der Dramatik der Situation
schnell zu verhandeln, und es war fir die Hand-
lungsfahigkeit in der Geburtshilfe immens wichtig.
Aber nicht vergessen werden darf, dass diese Ver-
handlungslésung nur bis zum Sommer 2016 gilt.
Danach liegt nach wie vor kein Versicherungsan-
gebot mehr vor. Es bedarf daher weiterer Anstren-
gungen, um das Grundproblem, namlich die Ursa-
che der rapide steigenden Kosten, nachhaltig zu
beheben. Es muss eine langfristig tragbare Lésung
des Haftpflicht- und Haftungsproblems im Bereich
der Hebammenversorgung erarbeitet werden. Die
Versicherer haben ihr einjahriges Uberbriickungs-
angebot bis 2016 — auch das hat Frau Wowretzko
schon gesagt — ausdricklich unter der Vorausset-
zung gemacht, dass dieses die notwendige Zeit flr
eine strukturelle Lésung schaffen soll.

Meine Damen und Herren! Auch hier méchte ich
ganz kurz erldutern, dass der Anstieg nicht etwa
durch eine erhdhte Fehlerzahl zustande kommt
oder durch vermehrte Klagen von Geschadigten,
denn Fehlerzahl und Klagen sind in den letzten

zehn Jahren nicht derartig gestiegen, dass die
Steigerung in der Haftpflichtpramie erklarbar ware.
Der Anstieg ist durch den Umstand, dass schwer-
behinderte Kinder langer leben, einen hdheren Be-
treuungsbedarf haben und damit héhere Scha-
densersatzanspriiche fallig werden, begriindet. Ziel
muss es daher sein, den Daueranstieg der Haft-
pflichtpramien der letzten Jahre zu begrenzen, in-
dem die Krankenkassen auf Regressanspriiche
verzichten. Dadurch sinkt der Schadensanspruch,
ohne dass eine Familie, die durch einen Behand-
lungsfehler der Hebamme ein behindertes Kind
hat, keine Hilfe bekommt.

Dieses Ganze bezieht sich auf die Bundesebene
mit ihren ganz unterschiedlichen Regionen, denn
man kann Hamburg nicht mit landlichen Bereichen
vergleichen. Wie sieht aber die Situation in Ham-
burg aus und was muss getan werden? Die SPD
legt einen Antrag vor, dass eine Datengrundlage
zu erheben ist. Das finde ich, ehrlich gesagt, ganz
schon dinn. Was ist gemeint? Das habe ich mich
gefragt, und was mir eigentlich bei den Diskussio-
nen in den Ausschusssitzungen fehlt — das hat
Frau Wowretzko zwar heute schon ganz schén ge-
macht —, ist ein klares Bekenntnis zu einer flachen-
deckenden Hebammenversorgung und auch der
Wille, neben der Bundesintervention Verbesserun-
gen fir Hamburg zu erwirken. Es ist namlich etwas
dinn, nur diese Datengrundlage zu erheben.

(Beifall bei der CDU und bei Kersten Artus
DIE LINKE)

Die Datengrundlage — wenn man sich auf ham-
burg.de die Pressemitteilungen am Anfang jeden
Jahres ansieht, zuletzt am 10. Januar dieses Jah-
res — weist alle Geburten in Hamburg aus und gibt
ebenfalls die Verteilung auf die unterschiedlichen
Geburtskliniken und das Geburtshaus an. Die Zahl
der von den Standesamtern ausgewiesenen Ge-
burten abzlglich der Zahlen aus den Kliniken und
dem Geburtshaus misste dann die Anzahl der
Hausgeburten ergeben. Aber das ist offensichtlich
nicht gemeint mit der Datenerhebung. Sie schit-
teln den Kopf, ich weil® es auch, und es ist auch
richtig so, denn sinnvoll ist eine Differenzierung
nicht nur nach dem Ort der Geburt, sondern auch
nach der Art der Hebammenleistung. Hier gibt es
namlich die deutlichen Unterschiede in der Haft-
pflichtpramie in der Abstufung zwischen Belegheb-
ammen, die zwar an eine Klinik gebunden, aber
nicht angestellt sind, freiberuflichen Hebammen mit
vielen oder wenigen Geburten und angestellten
Hebammen. Das ist in der Abstufung bei der Haft-
pflichtpramie ein deutlicher Unterschied. Und das
steht im Antrag nicht konkret, aber es sollte eigent-
lich konkretisiert werden. Wir stimmen aber lhrem
Antrag selbstverstandlich zu.

Auf Hamburg bezogen wage ich ganz kihn die
Prognose, dass es bei der Geburtshilfe aufgrund
der rdumlichen Nahe — Kliniken und ein Geburts-
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haus sind vorhanden, und es gibt wenige, aber
fahrbereite Hebammen, die auch Hausgeburten
anbieten — kaum oder nur wenige Einschrankun-
gen geben wird. Doch waére es falsch, die aufgetre-
tene Problematik nur auf die Geburtshilfe bezogen
zu betrachten, das aber macht lhr Antrag. Ich den-
ke, es sollte auch auf die Vor- und Nachsorgetatig-
keiten von Hebammen bezogen werden, und das
fehlt in lhrem Antrag. In Zeiten von steigenden Fal-
len von Kindeswohlgefahrdung und Uberforderung
von jungen Muttern mit der Situation nach der Ge-
burt kommt der Betreuung von Mutter und Kind
nach der Geburt eine immer gréRer werdende Be-
deutung zu.

(Beifall bei der CDU)

Aber gerade in diesem Bereich lauft auch Ham-
burg in einen Mangel, wenn man bedenkt, dass
sich eine Schwangere bereits in der achten
Schwangerschaftswoche um eine Hebamme be-
muhen misste, die die Wochenbettbetreuung nach
der Geburt GUbernimmt. Zu diesem Zeitpunkt ist ei-
ne Schwangerschaft noch nicht einmal medizinisch
gesichert. In der zwoélften Schwangerschaftswoche
jedoch ist es oftmals bereits sehr schwer bis un-
moglich, eine Betreuung zu verpflichten.

Diesen Aspekt nimmt der Zusatzantrag der LIN-
KEN auf. Auch wenn wir ihn nicht in allen Formu-
lierungen und Appellen teilen, haben wir uns da zu
einer Zustimmung durchgerungen. Frau Wowretz-
ko hat schon gesagt, dass die Ausbildung auf Bun-
desebene zu beschlieRen ist. Es lohnt sich aber
trotzdem, Uber diese Themen zu reden.

Ich wirde mich freuen, wenn wir das an den Aus-
schuss Uberweisen. Ansonsten stimmen wir beiden
Antragen zu. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Kersten Artus
DIE LINKE)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Schmitt von der GRUNEN Fraktion.

Heidrun Schmitt GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Hebammenhilfe ist Starthil-
fe ins Leben, und Hebammen leisten fir Schwan-
gere, fur Eltern und fir Neugeborene einen unver-
zichtbaren, gesundheitlichen Versorgungsbeitrag;
da kann ich meinen Vorrednerinnen nur zustim-
men. Es muss daher sichergestellt sein, dass die
Hebammenversorgung fldchendeckend und wohn-
ortnah angeboten wird.

Tatsachlich ist es aber so, dass eine gesicherte
Datengrundlage in Hamburg und auch bundesweit
nicht existiert, die Uber den Versorgungsgrad durch
Hebammenbhilfe Auskunft gibt. Daher unterstitzen
wir ausdricklich den Vorschlag der SPD-Fraktion,
diese Datenlicke zumindest in Hamburg zu schlie-
Ren.

Ich teile die Anregungen und Anmerkungen von
Frau Stover, dass die Konkretisierung des For-
schungs- und Ermittlungsauftrags genauer hatte
ausfallen kénnen, was die Vor- und Nachsorge be-
trifft. Vielleicht wird das aber auch aufgegriffen und
wir werden dann einen detaillierten Bericht bekom-
men. Eventuell kédnnen wir auch im Ausschuss
noch einmal reden, vielleicht ringen Sie sich dazu
durch.

Wir GRUNEN haben schon im Jahr 2010 im Bun-
destag eine landesweite Erhebung zur Hebam-
menversorgung gefordert. Auch im Marz dieses
Jahres haben wir das wiederholt, leider ohne Er-
folg. Das ist umso bedauerlicher, als diese Infor-
mationen bei der aktuellen Debatte Uber die Stei-
gerungen der Pramien bei der Haftpflichtversiche-
rung dringend gebraucht werden.

Trotz der Entlastungen, die vor wenigen Wochen
zwischen dem Bundesgesundheitsminister und
dem GKV- Spitzenverband fiir die Hebammen ver-
einbart wurden, bleibt das eigentliche Problem bei
der Haftpflicht der Hebammen weiterhin ungelost.
Noch immer ist die Berufsaustbung der freiberufli-
chen Hebammen nicht gesichert, und das bringt
damit die Wahlfreiheit von werdenden Mittern, ihr
Kind in einem Geburtshaus, mit einer Beleghebam-
me in der Klinik oder als Hausgeburt zur Welt zu
bringen, in Gefahr.

Der Anstieg der Pramie bei der Berufshaftpflicht ist
weiterhin ungebremst, und ein endgultiger Aus-
stieg der Versicherungsunternehmen aus diesem
Marktsegment ist weiterhin zu beflirchten. Zwar ist
es im April gelungen, den Gruppenvertrag der Ver-
sicherer mit dem Deutschen Hebammenverband
noch einmal bis 2016 zu verldngern — wir haben
das gehort —, allerdings ist mehr, als dass dadurch
Zeit erkauft werden konnte, nicht erreicht worden.
Das ist natirlich legitim, und natirlich muss Zeit
gewonnen werden, um eine dauerhafte Losung zu
finden.

Erschwerend kommt allerdings hinzu, dass sich ei-
ne dauerhafte Lésung nicht nur auf die Hebammen
beschranken kann, sondern weitere Gesundheits-
berufe umfassen muss, damit die Lésung auch
rechtssicher ist bei weiteren Gesundheitsberufen
mit hohen Haftungsrisiken. Da die Probleme in der
Geburtshilfe allerdings derart drangend sind, sind
wir der Meinung, dass zunachst der Fortbestand
der Versicherung fir Hebammen sichergestellt
werden muss. Das ist mdglich durch einen befriste-
ten Regressverzicht der gesetzlichen Krankenver-
sicherung oder durch einen Haftungsfonds aus
Steuermitteln; beide Losungen werden diskutiert.
Es ist dringend notwendig, hier Abhilfe zu schaf-
fen, um noch einmal Zeit zu gewinnen und eine
dauerhafte Losung fir alle betroffenen Gesund-
heitsberufe zu finden.

Wir glauben, eine gesetzliche Berufshaftpflichtver-
sicherung nach dem Modell der gesetzlichen Un-
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fallversicherung ist der richtige Ansatz. Wir wiirden
uns wiinschen, dass Hamburg diesen Kurs unter-
stiitzt. Die Senatorin hat sich da noch nicht eindeu-
tig gedullert, aber zumindest Offenheit signalisiert.

Ich mochte noch einen Satz zum Zusatzantrag der
LINKEN verlieren. Wir werden uns hier enthalten,
weil wir auch nicht glauben, dass beispielsweise
die Stillquote einen geeigneten Indikator fir die
Messung von Hebammenversorgung darstellt.
Auch die Frage der Ausbildung und einer mégli-
cherweise notwendigen Weiterentwicklung wird
nicht fundiert geklart. Es gibt hier keine ausrei-
chenden und wirklich weiterhelfenden Antworten.
Deswegen werden wir uns hier enthalten. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Schinnenburg von der FDP-Frakti-
on.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau
Wowretzko, ich habe mir aufgeschrieben, dass Sie
gesagt haben, in Hamburg seien wir gut aufge-
stellt. Das muss vielleicht eine Regierungsfraktion
auch so sagen, aber ich darf lhnen mitteilen, wenn
Sie es denn noch nicht wissen, dass es auch in
Hamburg eine Menge Hebammen gibt, die um ihre
Existenz furchten. Sie kdnnen doch nicht ernsthaft
sagen, in Hamburg seien wir gut aufgestellt. Wir
sind in Hamburg nicht gut aufgestellt ebenso wie
bundesweit nicht. Das ist kein Fehler von Ham-
burg, bundesweit firchten Hebammen um ihre
Existenz, und ebenso flrchten Patientinnen, die
diese Hebammen in Anspruch nehmen wollen,
dass sie nicht mehr die Hebamme ihrer Wahl be-
kommen kdnnen. Das ist ein Notstand, der auch in
Hamburg besteht. Es hat keinen Sinn, daran vor-
beizureden.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben es schon im Gesundheitsausschuss be-
sprochen, es gibt mehrere Modelle, die diskutiert
werden. Das ist einmal die Globalpramie durch
Hebammenverbande. Ich sage ganz offen, dass
ich da sehr skeptisch bin, denn das ist eine Haf-
tungsverwasserung. Es muss, gerade wenn es um
Selbststandige geht, jeder Einzelne sein personli-
ches Risiko versichern. Ich halte wenig davon, eine
Globalpramie zu vereinbaren.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Jede Einzel-
ne!)

Interessant hort sich die Pramie pro Geburt an.
Dann wirden namlich diejenigen Hebammen, die
wenige Falle haben, nur entsprechend ihrer Fall-
zahl eine Pramie zahlen mussen. Dazu sagen uns
die Fachleute, diese Pramienhdhe sei schwierig zu
kalkulieren. Den Punkt wirde ich gern noch einmal

diskutiert haben, das wiirde mich personlich an-
sprechen.

Der dritte Vorschlag ist — das habe ich gerade wie-
der von Frau Schmitt gehdrt — eine Begrenzung
des Regresses der GKV (ber Paragraf 116
SGB X. Erst einmal halte ich sowieso nichts davon,
denn warum sollen irgendwelche Menschen auf
Regressrechte verzichten? Und zum anderen
mussten Sie mir dann sehr schnell begrinden,
warum das nur fur Hebammen gelten soll. Warum
soll es dann nicht auch fiir Arzte gelten, die Gebur-
ten durchfihren, oder samtliche medizinischen Be-
rufe? Da wirden Sie sehr schnell rechtliche und
auch verfassungsrechtliche Probleme bekommen.

Der vierte Punkt, ein Haftungsfreistellungsfonds.
Ein Fonds ist wohl mittlerweile das Allheilmittel in
Zeiten der Schuldenbremse. Fir alles Mdgliche
werden Fonds eingerichtet, bei denen nur sehr dif-
fus geregelt ist, wer eigentlich fir was verantwort-
lich ist. Auch da bin ich sehr skeptisch. Auch hier
gilt: Wieso sollte das nur fur Hebammen sein und
nicht auch flr Gynakologen oder andere medizini-
sche Berufe?

(Heike Sudmann DIE LINKE: Zahnarzte!)

Auch dieses ist wenig Uberschaubar, es ware bes-
tenfalls eine Flickschusterei.

Meine Damen und Herren! Die Lésung ist an sich
doch viel einfacher. Die Kosten der Haftpflichtversi-
cherung sind die ganz normalen Kosten, die jeder
Arzt und auch jede Hebamme hat, um seine oder
ihre Praxis zu fihren und beispielsweise als Heb-
amme tatig zu sein, und diese Kosten missen na-
turlich von den Honoraren abgedeckt werden. Die
einzige Frage, die zu entscheiden ist: Man kann
doch nicht ernsthaft verlangen — ich bertreibe mal
ein bisschen —, dass fur eine Hebamme, die einmal
pro Jahr eine Geburt durchfiihrt, das Honorar aus-
reicht, davon noch eine komplette Haftpflichtpra-
mie zu bezahlen. Es muss eine politische Ent-
scheidung getroffen werden, welche Mindestzahl
von Geburten eine Hebamme machen muss, damit
sie von den Honoraren ihre Haftpflichtbeitrage zah-
len kann. Das ist eine politische Entscheidung, die
mit Experten getroffen werden muss, und da kann
man sicher zu verschiedenen Ergebnissen kom-
men. Alles andere ist eine Verwischung und ein
Hinausschieben von Problemen, damit kommen
wir nicht weiter.

Nun kommt der SPD-Antrag, der besagt, wir soll-
ten erst einmal Daten erheben. Mein erster Gedan-
ke war, dass dieser Antrag eigentlich nur dazu
dient, Zeit zu gewinnen. Dann hat man irgendwas
getan und einen Show-Antrag gemacht. Das ware
nicht so schlimm, dann wirden wir ihm vielleicht
sogar zustimmen. In Wirklichkeit ist es aber viel
schlimmer. Sie stellen den Antrag nicht nur, um
Zeit zu gewinnen, sondern Sie belasten die Heb-
ammen sogar noch mit zusatzlicher Arbeit, denn
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die Daten, die Sie haben wollen, miissen erst ein-
mal erhoben werden.

(Sylvia Wowretzko SPD: Das ist deren
Wunsch!)

Ich bitte um Verstandnis, dass wir dem nicht zu-
stimmen konnen.

Der LINKEN-Antrag hat einige interessante Aspek-
te, aber wie auch meine Vorredner schon sagten,
musste man im Ausschuss dazu Uber die einzel-
nen Punkte noch reden. Deshalb beantragen wir
auch eine Uberweisung an den Gesundheitsaus-
schuss, um die Einzelheiten dort zu besprechen.
Wenn Sie es ablehnen, werden wir uns zu dem
Antrag der LINKEN enthalten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Artus von der Fraktion DIE LINKEN.

Kersten Artus DIE LINKE:* Frau Prasidentin, sehr
geehrte Herren und Damen! Dass die Hebammen
unserer dringenden Unterstlitzung bedirfen, darin
sind wir uns einig. Es kann nicht sein, dass die ge-
sundheitliche Dienstleistung in der sensibelsten
Phase der Menschwerdung, Schwangerschaft, Ge-
burt und Wochenbett unter einen derartigen finan-
ziellen Druck gerat, dass ein ganzer Berufsstand
gefahrdet ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Senatorin Prufer-Storcks, im Gegensatz zu
Ihnen bin ich der Auffassung, dass alle Hebammen
davon betroffen sein werden, dass die Versicherer
Hebammen nicht mehr als Kundinnen wollen. Wir
konnen nicht trennen zwischen freiberuflichen und
fest angestellten Hebammen, denn wenn es nicht
mehr moglich ist, als freiberufliche Hebamme zu
arbeiten, wer will sich dann noch als Hebamme
ausbilden lassen?

(Vereinzelter Beifall bei der LINKEN)

Und wie viele andere auch beflirchte ich daher,
dass der Beruf zu unattraktiv werden kénnte und
ausstirbt. Und mit ihm wird die qualifizierte Betreu-
ung vor, wahrend und nach der Geburt verloren
gehen. Das dirfen wir nicht zulassen, verehrte Ab-
geordnete, das muss unter allen Umstanden ver-
hindert werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Bundestagsfraktion DIE LINKE stellte Anfang
Marz eine Anfrage an die Bundesregierung, aus
der hervorgeht, dass die Regierung ziemlich wenig
Uber die Situation der Hebammen weill. Wir wis-
sen das auch schon seit 2010, das ist auf Bundes-
wie auf Landesebene so, und hier wurde es noch
einmal festgestellt. Sie kennt nicht die Zahl der Be-
troffenen und deren Einkommenssituation. Aber
die gesetzliche Wahlfreiheit der Versicherten soll

laut Koalitionsvertrag der Groflen Koalition ge-
wabhrleistet bleiben, ebenso die Hebammenversor-
gung. Wie SPD und CDU im Bund das erbringen
wollen, steht aber nur im Sternenhimmel der
Grol3en Koalition, auf jeden Fall steht es nicht in ih-
rem Koalitionsvertrag. Es ist deshalb wichtig, end-
lich die Datengrundlage zu verbessern. Deswegen
stimmen wir auch dem SPD-Antrag zu.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sehr gut!)

Ich frage mich aber schon, warum die Gesund-
heitssenatorin sich dafir erst von der SPD-Fraktion
auffordern lassen muss. An |hrer Stelle, Frau Se-
natorin, ware ich namlich umgehend in die Pu-
schen gekommen, denn die Sache duldet keinerlei
Aufschub.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Andreas Dres-
sel SPD: Durfen wir nicht auch mal 'nen An-
trag stellen?)

Die auf Bundesebene gefundene Ubergangslé-
sung sichert namlich — das haben meine Vorredne-
rinnen schon erwahnt — nur bis Mitte 2016 die Heb-
ammenleistungen ab. Und die Sache drangt, weil
sich viele junge Frauen und auch Manner fragen,
ob es sich uberhaupt lohnt, eine Hebammenausbil-
dung beziehungsweise Entbindungspflegeausbil-
dung zu beginnen. Manchmal liegt zwar in der Ru-
he die Kraft, aber in diesem Fall wurde von lhnen
wertvolle Zeit verschwendet.

(Beifall bei der LINKEN)

Verehrte Abgeordnete! In Hamburg kann viel mehr
konkret getan werden. Was genau, dazu hatten wir
Ihnen bereits Anfang April Vorschlage unterbreitet.
Leider haben CDU und SPD diese Vorschlage da-
mals weggestimmt und noch nicht einmal an den
Gesundheitsausschuss Uberwiesen. Da unsere
Vorschlage aber nach wie vor richtig und wichtig
sind, legen wir Sie Ihnen heute erneut zur Abstim-
mung vor.

(Beifall bei der LINKEN)

So gibt es Empfehlungen der WHO fiir ein baby-
freundliches Krankenhaus. Leider gibt es aber in
Hamburg nur vier Krankenhauser, die sich so ha-
ben zertifizieren lassen. Wer es aber ernst meint
mit einer optimalen Versorgung von Schwangeren,
Neugeborenen und Wéchnerinnen, sollte sich dar-
um kiimmern, dass alle Krankenhauser, die Gebur-
tenabteilungen enthalten, eine derartige Zertifizie-
rung haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Wowretzko, Sie kénnen davon ausgehen,
dass ich eine der Aktivistinnen der Hebammenpro-
teste bin, das wissen Sie, wir haben uns auch
schon zusammen bei den Demonstrationen getrof-
fen. Auch ich bin in enger Abstimmung mit dem
Hebammenverband, und diesen Antrag und die In-
halte haben wir uns nicht aus den Fingern geso-
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gen. Es liegt durchaus im Interesse der Hebam-
men, dass die Qualitdtsanforderungen hoéher ge-
setzt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Gleiches gilt fur die 2009 erschienene Broschire
"Stillempfehlungen"; ich habe sie Ihnen noch ein-
mal mitgebracht. Es ist eine wunderschoéne Bro-
schire, die Sie auch von hamburg.de herunterla-
den konnen. Ich kann nicht verstehen, warum die-
se sehr gute Broschire nicht mehr nachgedruckt
wird.

Deswegen ist unser Antrag auch keine Schwarz-
malerei, sondern er formuliert genau die Qualitats-
anforderungen, was eigentlich fir eine gute Ver-
sorgung in dieser Phase erforderlich ist. Das starkt
den Hebammenberuf, weil sich dann die Frauen
auch daflir entscheiden, eine Hebamme anzufor-
dern, und die Notwendigkeit noch einmal deutlich
machen. Es besteht Handlungsbedarf in Bezug auf
die Qualitatsanforderungen in der Versorgung, und
es reicht nicht, nur auf die Bundesebene zu schie-
len und hier Daten einzusammeln.

AuRerdem sollte der Senat dringend AnstéRe ge-
ben, ob und wie die Ausbildungsplatzangebote fiir
Hebammen und die Entbindungspflege erhéht wer-
den koénnen. Ich freue mich, dass es jetzt schon ei-
ne Anhebung gegeben hat, aber wenn die Signale
nicht gegeben werden, dass dieser Beruf eine Zu-
kunft hat, wer soll sich dann noch ausbilden las-
sen, wer wird das machen? Schon jetzt wissen wir,
dass es einen durchschnittlichen Stundensatz von
nur 7,50 Euro fir Hebammen gibt. Das ist in einer
eigenen Erhebung vor einigen Jahren vom Hebam-
menverband bereits einmal festgestellt worden. Es
ist nicht so, dass man diesen Beruf austbt, well
man gut Geld verdienen kann, aber er muss schon
auch die Existenzgrundlage sichern.

(Beifall bei der LINKEN)

DIE LINKE fordert Sie auf, verehrte Abgeordnete
aller Fraktionen, unserem Antrag heute zuzustim-
men. Ich habe mich Uber die Signale gefreut, un-
seren Antrag wenigstens an den Gesundheitsaus-
schuss zu Uberweisen; da kénnen wir ihn gern de-
tailliert diskutieren. Ich bitte auch die SPD-Fraktion,
einer Uberweisung zuzustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr, dann kénnen wir
zur Abstimmung kommen.

Wer zunachst einer Uberweisung der Drucksache
20/12128 an den Gesundheitsausschuss zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Und ich lasse in der Sache abstimmen. Wir begin-
nen mit dem Antrag der LINKEN aus der Drucksa-
che 20/12128.

Wer diesen annehmen méchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Weiter zum Antrag der SPD-Fraktion aus der
Drucksache 20/12014.

Wer diesem seine Zustimmung geben mdchte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist mit Mehrheit ange-
nommen.

Punkt 25, Drucksache 20/11910, Antrag der CDU-
Fraktion: Mehr bezahlbaren Wohnraum fiir Ham-
burg — Offentliche Férderung im Wohnungsbau an-
passen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Mehr bezahlbaren Wohnraum fiir Hamburg -
Offentliche Férderungen im Wohnungsbau an-
passen

— Drs 20/11910 -]

Die Fraktionen der CDU und FDP mochten diese
Drucksache an den Stadtentwicklungsausschuss
Uberweisen. Wer wiinscht das Wort? — Herr Roock
von der CDU-Fraktion.

Hans-Detlef Roock CDU:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ich hatte der SPD angeboten, wenn sie den
Antrag an den Stadtentwicklungsausschuss uber-
weisen wirde, auf die Debatte zu verzichten.

(Arno Mdnster SPD: Wir nehmen immer das
kleinere Ubel!)

Insofern miissen Sie jetzt zu fortgeschrittener Zeit
auch mit der Langfassung meines Beitrags rech-
nen. Aber ich habe eben Uberlegt, dass ich nicht
alle Kolleginnen und Kollegen in diesem Hause
darunter leiden lassen kann, wenn die SPD so stur
ist.

(Beifall bei der CDU, der SPD und bei Finn-
Ole Ritter FDP)

Deswegen habe ich mich fir eine Kurzfassung ent-
schieden.

Aktuell vorliegende Zahlen Uber die Zusammenset-
zung der zuletzt in der Aktuellen Stunde abgefeier-
ten 6400 fertiggestellten Wohnungen geben An-
lass, ein wenig Wasser in den Wein zu giel3en. Es
wurde deutlich, dass in den vergangenen drei Jah-
ren kein einziges Mal die Zielzahl von 2000 neuen
Sozialwohnungen erreicht wurde. 2012 und 2013
lagen die Fertigstellungszahlen mit 505 und
654 Wohneinheiten weit darunter. Das ist naturlich
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eindeutig zu wenig. Und der 2. Férderweg hat
2013 schlicht und ergreifend iberhaupt nicht statt-
gefunden. In 2012 wurde lediglich eine einzige
Wohnung im 2. Forderweg erstellt, ein weiteres In-
diz fir mangelnde Attraktivitdt und falsche Rah-
menbedingungen.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Im 1. Férderweg!)

Wenn ich mir in diesem Zusammenhang die Fertig-
stellungszahlen beim sozialen Wohnungsbau 2011
anschaue — es waren es in diesem Jahr immerhin
1221 Wohneinheiten —, dann miussten diese laut
Begriindung der Senatorin in meiner SKA vom
Vorgangersenat auf den Weg gebracht worden
sein. Fakt ist, dass es doppelt so viele Wohnungen
waren wie 2012 und 2013, aber das nur am Rande
und als Hinweis darauf, die Diskussion in diesem
Punkt ehrlich zu flhren.

Dazu passt auch die Aussage in der heutigen Aus-
gabe der "ZEIT Hamburg" — ich zitiere —:

"Der Senat riihmt sich fast jede Woche sei-
ner Wohnungsbaupolitik. Das sollte er mal
besser bleiben lassen."

— Zitatende.

Festzustellen ist, dass die Fertigstellungszahlen
am Bedarf vorbeigehen und der Senat mit den
bestehenden Foérderrichtlinien einer Fehlentwick-
lung entgegensteuert. Ich habe mehrfach darauf
hingewiesen, Herr Kienscherf, dass diese Gefahr
besteht, und Verbesserungen eingefordert. Des-
halb heute unser Antrag,

(Dirk Kienscherf SPD: Das sind ja keine Ver-
besserungen!)

die Fordermafinahmen und Bedingungen im Woh-
nungsbau den aktuellen Entwicklungen anzupas-
sen. Die vorliegenden Zahlen belegen, dass dies
dringend erforderlich ist, um den Wohnungsbau
zielgerichteter und vor allen Dingen bedarfsgerech-
ter zu forcieren.

Dazu gehéren aus meiner Sicht Anpassung der
Forderrichtlinien an die gestiegenen und immer
noch steigenden Baukosten, Attraktivitatssteige-
rungen fur den 2. Férderweg, Einflhrung eines
3. Forderwegs, Flexibilisierung der stringenten Vor-
gabe des Baus von einem Drittel Sozialwohnungen
und beschleunigte Ausweisung von Wohnbaufla-
chen.

Fazit — ich komme zum Schluss:
(Heike Sudmann DIE LINKE: So schnell!)

Eine Mietpreisdampfung kann nur durch die Bereit-
stellung von preisginstigem Wohnraum erreicht
werden. Davon sind wir zurzeit weit entfernt. Wir
als CDU-Fraktion kénnen den Senat nur auffor-
dern, die von uns aufgezeigten MalRnahmen umzu-
setzen. — Danke schon.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Karin Timmermann von der SPD-
Fraktion.

Karin Timmermann SPD: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ich will auch
nicht alle Zahlen aufzahlen, sondern es kurz ma-
chen. Ich mochte darauf eingehen, dass wir im
Frihjahr vergangenen Jahres schon einmal die
Forderung der CDU vorliegen hatten,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ja, so ist es!)

einen 2. Forderweg attraktiver zu gestalten. Unse-
re Meinung dazu hat sich nicht geandert. Den
2. Forderweg gibt es seit 2011, und die Woh-
nungswirtschaft hat eine Anlaufzeit bendtigt, um
diesen 2. Férderweg in ihre Planungen einzubezie-
hen. Erste Erfolge zeichnen sich ab.

Ich will das mal etwas korrigieren, was Sie gerade
dargestellt haben. 2011 waren es 25 Wohnungen,
2012 25 Wohnungen, das ist nicht viel, 2013 wa-
ren es dann 166. Also man sieht, dass der 2. For-
derweg angenommen wird, aber noch nicht in dem
MaRe, wie man sich das winschen mochte. Wir
sehen keinen Bedarf, dort etwas zu verandern,
auch keinen Bedarf, noch einen weiteren 3. For-
derweg anzubieten und schon gar nicht, wenn dies
womdglich zulasten des 1. Férderwegs geht. Das
schwebt lhnen anscheinend vor, da Sie nicht for-
mulieren, wie denn dieser 3. Férderweg finanziert
werden soll.

Im Ubrigen sind 56 Prozent der Hamburger Haus-
halte forderberechtigt fir den 2. Forderweg. Seien
Sie doch ehrlich, Sie wollen keine Forderung fur
Mittel- und Geringverdiener, sondern Sie wollen
die oberen 44 Prozent fordern, und das machen
wir nicht mit.

(Beifall bei der SPD)

Fir uns haben selbstverstandlich der 1. Férderweg
und der Bau von Sozialwohnungen weiterhin erste
Prioritat.

(Beifall bei Tim Golke und Heike Sudmann,
beide DIE LINKE)

Da bestehen die grofiten Bedarfe.
(Zurufe aus dem Plenum)

— Ich war noch gar nicht ganz zu Ende. Ich denke,
meine Fraktion sieht es genauso, dass der 1. For-
derweg unsere erste Prioritat ist, und daran arbei-
ten wir auch.

(Beifall bei der SPD)

Wir befinden uns hier auf einem sehr guten Weg,
den wir die nachsten Jahre kontinuierlich fortset-
zen werden. Ich mochte zwei Zahlen nennen, weil
Sie das angezweifelt haben. Der Subventionsbar-
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wert lag 2010 bei 68,9 Millionen Euro, 2014 lag
dieser Wert bei 108 Millionen Euro. Es hat also fast
eine Verdoppelung der Forderung stattgefunden.

Leider hat der geférderte Wohnungsbau langere
Vorlaufzeiten in der Umsetzung als der frei finan-
zierte Wohnungsbau. Trotzdem ist festzustellen,
dass die Fordermittel seit 2011 jedes Jahr in Gan-
ze abgerufen worden sind.

Ich méchte kurz auf die Pressemeldung der Frakti-
on DIE LINKE eingehen, die schon etwas Erstau-
nen hervorruft. Anscheinend kennen Sie nicht die
zeitlichen Ablaufe, die zwischen der Baugenehmi-
gung und der Fertigstellung von Wohnungen be-
stehen, sonst hatten Sie sich nicht in dieser Art
und Weise in der Presse gedulert.

Im Jahr 2013 ist mit dem Bau der 1000. Sozialwoh-
nung von SAGA GWG begonnen worden. Von da-
her ist mit der Fertigstellung natirlich frihestens
erst Ende dieses Jahres, vielleicht Anfang nachs-
ten Jahres zu rechnen. Somit kann die Anzahl
dieser Wohnungen naturlich in der Statistik der fer-
tiggestellten Wohnungen erst zu einem spateren
Zeitpunkt erscheinen.

Frau Sudmann, Sie fordern noch mehr Bau von
Sozialwohnungen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das wollen Sie
doch auch, haben Sie gesagt!)

Das fordere ich auch. Aber wir gehen konkret vor
und geben Mallnahmen an, wie das umgesetzt
werden soll. Bei Ihnen verstehe ich nicht, dass Sie
sich zuletzt am Freitag im Stadtentwicklungsaus-
schuss gegen Anderungen des Flachennutzungs-
plans ausgesprochen haben, der dezidiert den Bau
von Sozialwohnungen beinhaltet.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Und Denkmal-
schutz auch!)

Sie mussen sich schon die Frage gefallen lassen,
wie ernsthaft lhre Forderungen tatsachlich sind.
Manchmal muss man sich auch der Sache wegen
um den sozialen Wohnungsbau kiimmern und sich
nicht immer gerade so auftern, wie es einem in
den Kram passt.

(Beifall bei der SPD)

Noch eine kurze Anmerkung zum CDU-Antrag zu
Punkt 1. Hier steht, den gestiegenen Baukosten
sei mit einer Subventionserhéhung und einem In-
flationsausgleich zum 1. Januar 2014 Rechnung
getragen worden. Die Zahlen habe ich eben ge-
nannt.

Zu Punkt 2 und 3 Ihres Antrags haben wir uns ge-
aullert. Punkt 4, eine Flexibilisierung der 30-Pro-
zent-Regelung, ist bereits gangige Praxis. Die Be-
zirke entscheiden selbst, je nach Bauvorhaben,
welche Quote gefordert wird, Hauptsache, im Mittel
werden die 30 Prozent erreicht. Dieses ist Be-
standteil der Vereinbarung des Vertrags fir Ham-

burg, der zwischen der BSU und den Bezirksam-
tern geschlossen worden ist, und darlber ist auch
diverse Male im Stadtentwicklungsausschuss be-
richtet worden.

Meine Damen und Herren! Jede fertiggestellte
Wohnung, ob Miet- oder Eigentumswohnung und
ungeachtet des Foérderwegs, flihrt zu einer Ent-
spannung auf dem Wohnungsmarkt. 6407 fertigge-
stellte Wohnungen in 2013 sind ein grofRer Erfolg.
Ich weil}, dass Sie das anders sehen, Frau Sud-
mann. Das kann man nur in Kooperation mit der
Wohnungswirtschaft schaffen, nur gemeinsam
kann man solche Zahlen erzielen. Von daher sehe
ich diese 6407 fertiggestellten Wohnungen als
einen Erfolg fir die Wohnungswirtschaft und fir
den Senat, und sicherlich werden wir fir 2014 Uber
vergleichbare Zahlen sprechen.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe schon darauf hingewiesen, dass wir den
Antrag der CDU ablehnen werden. — Schdnen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Duge von der GRUNEN Fraktion.

Olaf Duge GRUNE:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Man kommt nicht drum herum,
da beifl3t die Maus keinen Faden ab, dass die Zahl
von 2000 Wohnungen, die von Senat und SPD im
sozial geforderten Wohnungsbau angestrebt wur-
de, einfach nicht erreicht worden ist.

(Karin Timmermann SPD: Das ist doch nicht
wahr!)

Es sind 650 Wohnungen, das sind 10 Prozent der
Wohnungen statt einem Drittel, also 33 Prozent.
Darauf durfen und missen wir den Finger legen,
weil nattrlich gerade diese Wohnungen von grof3er
Relevanz sind, auch zur Beruhigung des Woh-
nungsmarkts.

Insgesamt offenbart sich tbrigens nicht nur im ge-
forderten Wohnungsbau, sondern Uberhaupt im
Wohnungsbau fir Gruppen, die einen erschwerten
Zugang zum Wohnungsmarkt haben, ein Defizit in
der Wohnungspolitik der SPD. Wir sehen seit Lan-
gem, dass es nicht vorangeht mit der Bereitstel-
lung von Wohnungen fir Auszubildende. Stattdes-
sen werden Erhebungen gemacht, wie grofl3 die
Bedarfe sind, obwohl bekannt ist, dass sie erheb-
lich sind. Es geht nicht richtig voran. Wir haben
ganz groRRe Defizite in der Versorgung von Woh-
nungsnotfallen, die sich immer mehr aufsummie-
ren. Die Wartezeiten werden immer langer. Auf der
Stadtwerkstatt wurde Frau Senatorin Blankau das
sehr deutlich vorgefihrt am Beispiel einer mehr-
kopfigen Familie, die seit Jahren Wohnraum sucht,
um aus der stationaren Unterbringung herauszu-
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kommen, und das ist nur die Spitze des Eisbergs.
Wir kommen hier nach wie vor nicht weiter. Ich
glaube, es ist dringend notwendig, dass mehr
Druck gemacht wird, in diesem Bereich mehr
Wohnraum zur Verfigung zu stellen. Was ist aber
stattdessen passiert? Ein erheblicher Teil der fer-
tiggestellten Wohnungen, gut ein Drittel, sind Ei-
gentumswohnungen, die flr die kleineren und mitt-
leren Einkommen eben nicht erschwinglich sind.
Und wenn wir uns den Neuwohnungsbau anschau-
en — also entweder Wohnungen, die zusatzlich ge-
baut worden sind oder der Ersatz von Altwohnun-
gen —, dann werden diese Wohnungen selbst bei
einem relativ einfachen Standard mit 11 bis
12 Euro Kaltmiete pro Quadratmeter angeboten.
Und das ist fir untere oder auch fiir mittlere Ein-
kommen nicht erschwinglich. Deswegen kann man
von einer Entspannung des Wohnungsmarkts in
den unteren und mittleren Segmenten nicht spre-
chen.

Ich mochte etwas zum Antrag der CDU sagen, der
dieses Thema aufgreift, aber einige Punkte enthalt,
die doch etwas bedenklich sind. Wir halten einen
3. Forderweg im Augenblick nicht fiir den richtigen
Schritt, zumal der 1. und der 2. Férderweg, wie
Frau Timmermann mit den Zahlen zum 2. Férder-
weg noch einmal deutlich gemacht hat — es ist er-
schreckend gering, was dort zustande gekommen
ist —, nicht am Laufen sind. Deshalb sollten wir jetzt
nicht mit einem 3. Férderweg anfangen. Was die
Flexibilisierung angeht, bin ich mir nicht so sicher,
ob das, was Frau Timmermann eben beschrieben
hat, auch das ist, was die CDU damit eigentlich
meint; das kdnnte auch etwas anderes sein. Der
1. Férderweg ist vorrangig und zusatzlich muss der
2. Forderweg auf jeden Fall weiter aktiviert werden.

Im Ubrigen haben wir ein weiteres Problem: Zu-
nehmend fallen Wohnungen aus der Bindung her-
aus. Das mussen wir weiter im Auge behalten. Der
Senat hat offenbar immer noch nicht zur Kenntnis
genommen, dass die Bindungszeiten viel langer
sein kdnnten als 15 Jahre, und auch nicht meine
Frage, warum Berlin kann, was Hamburg nicht
kann. In Berlin gibt es Bindungszeiten von 20 Jah-
ren mit zehn Jahren Nachférderungsfrist. Das kann
man nachlesen in den Verwaltungsvorschriften fir
die soziale Wohnraumférderung des Miet- und Ge-
nossenschaftswohnungsbaus in Berlin von 2014 —
ich zitiere einmal daraus —:

"Der Bindungszeitraum fiir die o6ffentlichen
Mietpreis- und Belegungsbindungen betragt
20 Jahre [...]."

Das war Punkt 5 a).
Unter Punkt 5 bd) steht:

"Fir Bestandsmietverhaltnisse im 20. Jahr
nach mittlerer Bezugsfertigkeit gilt hinsicht-
lich der offentlichen Mietpreisbindung eine
Nachwirkungsfrist von zehn Jahren."

Und unter Punkt 18 findet man:

"Diese Verwaltungsvorschriften treten mit
Wirkung vom 1. Januar 2014 in Kraft."

Das ist alles auch im Internet nachlesbar. Meine
Frage bleibt: Warum kann Berlin, was Hamburg
nicht kann? Auch Hamburg sollte weiter Vorsorge
treiben, wir sollten die Bindungsfristen verlangern.
Das ist Vorsorge in der Wohnungspolitik, aber of-
fenbar bei der SPD immer noch nicht angekom-
men.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Duwe von der FDP-Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ich mache es
noch kurzer als Herr Roock, versprochen. Ihr Peti-
tum hat sechs Punkte, finf Punkten werden wir zu-
stimmen. Bei einem werden wir uns enthalten, das
ist der Punkt zum 3. Foérderweg, weil nicht klar ist,
wie das finanziert werden soll. Bevor wir einer Sa-
che zustimmen, moéchten wir ganz gern wissen,
woher das Geld dafiir kommen soll.

Es ist selbstverstandlich, dass die steigenden Bau-
kosten auch bei den Férdermalinahmen bertck-
sichtigt werden missen, wie es gefordert wird, und
dass man versucht, den 2. Fdrderweg attraktiver
zu machen, ist eigentlich auch klar, sogar zu dieser
Uhrzeit noch. Dass der Drittelmix flexibler gestaltet
werden sollte, weil eben nicht alles immer gleich
ist, ist natlrlich schwierig bei Sozialdemokraten,
die immer alles gleich haben wollen; das verstehe
ich auch.

(Karin Timmermann SPD: Das wird doch ge-
macht in den Bezirken!)

— Was alles im Bezirk gemacht wird, weil} ich sel-
ber.

(Karin Timmermann SPD: Warum sagen Sie
das dann?)

Trotzdem ist der Schwerpunkt bei der SPD ein
Drittel, und wenn ich mir anschaue, was passiert,
dann ist es teilweise auch mehr als ein Drittel. Das
fuhrt dazu — Herr Duge hat es eben gesagt —, dass
der Rest quersubventioniert wird durch Eigentums-
wohnungen und diejenigen, die vom Einkommen
her dazwischen liegen, eine lange Nase machen.
Das ist ein grolRer Fehler, der in der Wohnungs-
baupolitik in Hamburg gemacht wird. Punkt 6 ist
der Bericht. Es ist immer gut, wenn der Senat auch
wahrend der Sommerpause Arbeit hat.

Ansonsten winsche ich lhnen einen guten Abend.
Machen Sie es gut. Ich freue mich darauf, dass wir
uns demnachst wiedersehen. Solche einfachen
Antrage kann man nur so einfach beantworten. —
Vielen Dank.
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(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Sudmann von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ich wiinsche dann
erst einmal einen schonen guten Abend, bevor
Herr Duwe sich verabschiedet.

Ich finde, die CDU ist konsequent. Die CDU ist
konsequent im Ignorieren, wie es in Hamburg auf
dem Wohnungsmarkt wirklich aussieht.

(Hansjérg Schmidt SPD: Deswegen sind die
auch abgewahlt worden!)

— Das stimmt.

Sie ignorieren konsequent, dass die Zahl der ech-
ten Sozialwohnungen im 1. Foérderweg rapide
sinkt. Sie ignorieren konsequent, dass die Anzahl
der Wohnungen unter 6 Euro den Quadratmeter
rapide sinkt. Das sind genau die Wohnungen, die
Menschen mit wenig Einkommen brauchen. Sie
ignorieren konsequent, was im letzten Jahr pas-
siert ist. Frau Timmermann hat meine Pressemitte-
lung nicht vollstandig zitiert. Im letzten Jahr sind
6407 Wohnungen neu gebaut worden. Wie viele
waren es im 1. Férderweg, Herr Roock? Das wis-
sen wir nicht. Wir wissen, dass insgesamt nur
659 Wohnungen o6ffentlich geférdert wurden, noch
nicht einmal 10 Prozent von den 6000.

(Hans-Detlef Roock CDU: Sie sollten mal
zuhdren, wenn ich was sage, dann begrei-
fen Sie es auch!)

Und was Sie vollig ignorieren: 35 Prozent der Woh-
nungen, die letztes Jahr fertiggestellt wurden, sind
Eigentumswohnungen. Das heif’t, da wird genau
die Klientel bedient, fir die Sie auf einmal noch
einen neuen Férderweg machen wollen. Das brau-
chen wir nicht und das wird DIE LINKE ablehnen.
Sie hat es schon letztes Jahr abgelehnt, wir wer-
den es weiterhin ablehnen.

(Beifall bei der LINKEN — Hans-Detlef Roock
CDU: Sie halten die falsche Rede!)

Was Sie beantragen, ist aus unserer Sicht ein
Schonwetterantrag. Das kénnen Sie diskutieren,
wenn alle in Hamburg ausreichend mit Wohnungen
versorgt sind. Dann kénnen Sie darliiber nachden-
ken, ob man vielleicht noch einen 3. Férderweg
macht. Im Moment sieht es aber ganz anders aus.

Noch ein Beispiel fur das, was Sie ignorieren: Auch
Menschen, die mehr Einkommen haben und nicht
unter die Forderung fallen, kénnen in Sozialwoh-
nungen einziehen. Jede flnfte Sozialwohnung ist
freigestellt von der Bindung. Das heif3t, knapp
20 000 Sozialwohnungen kénnen von Menschen
mit héherem Einkommen bezogen werden.

(Olaf Ohlsen CDU: Tatsachlich?)

— Tatsachlich, Olaf Ohlsen.

So viele Wohnungen wollen Sie gar nicht bauen.
Einmal Anfragen und Antrége lesen, dann bekom-
men Sie das mit. Also auch da gehen Sie véllig an
den Bedarfen vorbei.

Wenn ich mir lhren Antrag anschaue — zu den For-
derwegen habe ich schon etwas gesagt —, dann
finde ich einen Punkt besonders erstaunlich. Sie
haben sich als CDU noch vor ein paar Wochen so-
wohl in der Birgerschaft als auch in Wilhelmsburg
beim Beteiligungsforum hingestellt und gesagt,
dass Sie mehr Beteiligung wollen.

(André Trepoll CDU: Konsequent!)

Sie haben mit keinem Wort gesagt, dass Sie aber
weniger Beteiligung bei den Bebauungsplanverfah-
ren haben wollen, und genau das beantragen Sie
unter Punkt 5. Das geht Uberhaupt nicht, das ist
gespaltene CDU-Zunge. So kénnen Sie weder uns
noch die Leute drauf3en auf den Arm nehmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Da kann ich Herrn Schmidt zitieren, der gerade
eben sagte, deswegen seien Sie abgewahlt wor-
den. Da hat er wahrscheinlich recht.

Vielen Dank, Frau Timmermann, dass Sie meine
Pressemitteilung lesen und sie hier auch noch ein-
mal erwahnen; das ist sehr schon. Sie haben ge-
sagt, Hauptsache, es werde gebaut, das nahme
den Druck vom Wohnungsmarkt. Sie haben vollig
ignoriert, dass, wenn Sie frei finanzierte Wohnun-
gen bauen, die teuer vermietet werden, diese den
Mietenspiegel alle zwei Jahre erhéhen.

(Zuruf von Karin Timmermann SPD)

Das heil’t, der Druck auf dem Wohnungsmarkt
wird wesentlich héher, weil sich noch weniger Leu-
te die Wohnungen leisten kdnnen. Insofern ist |hre
Theorie vollig falsch; das hilft keiner Mieterin und
keinem Mieter.

(Beifall bei der LINKEN)

Deswegen setzt DIE LINKE sich weiterhin dafir
ein, den preiswerten Wohnraum auch zu erhalten.
Uber die SAGA GWG hat der Senat doch Einfluss.
Frau Blankau, Sie kénnten preiswerten Wohnraum
erhalten und Bindungen verlangern, aber das ma-
chen Sie nicht.

Jetzt haben Sie eben versucht, DIE LINKE in ein
schlechtes Licht zu stellen

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das macht DIE
LINKE schon immer selbst!)

und uns im Zusammenhang mit dem Flachennut-
zungsplanverfahren "Hafentor" zu diskreditieren.
Im Wallring, an dieser prominentesten Stelle Ham-
burgs, wollen Sie Wohnungen bauen.

(Dirk Kienscherf SPD: Ach, der Denkmal-
schutz!)



6726 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 89. Sitzung am 18. Juni 2014

(Heike Sudmann)

Sie haben nicht erwahnt, dass der Denkmalrat das
abgelehnt hat. Sie haben auch nicht erwahnt, dass
nicht klar ist, wie lange diese sogenannten Sozial-
wohnungen, die Uberwiegend aus Studierenden-
wohnungen bestehen sollen, gesichert sind. All
das haben Sie nicht erwahnt. Sie stellen sich hin
und sagen, klasse, wir machen was. Was Sie da in
der Neustadt zerstoren, ist eine historische Struk-
tur,

(Dirk Kienscherf SPD: Blodsinn!)
und das macht DIE LINKE nicht mit.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr, dann kénnen wir
zur Abstimmung kommen.

Wer nun die Drucksache 20/11910 an den Stadt-
entwicklungsausschuss Uberweisen mdchte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Ich lasse dann Uber den CDU-Antrag aus der
Drucksache 20/11910 in der Sache abstimmen.
Hierzu moéchte die die GRUNE Fraktion die Zif-
fern 3 und 4 separat abstimmen lassen.

Wer sodann die Ziffern 1, 2 sowie 5 und 6 aus der
Drucksache 20/11910 annehmen méchte, den bit-
te ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wer nun Ziffer 3 seine Zustimmung geben méchte,
den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das ist mit Mehrheit ab-
gelehnt.

Wer schlie3lich noch Ziffer 4 folgen mochte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Auch Ziffer 4 ist mit Mehr-
heit abgelehnt.

Wir kommen zum Punkt 2, den Drucksachen 20/
11946 und 20/11947, Berichte des Eingabenaus-
schusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/11946 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/11947 -]

Ich beginne mit dem Bericht 20/11946.

Wer sich der Empfehlung anschliellen mdéchte, die
der Eingabenausschuss zur der Eingabe 211/14
abgegeben hat, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Die

Beteiligung kénnte besser sein, aber es ist mit
Mehrheit angenommen.

Wer den Empfehlungen zu den Eingaben 263/14
und 267/14 folgen mdchte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das ist mit Mehrheit angenommen.

Wer sich dann den Empfehlungen zu den Einga-
ben 224/14, 237/14, 249/14 und 250/14 anschliel3t,
den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das ist mit Mehrheit an-
genommen.

Wer dartiber hinaus den Empfehlungen zu den b-
rigen Eingaben folgen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mit Mehrheit angenommen.

Wir kommen nun zum Bericht 20/11947. Hier zu-
nachst zu Ziffer 1. Hierin sind nur einstimmige
Empfehlungen enthalten.

Wer sich diesen anschlieRen mdchte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist einstimmig angenommen
worden, aber viele nehmen von ihrem Recht, den
Arm zu heben, nicht Gebrauch.

Von den Ziffern 2 bis 4 hat die Burgerschaft Kennt-
nis genommen.

Die in der Geschéaftsordnung fir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft die unter A
aufgefihrten Drucksachen zur Kenntnis genom-
men hat.

Wer den Uberweisungsbegehren unter B zustimmit,
den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das ist einstimmig ange-
nommen.

Wer sich den Ausschussempfehlungen unter C an-
schlielt, den bitte ich um das Handzeichen. — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist wiederum
auch einstimmig angenommen.

Punkt 4, Drucksache 20/11527, Grolte Anfrage der
GRUNEN Fraktion: IT-Fachverfahren im Bereich
der Polizei.

[GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion:
IT-Fachverfahren im Bereich der Polizei
— Drs 20/11527 -]

*Sammellbersicht siehe Seite 6729 f


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=11946&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=11947&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=11527&dokart=drucksache
HerrnUrs
Schreibmaschinentext
**Sammelübersicht siehe Seite 6729 f
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Diese Drucksache mdchte die Fraktion der GRU-
NEN an den Innenausschuss Uberweisen.

Wer sich diesem Uberweisungsbegehren anschlie-
Ren mochte, den bitte ich um das Handzeichen. —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das Uberwei-
sungsbegehren ist abgelehnt.

Dann frage ich, ob Besprechung beantragt wird. —
Wird das unterstitzt? — Dann ist nach Artikel 25
Absatz 2 die Besprechung fir die nachste Sitzung
vorgesehen.

Punkt 15, Drucksache 20/11977, Unterrichtung
durch die Prasidentin: Burgerschaftliches Ersuchen
vom 24. April 2013 "Wer soll das Udo-Lindenberg-
Museum in der Speicherstadt bezahlen?"

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Birgerschaftliches Ersuchen vom 24. April
2013

"Wer soll das Udo-Lindenberg-Museum in der
Speicherstadt bezahlen?" — Drs. 20/7427 und
20/5254

— Drs 20/11977 -]

Die CDU-Fraktion mochte diese Drucksache an
den Kulturausschuss Uberweisen.

Wer diesem Uberweisungsbegehren zustimmen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen. — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft von der
Drucksache 20/11977 Kenntnis genommen hat.

Punkt 16, Drucksache 20/12026, Unterrichtung
durch die Prasidentin: Blrgerschaftliches Ersuchen
vom 27. November 2013: "EU-Datenschutzverord-
nung muss halten, was sie verspricht!"

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 27. Novem-
ber 2013:

"EU-Datenschutzverordnung muss halten, was
sie verspricht!" — Drs. 20/9877

— Drs 20/12026 -]

(Zurufe aus dem Plenum)

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft von der
Drucksache 20/12026 Kenntnis genommen hat.

Punkt 23, Drucksache 20/11907, Antrag der
CDU-Fraktion: Qualitatssicherung des Sprachun-
terrichts in Tarkisch.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Qualitatssicherung des Sprachunterrichts in
Tiirkisch

— Drs 20/11907 -]

Die Fraktionen der SPD und der CDU modchten
diese Drucksache an den Schulausschuss Uber-
weisen.

Wer diesem Uberweisungsbegehren folgen moch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist mit groRer
Mehrheit angenommen und somit Gberwiesen.

Punkt 30, Drucksache 20/12032, Antrag der GRU-
NEN Fraktion: Echtes Wohnortprinzip fir weiter-
fuhrende Schulen in Randlage zur Landesgrenze
sicherstellen!

[Antrag der GRUNEN Fraktion:

Echtes Wohnortprinzip fiir weiterfiihrende
Schulen in Randlage zur Landesgrenze sicher-
stellen!

— Drs 20/12032 —]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 20/12158 ein
Antrag der CDU-Fraktion vor.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Besondere Aufnahmeverfahren wieder ermogli-
chen

— Drs 20/12158 —]

Die _Drucksache 20/12032 mochte die Fraktion der
GRUNEN an den Schulausschuss Uberweisen.

Wer zunéchst diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen mdchte, den bitte ich um das Handzeichen. —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Ich lasse nun (ber die Antrage in der Sache ab-
stimmen. Wir beginnen mit dem Antrag der GRU-
NEN aus der Drucksache 20/12032.

Wer sich diesem anschliefen mochte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das in der Sache abgelehnt.

Schliel3lich zum Antrag der CDU-Fraktion aus der
Drucksache 20/12158.

Wer diesen annehmen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zum Punkt 35, Drucksache 20/12037,
Antrag der FDP-Fraktion: Hamburg muss Wissen-
schaftsmetropole werden.

[Antrag der FDP-Fraktion:


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=11977&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12026&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=11907&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12032&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12158&dokart=drucksache
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(Vizeprasidentin Barbara Duden)

Hamburg muss Wissenschaftsmetropole wer-
den
— Drs 20/12037 -]

Diese Drucksache mochte die FDP-Fraktion an
den Wissenschaftsausschuss Uberweisen.

Wer diesem Uberweisungsbegehren folgen moch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das Uber-
weisungsbegehren abgelehnt.

Ich lasse Uber den FDP-Antrag aus der Drucksa-
che 20/12037 in der Sache abstimmen.

Wer sich diesem anschliefen mochte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist der Antrag mit Mehrheit ab-
gelehnt.

Wir sind am Ende der heutigen Tagesordnung. Sie
haben noch zehn Minuten bis zum FuRballspiel.

Ende: 20.50 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrage wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Robert Heinemann und Dr. Melanie Leonhard


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=12037&dokart=drucksache
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Sammeliibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Blrgerschaft am 18. Juni 2014

A. Kenntnisnahmen
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Anlage

TOP | Drs- |Gegenstand
Nr.
19 | 11948 | Bericht des Gesundheitsausschusses
20 | 11949 | Bericht des Kulturausschusses
22 [ 12038 | Bericht des Ausschusses Offentliche Unternehmen

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der

6 11779 | Smart City Hamburg — Herausforderungen der Zukunft CDhU Ausschuss fiir
aktiv begegnen Wirtschaft, Inno-

vation und Medi-
en

12 11993 |Haushaltsplan 2013/2014, Einzelplan 3.2 SPD Haushaltsaus-
Behorde fir Wissenschaft und Forschung schuss (f.) und
Zwischenunterbringung des Instituts fur Hydrobiologie Wissenschafts-
und Fischereiwissenschaft (IHF) der Universitat Hamburg ausschuss
Deckung von Mehrkosten in Ho6he von 350.000 Euro aus
der "Verlagerung des Instituts fur Hydrobiologie und Fi-
schereiwissenschaft"

13 11992 | Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Birger- SPD Ausschuss
schaft vom 23. Oktober 2013 Offentliche Unter-
"Wahrnehmung der beteiligungsrechtlichen Pflichten nehmen
durch die Universitat bei der Universitat Hamburg Marke-
ting GmbH" (Drucksache 20/9477)

14 11933 |Information des Senats Uiber das Abstimmungsverhalten | SPD, FDP |Europaaus-

im Bundesrat schuss
hier: Stellungnahme im Rahmen des Subsidiaritatsfriih-

warnsystems zu dem Vorschlag fur eine Richtlinie des

Europaischen Parlaments und des Rates Gber Gesell-

schaften mit beschrankter Haftung mit einem einzigen

Gesellschafter (COM(2014)212; BR-Drs. 165/14)

32 12034 | Paketdienstleister — stadtvertragliche Logistik fir die "letz- CDhu, Ausschuss fur
te Meile" GRUNEN |Wirtschaft, Inno-

vation und Medi-
en

34 12036 |Anpassung der Fordermittel an die zunehmenden Her- SPD, FDP |Sportausschuss
ausforderungen des Hamburger Leistungssports




6730 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 89. Sitzung am 18. Juni 2014

C. Einvernehmliche Ausschussempfehlungen

TOP | Drs-Nr. Ausschuss Gegenstand

17 11930 | Gesundheitsausschuss | Einfihrung einer Hamburger Pflegekammer priifen

18 11931 | Gesundheitsausschuss |Personalmangel im Pflegedienst in Hamburgs Kliniken — die
Auswirkungen auf die Versorgung der Patientinnen und Patien-

ten darlegen






